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Vorwort

Dieses Programmbuch ist der Versuch, die Beschlüsse der Julis Berlin, die in den 

zurückliegenden Jahren gefasst wurden, in einem Gesamtwerk zu vereinen. Dabei war 

es nicht immer leicht, bei Wechselnden Vorständen und wechselnder Buchführung die 

genaue Herkunft und den vollständig aktuellen Wortlaut des Beschlusses 

herauszufinden. Umso wichtiger ist, dass sich das Programmbuch durch Kontinuität 

und Vollständigkeit auszeichnet. Es gibt eine Langversion, in der die komplett 

ausformulierte Beschlusslage nachzulesen ist. Eine handlichere Kurzversion soll 

Beschlusslagen und Positionen verdeutlichen und enthält Kürzungen der längsten 

Textpassagen. Das Programmbuch soll uns Hilfestellung geben, was an Beschlüssen 

vorliegt und vermeiden, das Rad neu zu erfinden, damit wir keine Beschlüsse doppelt 

diskutieren, die schon auf dem Papier stehen und auch kein Beschluss in 

Vergessenheit gerät.

Holger Sieg, stv. Landesvorsitzender Julis Berlin

Grundsatzbeschlüsse

Moderne Verfassung für modernes Deutschland

Das Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland feiert in diesem Jahr seinen 55. 

Geburtstag. Das ursprünglich nur als Provisorium gedachte und deshalb nicht 

Verfassung genannte Grundgesetz hat sich mittlerweile als maßgeblicher Faktor zur 

Herbeiführung und Bewahrung stabiler politischer Verhältnisse in der Bundesrepublik 

Deutschland bewährt. Nicht ohne Grund sind die Staatsrechtler Deutschlands gefragte 

Experten, wenn andere Staaten, die einen demokratischen Wandel vollziehen, sich 

eine neue Verfassung geben möchten.

Nichtsdestotrotz hat das Grundgesetz auch negative Folgen für die Entwicklung der 

politischen Verhältnisse. Dies liegt einerseits in den so bis dato nicht bekannten 

Strukturen der Gesetzgebungsorgane, die ihre Grundlage vor allem in den 1949 noch 

frischen Erfahrungen mit den Schwächen der Weimarer Reichsverfassung hatten, als 

auch in den vielen Änderungen die das Grundgesetz bis heute erfahren hat, und die 

Veränderung zum Nachteil der demokratischen Entscheidungsstrukturen zur Folge 

hatten. Hierbei seien insbesondere genannt:

1. eine massive Schwächung der Position der Länder durch Heranziehung nahezu 

jeglicher, ursprünglich den Ländern zustehenden, Gesetzgebungskompetenzen der 

sogenannten konkurrierenden Gesetzgebung.

2. Verinstitutionalisierung der Parteien, durch mangelnde Einflussmöglichkeit der 

Bürger auf die innerparteiliche Listenaufstellung bei gleichzeitigem Bestehen der 5%-

Hürde.

3. eine 2. Kammer als Gesetzgebungsorgan, die sich nur mittelbar (nämlich über die 

in den gewählten Länderparlamenten gewählten Landesregierungen) demokratisch 

zusammensetzt.

Leitantrag zum 

Lako 2 / 2004
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4. ein kompliziertes System der Mischfinanzierung, das insbesondere Ländern und 

Kommunen die Verantwortlichkeit für ihre Haushaltspolitik entzieht und darüber 

hinaus als Folge den Landesregierungen im Bundesrat ein übermäßiges Vetorecht 

gegenüber Beschlüssen des Bundestages zuspricht.

5 mangelnde Instrumente der direkten demokratischen Beteiligung der Bürger, was 

aufgrund der Erfahrungen mit der Weimarer Republik 1949 noch verständlich, 

aufgrund des gewachsenen demokratischen Verständnisses der Bürger im Jahr 2004 

nicht mehr zeitgemäß ist und massiv zur Abwendung der Bürger von der Politik 

beiträgt.

Zur Bewältigung dieser Defizite schlagen die Jungen Liberalen Berlin eine Reform des 

Grundgesetzes wie folgt vor: 

Zuständigkeiten trennen - Föderalismus stärken

I Problem

Das Grundgesetz von 1949 gliedert Deutschland in Bundesländer. Durch die 

sogenannte Ewigkeitsklausel des Art. 79 Absatz 3 Grundgesetz wird eine Aufgabe der 

Gliederung des Bundes in Länder zumindest im Rahmen dieses Grundgesetzes 

ausgeschlossen. Auch die historische Entwicklung Deutschlands, das gerade auch im 

europäischen Vergleich eine sehr dezentrale Verteilung des kulturellen, 

wirtschaftlichen und sozialen Lebens aufweist und somit nicht nur über ein starkes 

Zentrum verfügt, gebietet eine föderale Struktur mit starken Regionen.

Ein erfolgreicher Föderalismus zeichnet sich gerade dadurch aus, dass die einzelnen 

Verwaltungseinheiten eine größtmögliche Eigenständigkeit bewahren und auf diese Art 

und Weise ihre regionalen Probleme wirksamer und unter stärkerer Bürgerbeteiligung 

lösen als es einer Zentralregierung möglich wäre. Über 50 Jahre 

Verfassungswirklichkeit in der Bundesrepublik Deutschland haben diese Prinzipien 

jedoch de facto aufgegeben. Zum einen wurden nahezu alle 

Gesetzgebungskompetenzen der sogenannten konkurrierenden Gesetzgebung vom 

Bund an sich gezogen, zum anderen haben sich die Länder in Staatsverträgen und 

Ministerkonferenzen selbst ihrer Befugnisse beraubt.

Die Jungen Liberalen Berlin sind jedoch der Meinung, dass die Länder nicht nur teure 

Verwaltungseinheiten darstellen, sondern vielmehr ihre individuelle Stärke aus 

eigenen Kompetenzen ziehen und sich miteinander in den föderalen Wettbewerb um 

die besten Problemlösungen begeben sollen.

II Lösungsvorschläge

Daher fordern die Jungen Liberalen Berlin:

1. eine klare Trennung der Gesetzgebungskompetenzen zwischen Bund und Ländern

2. die Aufgabe der sogenannten konkurrierenden Gesetzgebung; sollte eine 

Kompetenzübertragung als notwendig erachtet werden, soll dies nur mit der zur 

Änderung des Grundgesetzes erforderlichen 2/3-Mehrheit möglich sein

3. die Aufgabe der sogenannten Rahmengesetzgebung. Bund und Länder haben in 

ihren Bereichen eine Allzuständigkeit

III Grundgesetzänderungen

Das Grundgesetz ist daher wie folgt zu ändern:

1. Artikel 70 Absatz 2 GG wird gestrichen.

2. Artikel 72 GG (Konkurrierende Gesetzgebung) wird gestrichen.
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3. Artikel 73 GG (ausschließliche Gesetzgebungskompetenz des Bundes) wird um 

folgende Punkte ergänzt:

a) das bürgerliche Recht, das Strafrecht, die Gerichtsverfassung und das gerichtliche 

Verfahren.

b) das Aufenthalts- und Niederlassungsrecht der Ausländer

c) die Angelegenheiten der Flüchtlinge und Vertriebenen

d) die Kriegsschäden und die Wiedergutmachung

e) die Versorgung der Kriegsbeschädigten und Kriegshinterbliebenen und die Fürsorge 

für die ehemaligen Kriegsgefangenen

f) die Kriegsgräber und Gräber für anderer Opfer des Krieges und Opfer von 

Gewaltherrschaft

g) das Recht der Wirtschaft (Bergbau, Industrie, Energiewirtschaft, Handwerk, 

Gewerbe, Handel, Bank- und Börsenwesen, privatrechtliches Versicherungswesen)

h) das Recht der Enteignung, soweit sie auf den Sachgebieten des Artikel 73 in 

Betracht kommen. 

i) die Erzeugung und Nutzung der Kernenergie zu friedlichen Zwecken, die Errichtung 

und den Betrieb von Anlagen, die diesen Zwecken dienen, den Schutz gegen 

Gefahren, die bei Freiwerden von Kernenergie oder durch ionisierenden Strahlen 

entstehen, und die Beseitigung radioaktiver Stoffe

j) die Verhütung des Missbrauchs wirtschaftlicher Machtstellung

k) die Förderung der land- und forstwirtschaftlichen Erzeugung, die Sicherung der 

Ernährung, die Ein- und Ausfuhr land- und forstwirtschaftlicher Erzeugnisse, die 

Hochsee- und Küstenfischerei und den Küstenschutz

l) die Maßnahmen gegen gemeingefährliche und übertragbare Krankheiten bei 

Menschen und Tieren und die Zulassung zu ärztlichen und anderen Heilberufen und 

zum Heilgewerbe

m) den Schutz beim Verkehr mit Lebens- und Genussmitteln, Bedarfsgegenständen, 

Futtermitteln und land- und forstwirtschaftlichem Saat- und Pflanzgut, den Schutz der 

Pflanzen gegen Krankheiten und Schädlinge sowie den Tierschutz

n) die Hochsee- und Küstenschifffahrt sowie die Seezeichen, die Binnenschifffahrt, den

Wetterdienst, die Seewasserstraßen und die dem allgemeinen Verkehr dienenden 

Binnenwasserstraßen

o) den Straßenverkehr, das Kraftfahrtwesen, den Bau und die Unterhaltung von

Landstraßen für den Fernverkehr sowie die Erhebung und Verteilung von Gebühren für 

die Benutzung öffentlicher Straßen mit Fahrzeugen

p) die Staatshaftung des Bundes 

q) die künstliche Befruchtung beim Menschen, die Untersuchung und die künstliche 

Veränderung von 

Erbinformationen sowie Regelungen zur Transplantation von Organen und Geweben

r) das Jagdwesen, den Naturschutz und die Landschaftspflege

s) das Melde- und Ausweiswesen

4. Artikel 74 GG (Gegenstände konkurrierender Gesetzgebung) wird gestrichen.

5. Artikel 74a GG (Konkurrierende Gesetzgebung für Besoldung und Versorgung im 

Öffentlichen Dienst) wird gestrichen.

6. Artikel 75 GG (Rahmengesetzgebung) wird gestrichen.
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Bundestag und Bundesrat reformieren - Entscheidungen ermöglichen

I Problem

Der deutsche Gesetzgeber hat es schwer. Nicht nur muss er im Bundestag die 

Stimmen der Regierungsmehrheit zusammenhalten, auch der Bundesrat will 

überzeugt werden, da er bei nahezu allen gesetzgeberischen Entscheidungen 

mittlerweile zustimmungspflichtig ist. Zwar sieht das Grundgesetz aus guten Gründen 

eine Beteiligung der Länder an der Gesetzgebung des Bundes vor; jedoch sind 

mittlerweile nahezu alle kostenwirksamen Entscheidungen zustimmungspflichtig, da 

sie auch Auswirkungen auf die Haushalte von Ländern und Gemeinden haben. Die 

Beteiligung der Länder über die Landesregierungen hat jedoch, wie sich immer stärker 

gezeigt hat, nicht wirklich zu einer Beteiligung der Länderinteressen geführt, sondern 

vielmehr eine Art „Revanchekammer“ für die jeweilige Bundestagsopposition etabliert. 

Da das Wählerverhalten meist antizyklisch verläuft – d.h. die jeweilige 

Regierungsmehrheit auf Bundesebene unterliegt meist bei den nächsten 

Landtagswahlen – stellt zumeist die Bundestagsopposition die Mehrheit der 

Landesregierungen. Deren Verhalten im Bundesrat richtet sich jedoch meist vielmehr 

nach dem politischen Interesse der Parteiführung als nach den spezifischen Interessen 

ihrer jeweiligen Länder.

Darüber hinaus findet mittlerweile nahezu alle 6 Monate eine Landtagswahl statt, die –

gerade auch aufgrund der Mehrheitsverhältnisse im Bundesrat – viel Beachtung auf 

Bundesebene findet. Regierung und Opposition befinden sich somit in einer Art 

Dauerwahlkampf, die sich ebenfalls negativ auf die Entscheidungsfreude des 

deutschen Gesetzgebers auswirkt.

Gerade auch aus diesen Gründen hat sich in der Bundesrepublik Deutschland ein 

Reformstau und eine Entscheidungsunlust etabliert. Sofern überhaupt Entscheidungen 

getroffen werden, handelt es sich meist nur um Minireförmchen, die den kleinsten 

gemeinsamen Nenner eines monatelangen Ringens von Regierung und Opposition 

darstellen.

II Lösungsvorschläge

Daher fordern die Jungen Liberalen Berlin eine Reform der Gesetzgebungsorgane wie 

folgt:

1. Vereinheitlichung der Wahltermine

a) gemeinsame Landtagswahlen und Kommunalwahlen

Da in einem der 16 Bundesländer mittlerweile so gut wie alle 6 Monate eine 

Landtagswahl stattfindet, was auf Bundesebene aus wahltaktischen Gründen zu 

mangelnder Entscheidungsfreudigkeit führt, ist dringend eine Vereinheitlichung der 

Wahltermine erforderlich. Landtagswahlen sollen für alle Bundesländer gemeinsam an 

einem Termin stattfinden. Im Falle des Scheiterns von (Koalitions-)Regierungen findet 

eine Nachwahl nur für den Rest der Legislaturperiode statt, sofern diese noch länger 

als 12 Monate andauert. Dasselbe gilt für die Kommunalwahlen, die bundeseinheitlich 

in allen Kommunen stattfinden sollen.

b) Dauer der Legislaturperioden

Eine Verlängerung der Legislaturperioden mag aus Effektivitätsgründen sinnvoll 

erscheinen, jedoch bedarf eine lebendige Demokratie auch der regelmäßigen 

Legitimation durch die Bürger, so dass die Legislaturperiode des Deutschen 

Bundestages und die sämtlicher Landtage auf maximal 4 Jahre festgeschrieben 

werden soll. Eine Effektivitätssteigerung sollte vielmehr durch die Koordinierung der 

verschiedenen Wahltermine selbst erreicht werden.
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c) Aufteilung von Bundestags-, Landtags- und Kommunalwahlen 

Im Rahmen der Vereinheitlichung von Wahlterminen soll gewährleistet werden, dass 

die Wahlen zu den Landtagen der Länder genau zur Hälfte der Legislaturperiode des 

Deutschen Bundestages stattfindet, so dass letztendlich - und in aller Regel - nur alle 

2 Jahre, dann aber auch alle Bürger des Landes, zu Wahlen aufgerufen wird.

Die Kommunalwahlen wiederum sollen zeitgleich mit der Bundestagwahl stattfinden, 

so dass auf Länder- und Kommunalebene letztlich alle 2 Jahre Wahlen stattfinden.

2. Reform des Bundestages

a) Abschaffung von Erst- und Zweitstimme

Auch 55 Jahre nach Gründung der Bundesrepublik Deutschland versteht etwa die 

Hälfte der Bevölkerung das Wahlsystem aus Erst- und Zweitstimme nicht. Daher ist 

dieses System zu ändern. Dem Persönlichkeitselement im deutschen Wahlsystem soll 

durch eine neue Zusammensetzung des Bundesrates Rechnung getragen werden. Der 

Bundestag dagegen soll sich rein nach dem Verhältnisprinzip zusammensetzen. Um 

den Bürgern jedoch die Möglichkeit zur Einflussnahme auf die zu wählenden 

Abgeordneten und damit gleichzeitig den Einfluss von Interessens- und Machtgruppen 

innerhalb der Parteien zu beschränken, ist eine personalisierte Verhältniswahl 

einzuführen; d.h. die Wähler entscheiden mit ihrer Stimme nicht nur über die zu 

wählende Partei sondern gleichzeitig auch über einen bestimmten Kandidaten. Auch 

soll die Kandidatur von Einzelpersonen möglich sein. Diese kandidieren in einem 

Bundesland und benötigen zu ihrer Wahl so viele Stimmen, das auf sie mindestens ein

Sitz entfällt. Erhalten sie mehrere Sitze, so bleiben diese vakant. Aus 

Praktikabilitätsgründen ist daher gegebenenfalls die Einführung eines sogenannten 

"Wahlbuches" erforderlich, in dem die Wähler die zur Wahl stehenden Listen samt 

sämtlicher Kandidaten nicht auf einem Zettel, sondern in einem Pamphlet vorfinden. 

Eine Stimme ist sodann auf einen bestimmten Kandidaten der bevorzugten Liste zu 

vergeben. Zur Vereinfachung des Auszählvorgangs wäre zum Beispiel denkbar, die 

Seiten des sogenannten Wahlbuches zu Perforieren, so dass nur die tatsächlich 

benutzte Seite in die Urne geworfen wird und somit in die Auszählung gelangt.

b) 5%-Hürde

Die sogenannte 5%-Hürde hat sich, zur Vermeidung einer Splittergruppenbildung im 

Parlament, bewährt. Jedoch soll auch weiterhin die regionale Verwurzelung einzelner 

Parteien, die bislang über die Direktmandatsklausel ihre Berücksichtigung findet, 

Einfluss auf die Zusammensetzung des Bundestages nehmen. Daher soll die 5%-

Hürde auf die Landesliste in der Form beschränkt werden, als dass zur Erreichung des 

Fraktionsstatus weiterhin bundesweit die Erreichung von 5% der abgegeben Stimmen 

erforderlich ist, aber ein Wahlvorschlag auch dann durch den rechnerisch auf sie 

entfallenden Anteil im Bundestag repräsentiert wird, wenn nur in einem Bundesland 

5% der abgegebenen Stimmen erreicht werden. Dieser Wahlvorschlag entsendet dann 

die der Landesliste zahlenmäßig zustehenden Abgeordneten.

3. Reform des Bundesrates

a) Zusammensetzung

Gemäß Artikel 79 Absatz 3 Grundgesetz ist eine Grundgesetzänderung, die eine 

Abschaffung der Beteiligung der Länder an der Gesetzgebung des Bundes vorsieht, 

zumindest im Rahmen dieses Grundgesetzes unzulässig. Darüber hinaus ist aber auch 

aus Gründen des Bundesstaatlichkeit weiterhin eine Beteiligung der Länder an der 

Gesetzgebung des Bundes geboten. Das bisherige Prinzip der Beteiligung der 

Landesregierungen hat sich jedoch nicht bewährt. Anstatt die spezifischen Interessen 

ihrer jeweiligen Länder zu vertreten, vertreten die Landesregierungen oftmals nur die 
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jeweilige Couleur ihrer parteipolitischen Zusammensetzung und blockieren die 

Gesetzgebung des Bundestages. Daher ist die Zusammensetzung des Bundesrates in 

ein sogenanntes „föderales Senatsmodell“ abzuändern. Dies bedeutet, dass in jedem 

Bundesland sogenannte „Senatoren“ von den Bürgern des jeweiligen Bundeslandes in 

einer reinen Persönlichkeitswahl gewählt werden. Diese vertreten dann im Bundesrat 

die Interessen der Bürger ihres Landes. Hierbei erhält jedes Bundesland die gleiche 

Anzahl von 3 Senatoren, da die unterschiedliche Bevölkerungsgröße der jeweiligen 

Bundesländer bereits bei der Zusammensetzung des Bundestages über die 

sogenannten Landeslisten berücksichtigt wird, und somit gewährleistet werden soll, 

dass auch kleinere Bundesländer bei der politischen Entscheidungsfindung beteiligt 

werden. Bei 16 Bundesländern besteht der Bundesrat dann zukünftig aus 48 

Senatoren.

b) Legislaturperiode

Jeder Senator wird in seinem Bundesland für die Dauer von 6 Jahren gewählt. Im Falle 

seines Rücktrittes oder Todes wird ein Nachfolger nur für den Rest seiner Amtszeit 

nachgewählt, sofern diese noch mehr als 12 Monate beträgt. Im Rahmen der 

Vereinheitlichung der Wahltermine soll gewährleistet sein, dass in jedem Land alle 2 

Jahre nur ein Senator, also sukzessiv, gewählt wird. Somit fällt die Senatorenwahl 

immer mit den Landtags- oder der Bundestagswahl zusammen.

c) Entscheidungskompetenz

Das bisherige Prinzip von Einspruchs- und Zustimmungsgesetzen wird beibehalten. In 

den Fällen, in denen das Grundgesetz entweder aus Gründen der Bedeutung der 

Entscheidungserheblichkeit oder aufgrund der Betroffenheit der Länder, die 

Zustimmung des Bundesrates voraussetzt, sollte auch weiterhin die Zustimmung der 

2. Kammer erforderlich sein. Vielmehr findet eine Reduzierung der 

Zustimmungsgesetze dadurch statt, dass eine strenge Trennung der Finanzierung von 

Bund und Ländern erfolgt, so dass der Großteil der Bundesgesetze eben keinen 

Einfluss auf die Länderverwaltungen und/oder -Finanzen mehr hat.

Mischfinanzierung beenden - Verantwortungsprinzip einführen

I Problem

Grundlegende Voraussetzung für ein Funktionieren einer klaren föderalen 

Aufgabenverteilung ist weiterhin auch die unabhängige, bedarfsorientierte 

Finanzierung der jeweiligen Gebietskörperschaften. Spätestens seit den 

Reformgesetzen der Großen Koalition von 1966-1969 wurde in der Bundesrepublik 

Deutschland jedoch ein hoch kompliziertes System der Mischfinanzierung eingeführt. 

Die aufkommensstärksten Steuerarten (Lohn-/Einkommenssteuer und Umsatzsteuer) 

fließen zum Teil dem Bund, zum Teil den Ländern und auch den Gemeinden zu. Der 

jeweilige Anteil richtet sich nach einem komplizierten Verteilungsschlüssel, der für die 

Bürger in der Regel nicht mehr nachvollziehbar ist. Als Folge hiervon können sich die 

Landesregierungen darüber hinaus im Bundesrat als Blockierer im Sinne ihrer 

jeweiligen parteipolitischen Interessen gerieren, da jegliche Änderung der 

Steuergesetzgebung durch den Bund auch Auswirkungen auf die Länder- und ggf. die 

Gemeindefinanzen hat. Gleichwohl ist auf Länder-, und noch verstärkt auf 

kommunaler Ebene, eine verantwortungsvolle Haushaltspolitik unmöglich, da auf 

Bundesebene veränderte Rahmenbedingungen auch der sparsamsten und 

innovativsten Kommune die Finanzgrundlage entziehen.
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II Lösungsvorschläge 

Daher fordern die Jungen Liberalen Berlin zur Stärkung des bundesdeutschen 

Föderalismus eine gänzliche Neufassung der Finanzverfassung unter Beachtung 

folgender Gesichtspunkte:

1. klares Trennungsprinzip; jede Gebietskörperschaft finanziert ihre eigenen Ausgaben

2. finanzpolitische Unabhängigkeit; nicht der Bundesgesetzgeber entscheidet über die 

Höhe von Steuern, die Ländern und Gemeinden zufließt, sondern die Länder und 

Gemeinden erheben ihre eigenen Steuern und legen die jeweiligen Steuertatbestände 

fest. Die Länder und Gemeinden treten dadurch auch untereinander in einen 

Wettbewerb.

3. Die Verteilung der Gesetzgebungs- und Ertragshoheit soll wie folgt aussehen:

a) Die Erhebung und das Aufkommen folgender Steuerarten steht zukünftig 

ausschließlich dem Bund zu (die Zahl in Klammern entspricht dem jeweiligen Ertrag 

dieser Steuer im Jahr 2002; Quelle: statistisches Bundesamt):

aa) die Lohn- und Einkommenssteuer (€ 191 Milliarden)

bb) die Zölle (€ 3 Milliarden)

cc) die Körperschaftssteuer (€ 3 Milliarden)

dd) sonstige Verbrauchssteuern (€ 20 Milliarden)

b) Die Erhebung und das Aufkommen folgender Steuerarten steht ausschließlich den 

Ländern zu: 

aa) die Umsatzsteuer (€ 105 Milliarden)

bb) Einfuhrumsatzsteuer (€ 33 Milliarden)

cc) Mineralölsteuer (€ 42 Milliarden)

dd) KFZ-Steuer (� 5 Milliarden); diese soll mit der Mineralölsteuer zusammengelegt 

werden

ee) Rennwett- und Lotteriesteuer (� 1,8 Milliarden)

ff) Erbschafts- und Schenkungssteuer (� 3 Milliarden)

c) Die Erhebung und das Aufkommen folgender Steuerarten steht ausschließlich den 

Gemeinden zu: 

aa) Grundsteuer (� 9 Milliarden)

bb) Grunderwerbssteuer (� 5 Milliarden)

cc) Gewerbesteuer (� 23,5 Milliarden)

dd) Die örtliche Verbrauchs- und Aufwandssteuern

d) Folgende Steuerarten fallen nach dem Willen der Jungen Liberalen Berlin ersatzlos 

weg, so dass eine Zuordnung unterbleibt:

aa) Vermögenssteuer (2002 noch � 0,239 Milliarden)

bb) Solidaritätszuschlag (� 10,4 Milliarden)

cc) die Zinsabschlagssteuer (� 8,5 Milliarden), da nach dem Willen der Jungen 

Liberalen Berlin Zinserträge den anderen Einkommensarten gleichgestellt und somit 

über die Lohn- und Einkommenssteuer besteuert werden soll.

e) Weiterhin ist die Tabaksteuer (� 13,8 Milliarden) in eine Umlage zur 

Gesundheitsfinanzierung umzuwandeln, deren Ertrag zweckgebunden dem 

öffentlichen Gesundheitssystem zufließen soll.

4. Weiterhin fordern die Jungen Liberalen Berlin, im Sinne einer verlässlichen Politik 

für die Bürger und Unternehmen, die Erhebung von weiteren, im Grundgesetz nicht 

ausdrücklich genannten und zugeordneten, Steuerarten nur auf eine begrenzte Zeit 

von 7 Jahren zuzulassen. Danach bedarf es zur weiteren Erhebung dieser Steuern 

einer erneuten Bestätigung durch den jeweiligen Gesetzgeber.

5. Im Gegensatz zum jetzigen, dezentralen, System der Finanzverwaltung fordern die 
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Jungen Liberalen Berlin jedoch eine einheitliche und zentrale Steuer- und 

Finanzverwaltung für das gesamte Bundesgebiet. Der Wettbewerb zwischen den 

Ländern und Gemeinden soll nicht durch unterschiedliche Bearbeitungspraxen und -

zeiten der einzelnen Finanzverwaltungen, sondern über die Steuersätze selbst 

erfolgen. Die Schaffung einer einheitlichen Finanzverwaltung hat für den Bürger den 

Vorteil, dass von Flensburg bis Garmisch-Partenkirchen einheitliche Verfahrens- und 

Prüfungsstandards angelegt werden würden. Zum anderen entfällt die Abhängigkeit 

von einzelnen Finanzämtern, z.B. wenn ein Bürger auf die zeitnahe Erstellung eines 

Grundlagenbescheid von Finanzamt X zur Wahrung seiner Frist bei Finanzamt Y 

angewiesen ist. Vielmehr könnte eine zentrale Finanzverwaltung jegliche 

Steuerpflichtigkeit von Bürgern und Unternehmen aufgrund der von den einzelnen 

Gebietskörperschaften mitgeteilten Steuersätze einheitlich bearbeiten.

6. Darüber hinaus soll, im Zuge einer verantwortungsbewussten Haushalts- und 

Finanzpolitik, eine Steigerung der Nettoneuverschuldung um mehr als 10% im 

Verhältnis zum vorangegangenen Haushaltsplanes nur mit einer qualifizierten 

Mehrheit (2/3-Mehrheit) im Bundestag möglich sein.

Mehr (direkte) Demokratie wagen - Volksentscheide ermöglichen

I Problem

Das Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland sieht so gut wie keine Elemente der 

direkten Demokratie vor. Selbst die Wahl des Staatsoberhauptes, der jedoch politisch 

kaum Einfluss nehmen kann, findet durch das besondere Konstrukt der 

Bundesversammlung statt. Im Ergebnis stellt die Wahl des Bundespräsidenten immer 

wieder ein Geschacher zwischen verschiedenen Parteien dar, um auf eine Mehrheit in 

eben jener Bundesversammlung zu kommen.

Weiterhin haben die Bürgerinnen und Bürger jedoch auch in anderen Fragen nicht die 

Möglichkeit, Entscheidungen der (Bundes)Politik zu bestätigen oder zu kippen oder 

gar Volksentscheide über bundespolitische Themen selbst herbeizuführen. So ist die 

Bundesrepublik Deutschland einiges der wenigen Länder in denen das Volk nicht über 

die Ratifizierung der Verträge von Maastricht oder Amsterdam oder gar die Einführung 

des Euro befragt wurde. Zwar bergen solche Abstimmungen auch das Risiko der 

Ablehnung wichtiger Entscheidungen; jedoch ist dies in Kauf zu nehmen, wenn das 

Volk tatsächlich als Souverän anerkannt werden soll. Vielmehr ist es Aufgabe der 

Politik massivst für solche Projekte zu werben und damit auch die Bereitschaft in der 

Bevölkerung zu steigern. Die Erfahrung in anderen Ländern der EU hat gezeigt, dass 

eine Mehrheit der Bürger durchaus überzeugt werden kann.

II Lösungsvorschläge

Die Jungen Liberalen Berlin fordern daher eine Ergänzung des Grundgesetzes wie 

folgt:

1. Direktwahl des/der Bundespräsidenten

Die direkte Wahl des Bundespräsidenten alle 5 Jahre mit einer absoluten Mehrheit der 

abgegebenen Stimmen. Erhält ein Kandidat/in im ersten Wahlgang nicht die absolute 

Mehrheit, so ist eine Stichwahl zwischen den zwei Bewerbern mit den meisten 

Stimmen 14 Tage später durchzuführen.

2. Volksinitiativen

Im Grundgesetz soll die Möglichkeit von Volksinitiativen (Ziel: Befassung des 
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Bundestages mit einem Gesetzesentwurf oder einem Sachthema) verankert werden. 

Hierfür sollen innerhalb eines halben Jahres 0,5 Prozent aller Wahlberechtigten ihre 

Zustimmung schriftlich bekunden. Beim Stand des Jahres 2002 mit 61,4 Millionen 

Wahlberechtigten (Quelle: statistisches Bundesamt), bedeutet dies die Zustimmung 

von ca. 307.000 Wahlberechtigten.

3. Volksbegehren

Weiterhin soll im Grundgesetz die Möglichkeit von Volksbegehren (Ziel: Erlass, 

Änderung oder Aufhebung eines Gesetzes) verankert werden. Zur Zulässigkeit eines 

Volksbegehrens müssen innerhalb eines halben Jahres 3 Prozent aller 

Wahlberechtigten (also z.Zt. ca. 1,84 Millionen Wahlberechtigte) schriftlich ihre 

Zustimmung bekunden. Im Falle eines auf Änderung des Grundgesetzes gerichteten 

Gesetzes bedarf die Zustimmung 5 Prozent aller Wahlberechtigten (ca. 3,07 Millionen 

Wahlberechtigte). Steuergesetze sind von der Möglichkeit eines 

Volksbegehrens/Volksentscheides auszunehmen.

4. Volksentscheide

Ist ein Volksbegehren zulässig, so ist innerhalb von 6 Monaten ein Volksentscheid 

hierüber durchzuführen. Zur Gültigkeit des Volksentscheides bedarf es folgender 

Quoren:

a) einfache Gesetze

bei einfachen Gesetzen beträgt die erforderliche Zustimmung 50% plus eine Stimme 

aller Wählerinnen und Wähler, wobei insgesamt mindestens 25% aller 

Wahlberechtigten (ca. 15,35 Millionen) zugestimmt haben müssen. Dasselbe gilt für 

die Ratifizierung von EU-Verträgen.

b) Änderungen des Grundgesetzes

Änderungen des Grundgesetzes bedürfen der Zustimmung von mindestens 2/3 aller 

Wählerinnen und Wähler, wobei insgesamt eine absolute Mehrheit aller 

Wahlberechtigten (ca. 30,7 Millionen) zugestimmt haben müssen. Weiterhin gelten die 

Einschränkungen des Art. 79 Absatz 3 GG.

c) Rechtsfolge

Ein gültiger Volksentscheid ist Gesetzesbeschlüssen gem. Artikel 77 ff. GG 

gleichgestellt. Es bedarf keiner weiteren Zustimmung des Bundestages oder des 

Bundesrates. Die Verkündung und das Inkrafttreten erfolgt nach den Maßgaben des 

Artikel 82 GG. Darüber hinaus sind die Kosten zur Durchführung eines Volksbegehrens 

den Antragsstellern zurückzuerstatten.

5. Die JuLis Berlin fordern darüber hinaus eine Ratifizierung einer etwaigen EU-

Verfassung durch die Wählerinnen und Wähler.

6. Volkentscheid aufgrund Beschluss des Bundestages oder des Bundesrates

Darüber hinaus ist ein Volksentscheid durchzuführen, wenn eine absolute Mehrheit der 

Mitglieder des deutschen Bundestages dies beschließt; bei zustimmungspflichtigen 

Gesetzen kann auch eine absolute Mehrheit der Mitglieder des Bundesrates die 

Durchführung eines Volksentscheides beschließen.

7. Regelungen in den Ländern

Diese grundgesetzlichen Regelungen betreffen nur die Gesetzgebung des Bundes. Das 

Grundgesetz soll darüber hinaus lediglich vorschreiben, dass es die Instrumente der 

Volksinitiativen, Volksbegehren und Volksentscheide auch auf Länder- und 

Kommunalebene zu geben hat. Die tatsächliche Ausgestaltung bleibt jedoch den 

Ländern und Kommunen überlassen. 
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Für eine Metropole Berlin – Forderungen an eine FDP in Regierungsverantwortung

Berlin braucht Wachstum und Aufschwung. Die gesellschaftliche und wirtschaftliche 

Entwicklung der deutschen Hauptstadt ist Besorgnis erregend. Während in den 

meisten Ländern der Erde die Hauptstadtregionen gesellschaftlicher und 

wirtschaftlicher Wachstumsmotor des ganzes Landes sind, hat sich das eigentlich so 

chancenreiche Berlin zur roten Laterne der Bundesrepublik entwickelt. Nur mit 

massiven Sonderfinanzhilfen des Bundes wird Berlin in den nächsten Jahren seinen 

finanziellen Verpflichtungen nachkommen können.

Es ist höchste Zeit für Veränderungen. Berlin braucht liberale Konzepte, um den Weg 

aus der Einbahnstrasse von Arbeitslosigkeit, Neuverschuldung und drastischen 

Kürzungen verlassen zu können. 

Kurzum: Berlin braucht die FDP.

Die Jungen Liberalen Berlin fordern die Berliner FDP auf, in Koalitionsverhandlungen 

nach der Wahl folgende - für die JuLis essentielle - Punkte aus ihrem von den JuLis

mitgestaltetem Wahlprogramm durchzusetzen und entweder bereits im Rahmen eines 

100-Tage-Programmes oder durch entsprechende Koalitionsvereinbarungen für die 

Zukunft fest zu verabreden:

1. Kita und Schule

Die drastische Haushaltslage Berlins wirkt sich vor allem im Bildungsbereich negativ 

aus. In Schulen verfallen die sanitären Einrichtungen, die Heizungen sind defekt, die 

Lehrmittel und Möbel verrotten und die Kinderbetreuung wird zunehmend Opfer der 

Pauschalkürzungen. Auch die schulische Bildung muss den Bedürfnissen einer multi-

kulturellen Stadt gerecht werden und darf nicht länger Migrantenkinder

vernachlässigen.

� Kitaangebote

Kostenfreie Kita-Plätze müssen flächendeckend angeboten werden. Da es unrealistisch 

ist, dass das Land Berlin selbst eine entsprechende Versorgung gewährleistet, müssen 

langfristige Rahmenverträge mit Freien Trägern geschlossen werden, die diesen auch 

Planungssicherheit geben.

� Private Public Partnership (PPP) und Sponsoring

Für die mitunter desaströsen Zustände an den Berliner Schulen müssen private 

Partner oder ggf. Sponsoren gefunden werden. Um ihnen dies zu vereinfachen, ist die 

zumeist bürokratische Auslegung des Ausschreibungsrechts dringend zu verändern, 

denn viele Eltern und Firmen wären grundsätzlich bereit, durch Spenden und 

Eigeninitiativen die Schulen zu verbessern. Privates Sponsoring darf jedoch in keinem 

Fall zur Kürzung des Bildungshaushaltes genutzt werden.

� Schul-Assistenten

Lehrerassisten sollen in Eigenverantwortung der Schulen Lehrer beim Unterrichten 

unterstützen und ergänzen können. Insbesondere an Schulen mit hohem Anteil an 

Migrantenkindern kann man so mehr individuelle Betreuung ermöglichen und ggf. 

einige Kinder in Hinblick auf ihre Probleme gesondert fördern.

2. Hochschule und Wissenschaft

An den Berliner Universitäten müssen immer mehr Studenten durch immer weniger 

Professoren unterrichtet werden. Es wird essentiell sein, dass Berlin die Wissenschaft 

Leitantrag zum 

Lako 3 /2006
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und Forschung zunehmend als ihren Standortfaktor begreift, da Berlin über wenig 

Industrie und Wirtschaft verfügt. Hierzu müssen die Hochschulen jedoch den 

Anforderungen der Wissensgesellschaft gerecht werden.

� Hochschulautonomie

Berlin muss Vorreiter einer neuen und erfolgreichen Hochschulpolitik werden. Die 

Hochschulen sollen zukünftig eigenständig in wichtigen Entscheidungsbereichen 

bestimmen dürfen und das Berufungsrecht sowie die Budgethoheit zugewiesen 

bekommen.

� Studiengebühren nur nachgelagert

Nicht nur die prekäre Haushaltslage Berlins, auch der Wettbewerb mit anderen 

Bundesländern wird Berlin dazu bewegen, Studiengebühren einzuführen. Für die FDP 

muss jedoch klar sein, dass diese Gebühren ausschließlich und ergänzend den 

Hochschulen zufließen und darüber hinaus nur nachgelagert, d.h. durch zinslose 

Darlehen bis zum Studienabschluss, erhoben werden dürfen. Und dies auch nur soweit 

die Absolventen über eigenes Einkommen verfügen.

3. Sozial- und Gesellschaftspolitik

Berlin verfügt über eine bunte Vielfalt an verschiedenen gesellschaftlichen Gruppen. 

Deshalb setzen wir uns für eine Gesellschaft des fairen Miteinanders, der Integration 

von Minderheiten und der Mitverantwortung ein.

� Keine Ausgabensenkungen

Um die Aufgaben der Sozial- und Gesellschaftspolitik langfristig wahrnehmen zu 

können, fordern wir die FDP auf, sich gegen Ausgabensenkungen in diesem Bereich zu 

sperren. Ergänzend fordern wir absolute Transparenz und Qualitätskontrolle.

� Stärkung des Ehrenamtes

Ehrenamtliches Engagement ist für eine soziale Gesellschaft unablässig. Sei es als 

Trainer in Sportvereinen, als private Initiative oder als rein persönliches Engagement 

für seine Mitmenschen. Das Ehrenamt gibt der Gesellschaft sein soziales Antlitz. Zur 

Förderung solcher Aktivitäten sollen verstärkt kostenfrei öffentliche Räume und 

begrenzte Kontingente an ÖPNV-Fahrkarten zur Verfügung gestellt werden als auch 

über Sachmittelzuschüsse und Preisverleihungen das Engagement finanziell und 

moralisch unterstützt werden.

� Gewalt gegen Kinder und Jugendgewalt

Dem zunehmenden Problem der Gewalt gegen Kinder und der von Jugendlichen 

ausgehenden Gewalt muss entgegengetreten werden. Dafür müssen rechtliche 

Grundlagen geschaffen werden, die die Zusammenarbeit zwischen Sozial-, Jugend-

und Krankenhausmitarbeitern und Lehrern intensivieren.

� Entkriminalisierung von Drogenabhängigen

Um Schwerstabhängige aus dem kriminellen Umfeld zu holen, die Absatzmärkte für 

Drogen zu erschweren, aber auch um die Verfolgungsbehörden zu entlasten, sollen 

kontrollierte Abgaben an Schwerstabhängige eingeführt und eine intensive Betreuung 

durch die örtliche Straßensozialarbeit ermöglicht werden. Darüber hinaus fordern wir 

die Legalisierung von Cannabis.

� Schwule und Lesben

Die FDP soll in Koalitionsverhandlungen darauf drängen, dass das Land Berlin 

gemeinsam mit anderen Bundesländern eine Bundesratsinitiative zur endgültigen 

Gleichstellung von schwulen und lesbischen gegenüber heterosexuellen 

Lebenspartnerschaften betreibt.



14

4. Integrationspolitik 

Berlin ist ein Schmelztiegel verschiedenster Kulturen und die neuen Berliner sind eine 

Bereicherung für die kulturelle Vielfalt unserer Stadt. Leider ist Berlin aber auch 

exemplarisch für misslungene Integration – Gettoisierung und Ausgrenzung wie im 

Wedding oder in Neukölln gilt es zu bekämpfen.

� Förderung der Sprachkompetenz

Das Erlernen der deutschen Sprache ist grundlegender Bestandteil für eine 

erfolgreiche Integration. Hierfür müssen endlich vielfältige Angebote geschaffen, 

gleichwohl aber auch Druckmittel verwandt werden. Für alle Kinder gilt die Pflicht ein 

Jahr vor der Einschulung die Start-Klasse - ein schulvorbereitendes Programm - zu 

besuchen, um die Startchancen aller Kinder zu erhöhen. Für Mütter mit 

Migrationshintergund ist ein verstärktes Angebot an Sprachkursen anzubieten, da sie 

ihre Kinder auch sprachlich prägen.

� Schluss mit der Polemik gegen Moscheebauten

Ein großer Teil der Berlinerinnen und Berliner ist inzwischen moslemischen Glaubens 

und deshalb müssen Moscheen und Minarette ebenso zum Stadtbild gehören wie 

christliche Kirchtürme. Die FDP ist aufgefordert, bau- und lärmemissionsrechtlich 

maskierte Hürden gegen Moscheebauten zu beseitigen und etwaige Koalitionspartner 

zur Einhaltung der religiösen Neutralität des Landes Berlin zu verpflichten.

5. Familienpolitik

Kinderlärm ist Zukunftsmusik. Damit sich dieser alte Spruch auch für Berliner Familien 

bewahrheitet, bedarf es einer neuen Ausrichtung in der Familienpolitik.

� Mehr Spielmöglichkeiten für Kinder

Vorhandene Bolz- und Spielplätze, sowie die Höfe der Schulen sollen für Kinder und 

Jugendliche zu erweiterten Zeiten zur Verfügung stehen.

� Ausbau der Ganztagsbetreuung

Die Kindertagesstätten und Schulen sollen finanzielle Anreize erhalten, auch über die

Kernbetreuungszeiten hinaus eine Betreuung von Kindern anzubieten. Damit soll die

Vereinbarkeit von Familie und Beruf zukünftig verbessert werden.

� Verbesserung des Kinderschutzes

Um Kinder besser vor Gewalt in der Familie oder durch Dritte zu schützen, sollen

insbesondere Lehrer, Ärzte und Krankenhausmitarbeiter in speziellen Kursen für

Anzeichen von Kindesmissbrauch sensibilisiert werden.

6. Gesundheitspolitik

Auch im Gesundheitsbereich hat Berlin die Chance auf viele neue Arbeitsplätze. Mit 

seinen Hochschulen bietet Berlin hervorragende Möglichkeiten zur Ansiedlung von 

Pharmaunternehmen und neuen Gesundheitszentren, z.B. Reha-Zentren. Diese gilt es 

im nationalen und internationalen Wettbewerb zu nutzen

� Sport und Suchtprävention in den Schulen

Das Angebot des Sportunterrichts in den Schulen soll ausgebaut werden. Auch soll die 

Suchtprävention einen zentralen Stellenwert im Unterricht erhalten, um gerade Kinder 

auf die Gefahren durch Rauchen, Alkohol und Drogen hinzuweisen. 
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� Ausbau der Angebote für Pflegebedürftige

Die Erfahrung hat gezeigt, dass Pflegebedürftige, insbesondere Demenzkranke, in 

privaten Wohngemeinschaften mit Pflege durch mobile Dienste und Angehörige - so 

lang dies möglich ist - häufig besser aufgehoben sind als in traditionellen 

Pflegeheimen. Solche Angebote sollen gefördert werden, indem die 

Gesundheitsdienste zentrale Hilfestellung für Angehörige bei der Einrichtung solcher 

Gemeinschaften und der Vermittlung geeigneter Räumlichkeiten und Pflegedienste 

leisten. 

7. Umwelt- und Energiepolitik

Zu einem lebenswerten Berlin gehört saubere Luft, sauberes Trinkwasser, möglichst 

geringer Lärm aber auch eine bezahlbare Energievorsorgung.

� Stadtparks und deren Pflege

Die vorhandenen Parkflächen in Berlin sollen zukünftig wieder besser gepflegt werden. 

Hierfür sind die Auflösung der Grünflächenämter und die Ausschreibung der 

Pflegearbeiten an Private vorzubereiten. Überall in Berlin müssen 

Hundeauslaufbereiche gut erreichbar sein, um Konflikte zwischen Hundehaltern und 

Dritten möglichst zu vermeiden.

� Schaffung eines Berliner Umwelthandbuches

Hier drin sollen alle wichtigen Verwaltungsvorschriften und Gesetze zum besseren 

Überblick gebündelt werden. Im Zuge dessen sind die einzelnen Vorschriften auf ihre 

Zweckmäßigkeit hin zu überprüfen.

� Mülltrennung

Anhand der vorhandenen Sortiermöglichkeiten soll die private Mülltrennung durch 

gelbe und graue Tonne überprüft und ggf. aufgelöst werden.

� Verstärkte Nutzung von Dachflächen

Die Dachflächen von öffentlichen Gebäuden sollen an Private für die Aufstellung von 

Sonnenkollektoren vermietet werden.

8. Kultur und Medien

Für eine lebendige Stadt wie Berlin ist eine breite Vielfalt von kulturellen Angeboten 

unerlässlich. Viel zu oft stoßen innovative Projekte auf bürokratische Hindernisse. 

Doch mit einem breiteren kulturellen Angebot, würde Berlins Attraktivität für Besucher 

aus dem In- und Ausland weiter steigen.

� Effiziente Mittelverwendung - Opern - Off-Szene

Die Mittel zur Kulturförderung sollen beibehalten, jedoch sinnvoller und transparenter 

verwandt werden. Hierfür sollen Zielkriterien aufgestellt werden, was man erreichen 

möchte, und anhand dieser Kriterien müssen die Fördermittel neu verteilt werden. 

Ausgliederungen in Stiftungen können die immer wieder vorhandene 

Schließungsgefahr beheben. Für die sog. Off-Szene sollen unbürokratisch nach Bedarf 

Räume zur Verfügung gestellt werden.

� Entbürokratisierung für mehr Clubs und Discotheken

Vorhandene bau- und ordnungsrechtliche Auflagen sollen auf ihre Sinnhaftig- und 

Notwenigkeit überprüft werden, um auch weiterhin zu gewährleisten, dass Berlin 

Heimat einer vielfältigen Club-Szene ist.
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9. Wirtschaftspolitik

Eine erfolgreiche Wirtschaftspolitik ist der Schlüssel zur Lösung der gewaltigen 

Probleme unserer Stadt. Die FDP bietet überzeugende Lösungen an und wir fordern, 

dass sie folgende mit Nachdruck in einem Koalitionsvertrag unterbringt:

� Freigabe der Ladenöffnungszeiten zumindest an Werktagen

Nach den positiven Erfahrungen während der WM planen einige Bundesländer die 

Freigabe der Ladenschlusszeiten an allen Werktagen. Gerade Berlin als junge und 

pulsierende Stadt, die sehr vom internationalen Tourismus und den neuen exzellenten 

Einkaufsmöglichkeiten profitiert, muss auch zukünftig für seine Bürger und Touristen 

attraktiv sein.

� Entbürokratisierung und Deregulierung

Berlin leidet unter einer beispiellosen Bürokratieverflechtung. So sind Kompetenzen 

sowohl auf Bezirksebene als auch auf Landesebene verteilt und schaffen für neue 

Investoren einen erheblichen Verwaltungsaufwand bei der Neuansiedelung oder 

Erweiterung. Diese Verflechtung muss durch die Abschaffung der Verwaltung auf 

Bezirksebene aufgelöst werden. Ebenso muss eine effektive 

Verwaltungsgerichtsbarkeit gewährleistet sein.

� Privatisierungen

Mit einer erheblichen Beteiligung an Unternehmen durch das Land Berlin blockiert die 

Stadt sich selbst. So bindet die Aufrechterhaltung des Betriebes enorme Kapazitäten 

und verhindert den Wettbewerb von Privaten. Wir fordern in den ersten 100 Tagen die 

Vorbereitung für die Ausschreibung aller städtischen Wohnungsbaugesellschaften und 

eine Überprüfung der Notwendigkeit aller Landesbeteiligungen durch unabhängige 

Gutachter.

10. Haushaltspolitik

Hand in Hand mit einer erfolgreichen Wirtschaftspolitik geht eine stringente und 

konsequente Haushaltspolitik. Nur wenn Berlin mit seinen Mitteln

verantwortungsbewusst umgeht, verzehrt es nicht die Chancen zukünftiger 

Generationen. Hierfür fordern wir die FDP zur Durchsetzung folgender Punkte auf:

� Neuverschuldung

Wir fordern die FDP auf, sich dafür einzusetzen, dass die Neuverschuldung auf die 

Höhe der Investitionen begrenzt wird.

� Ausschreibung öffentlicher Aufgaben

Die Ausschreibung der Aufgaben der Müllentsorgung und der Stadtreinigung soll

vorbereitet, sowie alle sonstigen öffentlichen Aufgaben der Daseinsvorsorge auf

Ausschreibbarkeit von einer unabhängigen Kommission überprüft werden. Ebenfalls

ausgeschrieben werden sollen die Krankenhäuser der Vivantes GmbH.

- Transparente Haushaltsaufstellung

Wir fordern die FDP ebenso dazu auf, sowohl auf Bezirks- als auch auf Landesebene

eine neue Haushaltswirtschaft unter den Gesichtspunkten von kaufmännischer

Buchführung mit Kosten- und Leistungsrechnungen zu initiieren. Nur so wird der

tatsächliche Haushalt für Bürger und Politik transparent und nachvollziehbar.

� Betriebsbedingte Kündigungen auch im Öffentlichen Dienst

Berlin wird nicht umhin kommen, einem Teil seiner Beschäftigen im ÖD 

betriebsbedingt zu kündigen und vermehrt auf Leistungskriterien bei der Bezahlung zu 

setzen. Berlin muss seine immensen Verwaltungskosten in den Griff bekommen.
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11. Innenpolitik

Liberale Innenpolitik bedeutet Wahrung der Rechte der Bürger, gleichwohl Einsatz für 

deren Sicherheit und rigider Umgang mit Gefahren und Tätern.

- Effektive Polizei

Die Polizei soll von sie nicht unmittelbar betreffenden Aufgaben des Objektschutzes 

und des Abschiebegewahrsams befreit werden. Gleichwohl müssen die Mittel 

aufgebracht werden, um die Polizei mit den neusten technischen Geräten ausstatten 

zu können. Die Einrichtung von Polizeiläden im Kiez soll die Ansprechbarkeit 

erleichtern.

- Korruptionsbekämpfung

Zur besseren Bekämpfung der auch in Berlin verbreiteten Korruption soll eine 

Internetplattform eingerichtet werden, auf der Bürger anonyme Hinweise auf 

Korruption mitteilen können. Zur Vermeidung von institutioneller Korruption sollen 

ehemalige Senatsmitglieder und Staatssekretäre frühestens fünf Jahre nach Amtsende 

in die Leitung von landeseigenen oder landesnahen (z.B. Gewinner von öffentlichen 

Ausschreibungen) Unternehmen wechseln dürfen. 

12. Rechtspolitik

Liberale Innenpolitik geht mit liberaler Rechtspolitik, die effektiven Rechtsschutz für 

die Bürger gewährleistet und klare und möglichst wenig einschneidende gesetzliche 

Regelungen schafft, einher.

- Modernisierung der Justiz

Die verbesserte Ausstattung der Justiz mit Software, Internet-Zugängen und 

Telekommunikationsmitteln muss fortgeführt werden. Um weiterhin Rechtsschutz zu 

gewährleisten und eine zeitnahe Strafverfolgung sicherzustellen, kann der seit Jahren 

andauernde Personalabbau im Justizwesen nicht ungeprüft fortgesetzt werden. 

Insbesondere sollen Maßnahmen ergriffen werden, um die Bürokratie im Bereich der 

Justiz abzubauen.

- Schlichtungsregelungen

Zur Entlastung der Gerichte und zur Förderung der gütlichen Streitbelegung ist die 

Brandenburger Regelung, die in Zivilverfahren unter EUR 750,00 Streitwert einen 

obligatorischen Schlichtungstermin vorsieht, zu übernehmen. Weiterhin ist das 

Mediationswesen weiter auszubauen.

- Privatisierung des Gerichtsvollzieher- und Registerwesens

Zur Entlastung der Justiz sollen die Aufgaben des Gerichtsvollziehers und des 

Registerwesens auf Private im Rahmen der Organleihe übertragen werden.

- Verbesserte Haftbedingungen und offener Vollzug

Die chronisch schlechten und mitunter verfassungswidrigen Haftbedingungen in Berlin 

müssen verbessert werden. Hier ist neben einer etwaigen Vergrößerung und besseren 

finanziellen Ausstattung der Vollzugsanstalten auch vermehrt auf den offenen Vollzug 

zurückzugreifen, zumal dort die Rückfallquote auch deutlich geringer ausfällt.

13. Verkehrspolitik

Eine ausgewogene Verkehrspolitik ist Grundlage für ein hohes Maß an Mobilität - ein 

nicht zu unterschätzender Freiheitswert und ein wichtiger Standortfaktor. Neben der 

Verbesserung der öffentlichen Verkehrsmittel darf jedoch auch der Individualverkehr 

nicht vernachlässigt werden.



18

� Renaissance der Grünen Welle

Berlin kann mit der Grünen Welle nicht nur die Fahrzeiten verkürzen und den 

Stressfaktor abbauen, die Wiedereinführung führt auch zu verringertem Stoppen und 

Anfahren und damit zu weniger Schadstoffausstoß und Lärmbelästigung.

� Flughafen Tempelhof offen halten

Der Flughafen Tempelhof ist neben dem Neubauprojekt BBI ein elementar wichtiger 

Bestandteil des Berliner Infrastrukturnetzes. Es gilt diesen verkehrstechnisch optimal 

angebundenen City-Airport für eine gute Erreichbarkeit des Standortes Berlin 

beizubehalten.

- ÖPNV internationalisieren

Berlin muss aus den Erfahrungen der WM und denen anderer Städte lernen. Wer 

Touristenhochburg für Reisende aus aller Welt sein will, muss es diesen auch 

ermöglichen, möglichst ohne fremde Hilfe in der Stadt zurecht zu finden. Das gesamte 

Berliner ÖPNV-Netz muss daher mittelfristig Ansagen, Hinweise und Erklärungen auch 

in englischer Sprache anbieten.

- ÖPNV stärken

Berlin bekennt sich klar zum Aus- und Weiterbau der schienengebundenen 

Nahverkehrsmittel, sofern sich nach Kosten-Nutzen-Analysen der Sinn der 

Baumaßnahmen erkennen lässt. Vorrangig muss ein Lückenschluss von U- und S-

Bahn 

-Strecken (z.B. U1, U2, U3, U5 Cheruskerkurve und Stammbahn) sowie ein dezenter 

Weiterbau von Straßenbahnstrecken im eigenen Gleisbett im Westteil der Stadt 

betrieben werden.

14. Verwaltungsreform und Bürgernähe

Eine effiziente Verwaltung erleichtert nicht nur das Leben des Bürgers, sondern macht 

eine Stadt auch für Investoren attraktiver. Berlin hat ganz grundlegende Aufgaben 

hierfür zu bewältigen.

- Bezirksverwaltungen abschaffen

Die Verwaltung der Einheitsgemeinde Berlin soll zentral durch das Land erfolgen, 

welches in den Bezirken nur örtliche Zweigstellen und Bürgerämter unterhält. Die 

demokratische Teilhabe der Bürger soll zukünftig durch ein zeitgleich mit den Wahlen 

zum Abgeordnetenhaus demokratisch gewähltes Bürgerforum gewährleistet werden. 

Dieses Bürgerforum steht der Senatsverwaltung beratend zur Seite; bei bestimmten 

Aufgaben ist es vorher anzuhören, bzw. seine Zustimmung einzuholen.

- Stärkere Bürgerteilhabe

Weiterhin sollen die Bürger verstärkte demokratische Einflussmöglichkeit haben. Die 

FDP ist daher aufgefordert, mit ihrem/n Koalitionspartner/n die Einführung des 

Kumulieren und Panaschieren für die Wahlen zu den BVVen und zum 

Abgeordnetenhaus abzusprechen und für eine verfassungsändernde Mehrheit zu 

werben.

- Landesliste

Die FDP wird aufgefordert sich für die Änderung des Wahlgesetzes dahingehend 

einzusetzen, dass ab sofort für alle Parteien nur noch Landeslisten, die durch 

Landesmitgliederversammlungen aufgestellt werden, für die Wahl zum AGH 

zugelassen werden. 



19

Wir in Berlin

Allgemeiner Teil:

Die Jungen Liberalen Berlin begreifen sich als politische Jugendorganisation einer modernen, 
liberalen Großstadtpartei. Durch die Stadtstaatenlage unterscheiden sich die Julis Berlin von den 
Julis der Flächenländer. Die Julis der Großen Flächenstaaten kennzeichnen sich durch starke 
regionale Aktivität in den Orten, Kreisverbänden und Bezirken, die wiederum föderal im jeweiligen 
Landesverband wirken. Dort treffen ländliche Regionen auf eine Vielzahl mittlerer und großer 
Städte mit ganz unterschiedlichen Herausforderungen und Belangen aufeinander. In den kleineren 
Flächenstaaten, vornehmlich in den neuen Bundesländern, bestehen wiederum andere 
Situationen. Hier beschränkt sich die Aktivität oft auf wenige „Leuchttürme“ und ist sehr vom 
Engagement Einzelner und kleiner Personengruppen abhängig, während oft ganze Landkreise 
sehr strukturschwach sind und geringe Juli-Aktivität haben. In Berlin besteht der Landesverband 
aus einer einzigen großen Stadt mit fast 3,4 Millionen Menschen. Diese Insellage stellt die Julis 
vor viele Herausforderungen, bietet aber auch besondere Chancen.

Berlin hat durch seine ganz spezielle Vergangenheit stets eine besondere Rolle in der deutschen 
Geschichte gespielt. Als brandenburgische Siedlung an der Spree begonnen, entwickelte sich 
Berlin rasch zu einem wichtigen Wirtschafts- und Handelsstandort. Schell wuchsen mehr und mehr 
Siedlungen zusammen und das Gewicht Berlins wuchs mit dem Aufstieg Preußens zur 
innerdeutschen Großmacht. Zur Kaiserzeit wurde Berlin zum politischen Zentrum Deutschlands 
und löste die alte Königsstadt Potsdam ab. Nach dem ersten Weltkrieg entwickelte sich Berlin zur 
Kulturmetropole und wurde in den späten 20er Jahren geprägt von Kunst, Lifestyle und 
gesellschaftlicher Vielfalt. In den 30er Jahren wütete der Terror der NS-Diktatur in Berlin 
besonders stark. Reichstagsbrand und Pogromnacht stehen bis heute als Symbol für den 
unmenschlichen Charakter des Naziregimes. Nach dem Krieg wurde das weitgehend zerstörte 
Berlin aber auch zum Symbol für Wiederaufbau und Neuanfang – und zum Hauptstreitpunkt 
zwischen den Siegermächten und damit auch politischen Weltanschauungen. Hier trafen Osten 
und Westen am spürbarsten aufeinander, was 1961 mit dem Bau der Mauer in Ewigkeit
zementiert werden sollte. Alliiertenhauptquartier einerseits, Stasizentrale und Gefängnis 
andererseits waren fester Bestandteil des geteilten Berlins. Mit dem Mauerfall nahm aber auch die 
friedliche Revolution, die zur deutschen Einheit führte, zu wesentlichen Teilen in Berlin ihren Lauf. 
Diese vielfältige Geschichte hat Berlin geprägt. Den Julis Berlin ist es sehr wichtig, die Erinnerung 
an diese Ereignisse wach und präsent zu halten. Man muss sich der Geschichte bewusst sein, um 
eine Wiederholung verhindern zu können.

Seit dem Umzug des Parlamentssitzes spielt sich auch das politische Geschehen unseres Staates 
im wesentlichen in Berlin ab. Dieser Hauptstadtfaktor ist wichtig für die Entwicklung Berlins und ist 
ein großer Zuwanderungsmagnet, sowohl an Bürgern als auch an Investoren und Unternehmern. 
Diese erhalten jedoch, durch Senat und Stadtverwaltung verschuldet, keine optimalen 
Voraussetzungen, gerade wenn sie aus dem Ausland kommen. Hier muss Berlin deutlich 
unternehmerfreundlicher werden, um als Investitionsstandort attraktiv zu sein. Die Julis begrüßen 
ausdrücklich Bestrebungen von Firmen, ihren Konzernsitz nach Berlin zu verlegen und bedauern 
Abwanderungen. Berlin muss seine Standortvorteile besser nutzen und erweitern. Dies betrifft 
Themen wie Infrastruktur, Verfügbarkeit qualifizierter Arbeitskräfte (Bildungsinfrastruktur) und die 
Verhinderung repressiver Behördenpolitik. Zudem fordern die Julis Berlin den längst überfälligen 
vollständigen Umzug aller Ministerien von Bonn nach Berlin.

Berlin ist jedoch nicht, wie andere Hauptstädte der Welt, eine auf dem Reißbrett geplante 
Beamten- und Diplomatenstadt. Auch ist Berlin keine konzipierte Fürstenstadt, sondern besteht 
aus einer Vielzahl unterschiedlichster Stadtgebiete, die mit der Zeit enger zusammengewachsen 
sind und sich zum heutigen Berlin vereinigt haben. Berlin ist gekennzeichnet durch kulturelle 
Vielfalt der verschiedensten Arten, die es zu bewahren und zu fördern gilt. Gerade diese 
Vielschichtigkeit macht Berlin aus. Eine Vielzahl von Orten und Bezirken mit unterschiedlichster 
Kultur, Gesellschaft und Grundstruktur formen die Gestalt von Berlin. In der Mitte findet man 
neben dem Regierungs- und Museumsviertel große städtische Wohngebiete. Einige davon waren 
ehemals bürgerliche Wohn- und Geschäftsviertel, Andere formten sich aus industriellen 
Mietskasernen für die zugereiste Arbeiterschaft. In den äußeren Stadtgebieten findet man sowohl 
dünn besiedelte, ländliche Räume als auch dichter besiedelte suburbane Wohn- und 
Geschäftsgebiete und die dicht besiedelten Plattenbaugebiete der 60er bis 80er Jahre. Jede 
dieser Stadtregionen hat im Laufe der Zeit ihre ganz spezielle Kultur entwickelt und unterliegt noch 
heute einem steten Veränderungsprozess. Nicht nur Zu- und Abwanderung verändern die 
Erscheinung der Stadtviertel. Auch die kulturelle Identität der einzelnen Kieze bleibt nicht konstant 
sondern unterliegt einem ständigen Wandel. Die Julis begrüßen diese Entwicklung ausdrücklich, 
sprechen sich stark für kulturelle Vielfalt aus und wollen keine Gleichmacherei. Was jedoch 
verhindert werden muss, ist sogenannte „Ghettobildung“ verbunden mit der Entstehung von 
sozialen Brennpunkten, „No-Go-Areas“ und rechtsfreien Räumen. 

Leitantrag zum
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Gerade sozial problematische Gebiete dürfen nicht sich selbst überlassen werden. Das Berliner 
Quartiersmanagement allein reicht nicht aus, um die Lebensqualität in Berlin hinreichend zu 
steigern. Deshalb unterstützen wir den privaten Versuch, sogenannte BIDs (Business 
Improvement Districts) zu gründen. Quartiersmanagement sollte dafür verwendet werden, die 
Lebensqualität in Problemgebieten zu verbessern. Dazu ist es unerlässlich, anhand objektiver 
Kriterien (Bildungserfolge, Wohneigentumsquote, Senkung der Kriminalitätsrate, des 
Verwahrlosungsgrades und des Leerstands) langfristigen Sinn und Erfolg solcher Maßnahmen zu 
überprüfen. Zudem sollten die Fraktionen der Bezirksverordnetenversammlungen ein 
Mitspracherecht haben, da es sich hier auch um Fördermittel des Bundes handelt, wobei die 
Verordneten vor Ort am ehesten über Sinn und Unsinn von Quartiersmanagement entscheiden 
können.

Jede Großstadt lebt von einem gut funktionierenden Nahverkehrsnetz, das von den Bürgern auch 
im großen Maßstab genutzt wird. Das Berliner Nahverkehrsnetz ist gut ausgebaut, muss aber, was 
Taktung und Sicherheit angeht, noch verbessert werden. Die Jungen Liberalen Berlin fordern, 
dass jedes Kind und jeder Jugendlicher unter 18 Jahre kostenlos alle Angebote der BVG und S-
Bahn Berlin GmbH nutzen kann. Die Kosten werden getragen durch Umschichtungen im 
Tarifsystem zu Ungunsten der anderen Fahrgäste.

Konkreter Teil:

In Berlin haben bezirkliche Themen oft auch überregionale oder sogar bundesweite Bedeutung. 
Folgende Themen sind uns besonders wichtig:

Beispiel Nordberlin:

Ein drängendes Thema der nördlichen Stadtbezirke ist die Frage, wie es mit dem Flughafen Tegel 
weitergeht. Für eine Metropolenregion wie Berlin ist es aus unserer Sicht unverantwortlich und 
falsch, beide innerstädtischen Flughäfen schließen zu wollen. Der Flughafen Tegel ist Wirtschafts-
und Besuchermagnet für den Berliner Norden. Deswegen sprechen wir uns für die 
Aufrechterhaltung des Flugbetriebes in Tegel aus. Sollte sich die Schließung des Flughafens 
bedauerlicherweise nicht aufhalten lassen, appellieren wir an den Berliner Senat, den Flughafen 
nicht zu schließen, bevor der neue Flughafen BBI vollständig bedarfsdeckend ausgebaut ist und 
für das Gelände und die Gebäude von Tegel ein sinnvolles und vernünftiges 
Nachnutzungskonzept vorliegt.

Weiterer Spannungspunkt ist die Ausweitung der Videoüberwachung auf öffentlichen Plätzen. Die 
Julis Berlin sprechen sich gegen derartige Videoüberwachung aus, da diese keine 
Kriminalitätsprobleme löst, sondern diese nur an andere Orte verdrängt. Für die Erhaltung der 
öffentlichen Sicherheit müssen Kräfte von Polizei und Ordnungsamt präsent sein. Eine Kamera 
verhindert Straftaten nicht.

Die Jungen Liberalen Nordberlin begrüßen die Einführung der Negativliste für hygienisch nicht 
einwandfreie Lokale im Bezirk Pankow. Bisher für Verbraucher nicht immer offensichtliche 
Wettbewerbsnachteile kommen nun an die Öffentlichkeit. Das trägt zu einer wesentlichen 
Stärkung der Verbraucherautonomie bei, da es einen Bereich schafft in dem jeder Konsument für 
sich entscheiden kann, welche Mißstände er noch zu dulden bereit ist. Die Frist zwischen der 
ersten Überprüfung und der Veröffentlichung auf der sog. „Ekel-liste“ halten die JuLis für 
angemessen, da mit der Mängelbeseitigung selten untragbare Investitionen verbunden sind. Für 
die ablehnende Haltung der DEHOGA besteht kein Verständnis, da es eigentlich auch im 
Interesse des Gastgewerbes ist, das einzelne „Schwarze Schafe“ nicht die gesamte Branche in 
Verruf bringen. Um Wettbewerbsnachteile für Pankower Gastronomen zu vermeiden wäre jedoch 
eine Ausweitung auf ein möglichst großes Gebiet wünschenswert. Streitbar ist, ob es Sinn macht 
Smileys für besonders positive Ergebnisse nur auf Antrag zu gewähren. Dem insgesamt 
notwendigen Abbau unnötiger Bürokratie wird dadurch entgegen gearbeitet.

Beispiel Friedrichshain – Kreuzberg – Neukölln:

Die Bezirke FKN zeichnen sich durch eine sehr starke Kulturelle Vielfalt aus. Das spezielle 
Lebensflair hat Magnetwirkung auf Zureisende aus allen Gebieten der Stadt und auch von 
außerhalb. Um dieses Flair zu halten und zu verbessern, müssen vor allem Drogen und Gewalt 
bekämpft werden. 
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Das Kottbusser Tor und sein Drogenproblem sind in Berlin nicht erst seit der geplanten Errichtung 
einer Fixerstube ein Thema. Schon seit längerer Zeit macht sich Verärgerung im Bezirk breit, dass 
bei der Diskussion fast ausschließlich die Drogenkonsumenten selber mit allem was dazu gehört 
(Drogentote, Beschaffungskriminalität, etc.) im Mittelpunkt stehen. Dabei werden die anderen 
Betroffenen, nämlich die "normalen" Anwohner der Drogenumschlagsplätze und Aufenthaltsorte 
der Abhängigen, vollkommen vernachlässigt. Es wird kaum beachtet, mit welchen Problemen die 
indirekt Betroffenen konfrontiert sind. Hauseingänge und Spielplätze mit Spritzbesteck und Blut 
sind nicht nur für Kinder unzumutbar. Dieses Thema wird von dem Grün-Rot dominierten 
Bezirksamt scheinbar nur aus Sicht der Drogenkonsumenten betrachtet und die resultierenden 
Probleme werden hingenommen. Drogenpolitik in Berlin muss beide Seiten berücksichtigen, weil 
nicht nur die Abhängigen betroffen sind. Außerdem sollte ein Gesamtberliner Konzept erarbeitet 
werden, damit sich die Schauplätze nicht einfach in andere Bezirke/ Stadtteile verschieben.

Ein weiteres Problem ist die zunehmende Linke Gewalt. Brennende Autos, beschmierte Häuser, 
Ladenverwüstungen und Buttersäureangriffe auf Restaurants müssen mit aller Konsequenz 
verfolgt und bestraft werden. Überlegungen, warum diese Taten begangen wurden, stehen erst 
danach an und sollen nicht schon während der Ermittlungen den Straftätern ein Image von 
Wohltätern und Gerechtigkeitskämpfern verleihen. Wenn jemand mit den Entwicklungen in seinem 
Umfeld nicht zufrieden ist, sollte er einen legitimen Weg zur Veränderung nutzen. Gewalt und 
Sachbeschädigung gehören nicht dazu. Sie sind eindeutig ein Fall für die Polizei oder wie 
mittlerweile bei jedem brennenden Auto in FKN automatisch Angelegenheit des Staatsschutzes. 
Es ist genau zu prüfen, wer die Täter sind und erst dann, welche Motive zu Grunde liegen, damit 
schnell und präventiv Maßnahmen eingeleitet werden können. Zur Bekämpfung sind Innen-, 
Stadtentwicklungs-, Bildung-, Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik gefordert. Sie müssen den Menschen 
die nötigen Werkzeuge für eine persönliche Zukunft an die Hand geben, Rahmenbedingungen für 
Wohlstand schaffen und auch die Menschen schützen, die bei linker Gewalt zu Schaden kommen.

Die Julis FKN sehen in MEDIASPREE die Chance die nach wie vor schlechte soziale Struktur in 
FK weiter zu verbessern und den im Sozialatlas beschriebenen Trend weiter fortzuführen. 
Argumente um die öffentliche Nutzbarkeit sind in der Hinsicht von Doppelmoral belastet, da die 
gelobten Strandbars keineswegs kostenfrei zugänglich sind, sondern durch entsprechende 
Eintrittspreise ebenfalls - wenn nicht sogar viel stärker - eine Auswahl nach sozialen Kriterien 
bewirken. Die Jungen Liberalen müssen hier besonders deutlich machen, dass Investitionen 
immer am Beginn von Aufschwung stehen. Wer Investitionen verhindert und diese gegebenenfalls 
sogar durch entstehende Schadensersatzforderungen seitens der Investoren potenziert, der 
handelt fahrlässig. Er blockiert den Aufstieg des Bezirks und treibt den Bezirk in einen Engpass, 
der auf den Schultern kommender Generationen ausgetragen wird. Doch besonders in FK sind die 
Bewohner oft nicht in der Lage sich aus dieser Lage selber zu befreien. Wir befürworten 
Investitionen und damit die Verbesserung von Zukunftschancen für alle in FK.

Beispiel Mitte:

Berlin Mitte verfügt mit der Museumsinsel, der komischen Oper, dem Kulturforum am Potsdamer 
Platz und der Berliner Philharmonie über ein vielfältiges Kulturangebot. Dieses Kulturangebot gilt 
es zu schützen und zu pflegen. Die Jungen Liberalen Berlin sprechen sich daher für den Erhalt 
der Kulturstandorte in Berlin Mitte und deren organischer Weiterentwicklung aus.

Die Clubszene im Herzen der Hauptstadt ist Kernelement des städtischen Lebens in Berlin-Mitte. 
Sie ist nicht nur ein wichtiger Wirtschaftsfaktor. Vielmehr ist sie Ausdruck der Freiheit und Vielfalt 
in unserer Stadt. Senat und Stadtrat betreiben schon seit Jahren eine Gängelungs- und 
Beschränkungspolitik, die die Clubbetreiber zur Aufgabe zwingen soll. Dies ist der falsche Schritt 
für eine weltoffene, moderne und junge Stadt. Die Jungen Liberalen setzen sich daher für ein 
Fortbestehen der Clubszene in Berlin Mitte ein. 

Berlin Mitte hat mit dem Tiergarten die größte Grünfläche in dieser Stadt. Als beliebtes 
Rückzugsgebiet von Sportlern, Grillfreunden und Erholung Suchenden hat der Tiergarten für die 
Bevölkerung in Mitte unschätzbaren Wert.

In der historischen Mitte Berlins zwischen Brandenburger Tor und Alexanderplatz klafft eine Lücke 
an der Stelle, wo bis vor kurzem der Palast der Republik stand. Die JuLis Berlin wünschen sich, 
dass auf diesem geschichtsträchtigen Ort wieder ein Bauwerk für die Öffentlichkeit entsteht. Der 
Aufbau einer Kopie des Stadtschlosses wird von den JuLis dann grundsätzlich begrüßt, wenn vor 
Baubeginn ein sinnvolles Nutzungskonzept und eine stabile Finanzierung, nicht allein durch die 
öffentliche Hand, sichergestellt werden. Es ist wichtig, dass ein Gebäude an derart prominenter 
Stelle auch im Sinne eines „Kulturforums“ den Interessen der Bürger und Besucher dient, etwa 
durch öffentliche Einrichtungen wie Museen, Ausstellungen, eine Bibliothek oder durch die 
Nutzung der Humboldt-Universität.
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Die derzeitige Situation an den Schulen in Mitte ist schlecht. Die Bausubstanz lässt vielerorts zu 
wünschen übrig. Die Klassen sind zu groß. Es gibt zu wenig Lehrer. In einigen Gebieten sind an 
den Schulen wachsende Kriminalität und sinkende Lernmotivation zu beobachten. Diese Zustände 
können nicht allein Lehrern, Eltern und Schülern angelastet werden. Vielmehr hat die verfehlte 
Bildungspolitik des rot-roten Senats zwischen Ganztagsschule für alle und völliger Kapitulation vor 
sozialen Problem in einzelnen Bezirken der Bildung in Berlin einen Bärendienst erwiesen. Das in 
einigen Bezirken geplante Verbot von Privatschulen treibt diese Verschlimmerung in bester 
sozialistischer Manier auf die Spitze. Wir fordern den Berliner Senat und die Bürgerämter auf, die 
genannten Probleme zu beheben. Verbote für Schulen in freier Trägerschaft sind zu unterlassen, 
da sie das Bildungsangebot in Berlin verarmen lassen. Privatschulen haben Vorbildfunktion und 
ersparen dem Senat Kosten. Die Juis begrüßen den Wettbewerb durch diese Schulen. Die 
Bausubstanz an Berliner Schulen ist dringend zu verbessern. Von Schulschließungen kann 
aufgrund von überfüllten Klassen keine Rede sein. Auch muss langfristig eine Lösung für den 
akuten Berliner Lehrermangel gefunden werden. Grundsätzlich befürworten wir die ergänzende 
Einbindung von Studenten im Lehrbetrieb, allerdings nicht als dauerhaften Ersatz für voll 
ausgebildetes Lehrpersonal.

Ein weiteres großes Problem ist die zunehmende Verbotskultur. Die Jungen Liberalen sprechen 
sich gegen das seit dem Jahr 2009 geltende Alkoholkonsumverbot auf dem Alexanderplatz und 
auf anderen Plätzen in Berlin-Mitte aus. Ein Verbot führt erfahrungsgemäß nur zu Verdrängung, 
nicht zur Lösung von Problemen. Das von den Initiatoren im Bezirksamt Mitte angeführte 
Argument der Verunreinigung und Belästigung zieht nicht. Vielmehr fordern die Julis das 
Installieren von öffentlichen Toiletten sowie vermehrte Stadtreinigung auf öffentlichen Plätzen, die 
von Touristen und Berlinern häufig genutzt werden. Jugendliche brauchen ihren Raum und dürfen 
nicht aufgrund des Fehlverhaltens einzelner pauschal abgeurteilt werden. Die Julis fordern daher 
die konsequente Durchsetzung bestehenden Rechts sowie generell erweiterte Präventionsarbeit 
und sprechen sich gegen eine kurzsichtige Verbotskultur aus.

Beispiel Tempelhof – Schöneberg:

Tempelhof-Schöneberg ist ein sehr unterschiedlich strukturierter Bezirk, in dem es ein 
ausgewogenes Maß an Wohngebieten, Industrie, Gewerbe und Kultur. Die Region um den 
Nollendorfplatz ist ein wichtiges Zentrum homosexueller Kultur. Hier finden jährlich das 
Motzstraßenfest und der CSD statt, was auch von den Julis unterstützt wird. Hier, aber auch an 
anderen Stellen, sollte noch mehr Augenmerk auf die Aufklärung über homosexuelle 
Lebensweise, Kultur und Homophobie gelegt werden. Zahlreiche unterstützenswerte Vereine 
widmen sich den Themen „Menschenrechte von Homosexuellen“ und „Homophobe Gewalt“. Wir 
sprechen uns für noch stärkere Förderung dieser Projekte auch mit Hilfe von Mitteln des 
Quartiersmanagements oder des Senats aus.

Die Jungen Liberalen fordern das Bezirksamt Tempelhof-Schöneberg auf, jegliche unnötige 
Diskriminierungspolitik bezüglich des Baus des Europäischen Energieforums (EUREF) und der 
damit verbundenen "Energie-Universität" auf dem ehemalige n Gasag-Gelände zu unterlassen. Es 
ist darauf hinzuwirken, dass das Areal schnellstmöglich saniert werden kann und Konsequenzen 
aus der Kontaminierung des Bodens durch die frühere Gasaufbereitung ausbleiben. Da der Bezirk 
nicht über die finanziellen Mittel verfügt, die Nachnutzung in Form eines öffentlichen Platzes zu 
sichern bzw. die Altlasten generell zu beseitigen, kann von diesem Angebot kaum abgesehen 
werden. Zudem wertet das geplante Vorhaben die Region stark auf und bietet der Stadt und dem 
Bezirk ein Alleinstellungsmerkmal.

Die Jungen Liberalen heißen den Ausbau der sogenannten "Dresdner Bahn" grundsätzlich 
willkommen. Eine Bahnstrecke im Süden Berlins, zwischen Priesterweg und Mahlow, die nicht nur 
die Anbindung an den neuen Flughafen BBI sondern auch den Zugverkehr nach 
Dresden verbessern wird. Doch aufgrund der hohen Streckenauslastung ist es den Bürgerinnern 
und Bürgern in den Ortsteilen Lichtenrade und Marienfelde nicht zuzumuten, eine ebenerdige 
Trasse zu errichten, die den historischen Stadtkern in zwei Teile separieren würde. Deshalb 
unterstützen die Jungen Liberalen Tempelhof-Schöneberg die vom "Dresdner Bahn 
e.V. eingeleitete Bürgerinitiative zum Bau eines Eisenbahntunnels unter dem Ortsteil
Lichtenrade. Die Deutsche Bahn sollte dahingehend jegliche Maßnahmen ergreifen und ggf. 
zusätzlichen Finanzbedarf beim Land Berlin bzw. dem Bund beantragen.

Ein weiteres wichtiges Thema ist die Nachnutzung des Geländes des Flughafens Tempelhof. Wir 
bedauern dessen Schließung sehr. Nichts desto trotz muss für das Gelände jetzt ein sinnvolles 
Nachnutzungskonzept gefunden werden. Des Senat konnte bislang kein sinnvolles, nachhaltiges 
und langfristiges Konzept vorlegen. Zudem verurteilen wir die undurchsichtige Vergabe von 
Aufträgen seitens des Senats an Projekte, bei denen keine reguläre öffentliche Ausschreibung 
stattgefunden hat und fordern den Senat auf, diesbezüglich Aufklärung zu leisten und zukünftige 
Projekte öffentlich auszuschreiben.
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Bildung, Wissenschaft und Jugend

Ausbildung ermöglichen, Zukunft bieten

Die berufliche Ausbildung muss grundlegend reformiert werden. Kurzfristige

Kaschierungen wie der Nationale Pakt für Ausbildung und Fachkräftenachwuchs

können nicht die Lösung für ein derart komplexes Thema sein. Wir in Deutschland in

Deutschland haben in den letzten Jahren verschlafen, dem Thema die gebührende

Aufmerksamkeit zu schenken. Nun ist es an der Zeit endlich etwas zu bewegen.

Viel zu oft beschränken sich die Betrachtungen des Problems auf die Erfassung von

simplen Daten: Wie viele Ausbildungsplätze gibt es? Wie viele Ausbildungsfähige gibt

es? Die Aufgabe ist es dann, allen, die einen Ausbildungsplatz möchten, einen zu

vermitteln. An sich ein einfaches Prinzip, doch es stellt sich sofort die Frage, ob dies

dem Problem überhaupt gerecht wird.

Denn heißt ein abgeschlossener Ausbildungsvertrag auch gleich, dass damit

langfristig eine Arbeitsstelle geschaffen bzw. besetzt wurde oder ob eine Existenz

mittelfristig gesichert ist? Dies sollte doch vielmehr das Ziel von Ausbildungspolitik

sein. Und um eben dieses Ziel zu erreichen, ist es nötig, den Blickpunkt der

Betrachtung zu verschieben. Nicht der Zwang oder die Selbstverpflichtung zu mehr

Ausbildungsplätzen wird uns helfen, sondern die fundamentale Veränderung des

Systems „berufliche Ausbildung“.

Anstatt am dualen System festzuhalten, brauchen wir flexiblere, möglichst kürzere 

und praxisnähere Ausbildungen, die den Möglichkeiten der Auszubildenden und den

Bedürfnissen der ausbildenden Unternehmen angepasst sind. Die Unternehmen

müssen selbst entscheiden können, wann der Auszubildende bereit für die Prüfungen

ist. Die Ausbildungszeit sollte daher nicht festgeschrieben sein, sondern

situationsgerecht. Wer eine Ausbildung schneller schafft, sollte nicht unnötig auf die

Prüfungen warten müssen. Auf der anderen Seite muss es jedoch eine

festgeschriebene Höchstgrenze geben, um einen gewissen Druck aufzubauen und

Unternehmen nicht langfristig an Auszubildende zu binden, die den Anforderungen

nicht gewachsen sind.

Leitantrag zum 

Lako 1 / 2008
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Darüber hinaus geht der aktuelle Trend hin zu immer mehr anerkannten

Ausbildungsberufen eindeutig in die falsche Richtung, denn die Schaffung neuer

Berufe stellt einen großen bürokratischen Akt dar und bringt am Ende nur mehr

Stoff, den Ausbilder neu erarbeiten und vermitteln müssen. Allgemeinere Berufe

vereinfachen das gesamte Ausbildungs- und Prüfungswesen und lassen

Unternehmen einen größeren Spielraum in der betriebsspezifischen Ausbildung, so

dass der Auszubildende näher am auszubildenden Betrieb steht und auch der Anreiz

zur Übernahme erhöht wird. Eine staatlich anerkannte Prüfung auf einem

allgemeineren Niveau sorgt somit für weniger Verwaltungsaufwand und für mehr

Freiheit in der Ausbildung. Was zählt sollte nicht die Berufsbezeichnung, sondern die

Berufsbefähigung sein.

Es mag von politischer Seite „nett“ sein, jungen Menschen einen Ausbildungsplatz zu

versprechen, doch was haben sie nach abgeschlossener Ausbildung davon, wenn sie

nicht übernommen werden, sondern einfach die nächsten Auszubildenden folgen, um

bestimmte Quoten zu erfüllen? Wir sollten es Unternehmen erleichtern und sie darin

unterstützen junge Menschen auszubilden, wenn sie dies wollen und auch für

wirtschaftlich richtig halten, anstatt ihnen bestimmte Zahlen vorzuschreiben, die an

den Bedürfnissen der Unternehmen und des Marktes vorbeigehen. Daher sollte der

Schwerpunkt der Ausbildung eindeutig in den Unternehmen liegen, denn sie sind es,

die ursprünglicher Weise vom Auszubildenden profitieren möchten und ihm daher die

Chance einer Ausbildung bieten. Hierbei sollten sie so frei wie möglich in der

Gestaltung der Ausbildung bleiben. Dennoch sollte es einen Grundstock an

Qualifikationen und Wissen geben, die dabei vermittelt werden und die in einer

Prüfung abgefragt werden können, um dann einen anerkannten Berufsabschluss zu

verleihen. Staatliche Angebote sollten hierbei unserer Ansicht nach eindeutig

ergänzend wirken und die Unternehmen dort unterstützen, wo die Leistung der

Betriebe nicht mehr ausreicht.

In der Praxis gäbe es demnach einen vorgeschriebenen Rahmenplan ähnlich dem im

Schulwesen, der von den Unternehmen in einer selbst bestimmten Zeit und mit

selbst gewählten Methoden vermittelt werden muss. Die Ausbildungszeit kann somit

beispielsweise zwischen einem und drei Jahren liegen und wäre den Bedürfnissen

des Unternehmens angepasst. Die Verallgemeinerung der Berufe sorgt hierbei dafür,

dass die Unternehmen selbstständig Spezialisierungen vornehmen können und der

zu vermittelnde Stoff vermehrt in den Betrieben gelehrt werden kann. Den

Unternehmen würde somit ein größerer Spielraum in der betrieblichen Ausbildung

geboten werden und die Auszubildenden hätten größere Anreize sich einzubringen 

und oftmals auch überhaupt erst die Chance auf einen Ausbildungsplatz. Und das

sollte unser aller Ziel sein.
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Perspektive Jugend

Einleitung:

Die jungen Liberalen sind eine Jugendorganisation. Das bedeutet zum einen, dass wir 
eine Vereinigung von Jungen Menschen sind, aber auch, dass wir eine Vereinigung für 
Junge Menschen sind. Somit soll dieser Antrag die beiden verschiedenen Bedeutungen 
der Überschrift „Perspektive Jugend“ beinhalten. Zum einen sollen die Dinge aus der 
Perspektive von Jugendlichen betrachtet, gleichfalls aber auch Perspektiven für 
Jugendliche eröffnet werden.

Die Jugend im Mittelpunkt:

Die Jugend ist Kern und Ziel jungliberaler Politikbemühungen. Uns ist klar, dass die 
Jugendlichen das kostbarste Gut unserer Gesellschaft darstellen. Nur mit einer gut 
ausgebildeten, qualifizierten, gesellschaftsfähigen, mündigen und engagierten Jugend 
sind der nachhaltige Fortbestand und Erfolg unserer Gesellschaft zu gewährleisten und 
ein guter Lebensstandard zu erhalten. Eine innovative und fruchtbare Mitgestaltung 
der jungen Generation in Politik und Gesellschaft ist unabdingbar. Wir brauchen 
mündige Bürger, die ihre eigenen Ideen einbringen und sich in ihrem Leben selbst 
verwirklichen, sich dabei auch sozial engagieren und Wissenschaft und Forschung 
vorantreiben. Dazu müssen die Jugendlichen auf ihrem Weg dorthin beste Chancen 
bei Bildung und Partizipation ermöglicht bekommen. Politische Bildung muss dabei 
einen hohen Stellenwert erhalten. Gut gebildete und qualifizierte Jugendliche sind 
nicht zuletzt auch unabdingbar für den Erfolg unserer Wirtschaft. Dabei geht es nicht 
nur um höchste Qualifikationen in späteren Spitzenpositionen sondern auch eine, nach 
den jeweiligen individuellen Fähigkeiten abgestimmte, Vorbereitung aufs spätere 
Berufsleben eines jeden Einzelnen. 

Als Junge Liberale wünschen wir uns ebenfalls, dass viele junge Menschen die Chance 
nutzen, sich selbstständig zu machen. Die Wirtschaft braucht auch zukünftige 
Unternehmer, die später selbst einmal Arbeitgeber werden und Arbeitsplätze gerade 
im Mittelstand schaffen.

Perspektiven schaffen:

Jedem Jugendlichen, der eine Schule verlässt, muss  eine Perspektive für das weitere 
Leben vermittelt werden. 

Resignation und Perspektivlosigkeit ist gerade bei jungen Menschen ein bedrohliches 
Signal einer fatalen Entwicklung. Mangels Anerkennung und Zuneigung im familiären 
und schulischen Umfeld sowie aufgrund fehlender Angebote zur Freizeitgestaltung 
neigen einige Kinder und Jugendliche zu Gewalt, Vandalismus, Drogenkonsum und 
offener Rebellion gegen unsere Gesellschaft. Sie wollen und lassen sich oft nicht mehr 
integrieren und haben auf Dauer keinerlei Chance mehr auf Teilhabe am sozialen 
Aufstieg. Durch Berufsberatung, Seminare an Schulen und ein ausreichendes 
Ausbildungsplatzangebot müssen alle Jugendlichen in die Gesellschaft integriert 
werden. Wer schon in jungen Jahren resigniert und sich aus dem gesellschaftlichen 

Leben zurückzieht, gerät oft in eine Spirale der Perspektivlosigkeit, aus der er nur 

schwer wieder herauskommt. Ebenso muss dafür gesorgt werden, das Schul- und 

Ausbildungsabbrecher nicht verloren gegeben werden sondern Lehrer und Betriebe 

sich bemühen, Anzeichen dafür schnell zu erkennen und durch individuelle Betreuung 

die Zahl an „Abbrechern“ möglichst gering zu halten. 

Leitantrag zum 
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Dabei lehnen wir staatliche Einmischungen ab und setzen auf die eigene Initiative der 
Bürger. Staatliche Mittel, wie z.B. Durchsetzung der Schulpflicht durch Polizei und 
Ordnungsamt sollten als letzte Option eingesetzt werden. Staatliche Forderungen an 
Betriebe nach Ausbildungszwang und Ausbildungsquoten lehnen wir ab. Stattdessen 
müssen Anreize geschaffen werden und den Jugendlichen durch Bildung und 
Erziehung zu Eigenverantwortung klar gemacht werden, warum die Nutzung von 
Chancen im Leben notwendig und wichtig ist. Forderungen nach verschärftem 
Jugendstrafrecht sind der falsche Weg und verschärfen die Probleme noch weiter. Die 
Probleme dieser Kinder und Jugendlichen müssen anders angegangen werden.

Es gibt wichtige Voraussetzungen, um Chancen überhaupt nutzen zu können. Dazu 
zählen die Fähigkeit, lesen und schreiben zu können sowie die Beherrschung der 
deutschen Sprache für jeden heranwachsenden Menschen. Defizite müssen sehr rasch 
in frühen Schulklassen erkannt und abgebaut werden. Nur wer diese Fähigkeiten 
besitzt, hat die Chance, sich in der Gesellschaft erfolgreich entwickeln zu können. Die 
Jungen Liberalen bekennen sich zur schulischen Leistung. Kinder und Jugendliche 
sollen dazu befähigt werden, eigenständig zu lernen und zu denken. Sie sollen zu 
selbstbewussten Menschen mit einem breiten Spektrum an Wissen erzogen werden. 
Um dieses Ziel zu erreichen, fordern die Jungen Liberalen die nötige personelle und 
finanziellen Ausstattung der Bildungseinrichtungen.

Generationengerechte Politik:

Politik darf nicht zu lasten der Jungen Generation gemacht werden. Die Jungen 
Liberalen fordern Generationengerechtigkeit in Politik und Gesellschaft. Wir brauchen 
nicht nur Altersheime, sondern auch Möglichkeiten zur Kinder- und Jugendbetreuung 
sowie Freizeitangebote. Öffentlicher Raum wie Parks und Plätze sind nicht nur für 
Erwachsene da, sondern auch für Kinder und Jugendliche. Diese dürfen dort nicht 
unerwünscht sein. Dabei kommt es auch vor, dass es auf Spielplätzen lebhafter 
zugeht. Solang dies im Rahmen der Gesetze bleibt, fordern wir Toleranz und 
Verständnis von Erwachsenen. Kinder sollen und müssen auch toben können. Ein 
lautes Kind auf dem Spielplatz ist besser als ein stilles Kind allein vor dem Fernseher. 
Die Gesellschaft muss kinderfreundlicher werden und die spezielle Rolle von Kindern 
begreifen. Der kontinuierliche Rückbau von Freizeitangeboten ist ein schwerwiegender 
Fehler. Die Jungen Liberalen Berlin fordern eine deutliche Erhöhung der 
Spielplatzzahlen und eine wesentlich bessere Ausstattung dieser. Gegebenenfalls mit 
dem Einsatz von Ordnungsamt und Polizei muss sichergestellt werden, dass Kinder 
dort ungestört spielen können.

Auch seitens des Staates muss generationengerechte Politik betrieben werden. Politik 
darf nicht durch Verschuldung auf dem Rücken der Jungen Generation gemacht 
werden. Nur Investitionen, die auch folgenden Generationen nützen, dürfen über 
Schulden finanziert werden; alle weiteren Ausgaben nicht. Auch an Kinderbetreuung, 
Schulen, Bildung darf nicht gespart werden. Schulen müssen besser ausgestattet 
werden, Klassen müssen kleiner werden und es müssen gute Kurswahlmöglichkeiten 
geschaffen werden, damit jeder Schüler nach seinen individuellen Fähigkeiten beste 
Vorqualifikation für seine Zukunft erhalten kann. Dabei halten wir am dreigliedrigen 
Schulsystem fest. Jedoch dürfen Hauptschulen kein Abstellgleis für „hoffnungslose 
Fälle“ sein. Die Schüler werden erst durch die Zustände an den Hauptschulen 
hoffnungslos. Deshalb müssen gerade hier gut qualifizierte Lehrer,  Sozialarbeiter und 
Schulpsychologen eingesetzt werden. Zudem muss eine pezialisierung der 
Hauptschulen stattfinden, wobei auf berufsvorbereitende Maßnahmen gesetzt werden 
soll. Im Übrigen muss der Einsatz von Sozialarbeitern und Schulpsychologen
flächendeckend auf alle Schultypen erweitert werden. In diesem Zusammenhang muss 
eine besser vernetzte unbürokratische Kooperation zwischen den lokalen Schulträgern 
und Bildungs- und Jugendfreizeiteinrichtungen angestrebt werden, sodass sich ein 
Netzwerk aus Sozial-, Kinder-, Jugend und Bildungseinrichtungen herausbildet, 
welches eine Rundumbetreuung von Kindern und Jugendlichen in ihren jeweiligen 
Einzugsgebieten sichert. Schulen dürfen kein Ort der Gewalt sein. Wer mit Angst zur 
Schule geht, kann sich kaum auf das Lernen konzentrieren. Daher setzen wir auf 
couragiertes Verhalten der Pädagogen, Gewalt, Drohungen oder Kriminalität strikt zu 
bekämpfen. Zugleich müssen den Schülern im Bereich Gewaltprävention bzw. 
Konflliktlösung Kenntnisse vermittelt werden um eine eigenverantwortliche 
Auseinandersetzung in diesem Problembereich zu erreichen. Dazu können Anti-
Agressionstrainings mit den Polizeirevieren vor Ort durchgeführt werden. Darüber 
hinaus könnten eigene Schiedsgerichte an den Schulen eingesetzt werden, die durch 
die Schüler selbst betrieben werden. Auf externe Sicherheitskräfte sollte nur im 
Extremfall zurückgegriffen werden.
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Speziell für Berlin:

Die Jungen Liberalen Berlin sprechen sich dafür aus, dass das Programm Deutsch 
Plus“ zur Erkennung von Sprachschwächen und zur Förderung von Sprachgewandheit
bei Kindern im Vorschulalter konsequent schon im Kita-Alter umgesetzt wird. Das 
perfekte Beherrschen der deutschen Sprache zu Schulbeginn ist die fundamentale 
Voraussetzung für eine erfolgreiche Schullaufbahn und ein erfolgreiches menschliches 
Miteinander. Es muss zudem eine bedarfsgerechte U-3-Betreuung in Berlin angeboten 
werden. Jeder, der sein Kind tagsüber zur Betreuung abgeben möchte, muss hierzu 
die Möglichkeit haben. Zur Wahrung der Chancengerechtigkeit setzen sich die Jungen 
Liberalen Berlin dafür ein, dass wirkungsvolle Anreize geschaffen werden, die Eltern 
motivieren, ihre Kinder in den Kindergarten zu geben. Nur so kann im Ballungsgebiet 
Berlin sichergestellt werden, dass jedes Kind die gleichen Startvoraussetzungen in der 
Schule hat. Die Betreuung in der Kita muss daher auch über ein bloßes Aufpassen 
hinausgehen und den Kindern die deutsche Sprache, grundlegende Regeln des 
sozialen Miteinanders und soziale Interaktion vermitteln. Um eine optimale Betreuung 
gewährleisten zu können, werden die Gruppen auf maximal 15 Kinder beschränkt. 
Dieses Angebot bleibt kostenfrei, lediglich für ein optionales Mittagessen sind 
Gebühren fällig. Private Kindertagesstätten sind den öffentlichen gleichzustellen. Es 
gilt die freie Wahl der Kita.

Die Jungen Liberalen Berlin fordern die Abschaffung der Schulbezirksgrenzen für 
Grundschulen und die Schaffung einer bedarfsdeckenden Anzahl von
Ganztagsschulplätzen sowie die sofortige Abschaffung der Gemeinschafts- und 
Gesamtschulen. Hiermit wird der Wettbewerb zwischen den Schulen auf Grundlage 
des dreigliedrigen Schulsystems gestärkt. Zur Verbesserung der finanziellen Situation 
an allen Schulen setzen sich die Jungen Liberalen Berlin für die Ausweitung von 
Private-Public-Partnerships ein. Wir missbilligen den Beschluss des Rot-Roten Senats, 
PPP an Schulen nicht zuzulassen.+

Die Jungen Liberalen fordern vom Land Berlin Zuschüsse für die politische 
Jugendarbeit. Fast alle anderen Bundesländer unterstützen politisch 
Jugendorganisationen finanziell, wenn diese Verbände sich aktiv an der politischen 
Meinungsbildung beteiligen und ihre Ziele der freiheitlichen demokratischen 
Grundordnung entsprechen. Gerade in Berlin ist eine solche Förderung unabdingbar, 
da bei vielen Jugendlichen in der Bundeshauptstadt ein großes Desinteresse und eine 
gefährliche Gleichgültigkeit gegenüber der Politik vorherrschen.

Jugendliche müssen ihre Möglichkeiten in der Gesellschaft vermittelt bekommen, um 
diese bestmöglich nutzen zu können. Dies muss für Jungen und Mädchen 
gleichermaßen gelten. Ähnlich zum „Girls-Day“ begrüßen wir die Idee, auch einen 
„Boys-Day“ nach ähnlichem Konzept für Jungen auszurichten. 

Die Jungen Liberalen Berlin setzen sich für einen Stopp des Abbaus der finanziellen 
Mittel für Vereine aller Art und für eine deutliche Ausweitung dieser ein. Es wird die 
Einführung eines Musik- und Sportgutscheines für Kinder und Jugendliche aus sozial 
schwachen Familien gefordert. Jedes Kind und jeder Jugendliche im Alter von sechs 
bis 18 Jahren bekommt jeweils einen solchen Gutschein und hat damit die Möglichkeit 
auf Kosten der Stadt Berlin einem Sportverein seiner Wahl beizutreten und ein 
Instrument seiner Wahl an einer Musikschule zu erlernen. Sportliche und musikalische 
Betätigung sorgen nachweislich für einen Abbau von Aggressionen und eine Förderung 
der Intelligenz, der Gesundheit und der sozialen Kompetenz.
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Reform des Schulsystems

Die Pisa-Studie legte es eindeutig dar: die Bildungssituation in Deutschland ist 
denkbar schlecht. Es besteht daher ein eindeutiger Handlungsbedarf. Ziel einer 
Reform sollte es nicht sein, das heutige Schulsystem revolutionsartig umzuwandeln, 
sondern durch gezielte Maßnahmen und dem Kaizen-Prinzip (stetige Verbesserung) 
den Bildungsstandard wieder auf ein erstklassiges Niveau zu bringen.
Ziele einer Reform
- Das durchschnittliche Leistungsniveau zu heben
- Leistungen der Schüler in gleichen Klassenstufen in den einzelnen Bundesländern 
auf hohem Niveau anzugleichen
- Lehrer über Veränderungen im Wissensbereich ihrer Fächer informieren

I. Kindertagesstätten und Kindergärten
Durch das Kita-Gutscheinmodell besteht ein Rechtsanspruch auf kostenlose Basis-
Kinderbetreuung in örtlicher Nähe. Die Errichtung von Kindergärten in freier 
Trägerschaft ist zu fördern.
Ziele der Kindertagesstätten ist nicht nur eine Aufbewahrung der Kinder sondern auch 
die Vermittlung von Bildung. Den Kindern soll schon in jungen Jahren mittels leichten 
Übungen Rechnen und Lesen beigebracht werden.
In Kitas, die mehrere Kinder mit Sprachdefiziten versorgen, sollen verstärkt Elemente 
der Vorschule eingebracht werden.

II. Finanz- und Personalautonomie für Schule
Die Schulen erhalten vollständige Finanz- und Personalautonomie. Die staatlichen 
Mittel für die Schule ist an die Schülerzahl gekoppelt.
Oberstes Gremium der Schule ist die Schulkonferenz. Sie besteht je einem Drittel aus 
den angestellten, den Eltern und den Schülern. An Grundschulen besteht die 
Schulkonferenz zu zwei Dritteln aus den Eltern und zu einem Drittel aus den 
angestellten Lehrern. Eine angemessene Zahl an Schülern sollen als beratende 
Beigeordnete hinzugezogen werden. Die Schulkonferenz besteht aus einer ungeraden 
Zahl an stimmberechtigten Mitgliedern.
Der Direktor wird auf fünf Jahre von der Schulkonferenz gewählt.
Ein staatliches Verwaltungsorgan übt Rechtsaufsicht und nachgelagerte Kontrolle aus.

III. Schulaufsicht
Aufgrund der weitgehenden Eigenverantwortlichkeit der Schulen bleiben lediglich die 
Aufsichtsfunktion und die Schulträgerschaft in kommunaler Verantwortung. Die 
bundeseinheitliche Anerkennung der Abschlüsse wird im Bundesrat geregelt. Die 
Ausgestaltung der Rahmenpläne im Einzelnen obliegt den Bundesländern.

IV. Die Lehrerausbildung
Grundsätzlich soll in der Lehrerausbildung mehr Wert auf die didaktische und 
pädagogische Ausbildung gelegt werden. Praktika sollen ab Beginn des Studiums in 
kontinuierlichen Abständen und somit studiumsbegleitend durchgeführt werden.
Nach Bestehen des erforderlichen Abschlusses erhält jeder Lehrer eine Lehrlizenz, 
deren Besitz Voraussetzung für die Anstellung an einer staatlichen Schule ist. Diese 
Lizenz muss alle drei Jahre durch Prüfungen neu bestätigt werden. Besteht der Lehrer 
die Prüfung nicht, darf er nicht mehr das Lehramt an einer staatlichen Schule 
ausführen.
Lehrer werden nicht mehr verbeamtet.

V. Die Grundschule
Die Grundschule beginnt mit der ersten Klasse und endet mit dem Abschluss der 
vierten Klasse. Dem Halbjahreszeugnis der vierten Klassenstufe wird ein 
Empfehlungsschreiben beigefügt, das Auskunft darüber gibt, welcher weitergehende 
Schultyp (Haupt-, Realschule oder Gymnasium) für den Schüler geeignet scheint. Das 
Empfehlungsschreiben hat grundsätzlich nur beratenden Charakter. Eine Ausnahme 
bildet dabei die Unmöglichkeit, mit einer Hauptschulempfehlung auf ein Gymnasium 
zu wechseln.
Eine Fremdsprache ist ab der ersten Klassenstufe Pflicht. Englisch wird spätestens ab 
der 3. Klasse als Pflichtfach angeboten.
Um eine ganztägige Versorgung zu ermöglichen, wird an allen Grundschulen ein 
kostengünstiger und freiwilliger Schulhort eingeführt, in denen die Kinder die 
Möglichkeit haben, von 7.30 Uhr bis 17.00 Uhr zu verweilen.
Zusätzlich muss es die Möglichkeit einer altersgerechten Ernährung in den 
Grundschulen geben.
Um leistungsschwache Schüler an bessere Leistungen heranzuführen, gibt es in der 
Grundschule für jede Jahrgangsstufe einen Förderunterricht. Dieser muss in den 
Fächern belegt werden, in denen die Leistungen nicht ausreichend sind.
Um eine gute Arbeitsatmosphäre zu erhalten, sind die Klassenfrequenzen gering zu 
halten.

Beschlossen auf 
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VI. Weiterführende Schulen
Als weiterführende Schulen gibt es das Gymnasium, die Real- und die Hauptschule. In 
den Hauptschulen soll speziell praxisbezogen unterrichtet und eine starke Kooperation 
mit kommunalen Unternehmen geschaffen werden.
An den Realschulen soll eine gute Allgemeinbildung vermittelt werden. Schüler mit 
einem Notendurchschnitt von mindestens 2,0 im Abschlusszeugnis der zehnten Klasse 
erhalten das Recht, anschließend in die Oberstufe eines Gymnasiums zu wechseln.
Das Gymnasium soll ein sehr gutes Allgemeinwissen vermitteln und die Schüler auf 
wissenschaftliches Arbeiten vorbereiten.
Für alle Schulformen gilt, dass ab der dritten Klassenstufe Englisch als Pflichtfach 
angeboten werden muss. Eine dritte Fremdsprache ist optional ab der siebten 
Klassenstufe möglich.
Drei Naturwissenschaften müssen bis zum Abschluss der elften Klasse, zwei 
Naturwissenschaften müssen bis zum Erreichen des Abiturs belegt werden. 
Mathematik und Deutsch sind bis zum Schulabschluss Pflichtfächer.
Das Schulfach Religion wird abgeschafft und durch Ethik ersetzt.
Die Einführung von Schuluniformen ist unzulässig.
VII. Abschlüsse
Das Abitur kann nach zwölf Jahren, die mittlere Reife mit Abschluss der 10. Klasse 
erlangt werden.
Ab der fünften Klasse gibt es am Ende jeden Jahres Abschlussprüfungen in allen 
Hauptfächern, die zu einem Drittel in die Endjahresnote einfließen. Die Versetzung in 
die nächsthöhere Klassenstufe erfolgt nur nach Erreichen des Klassenzieles.
Schüler, die bis zur zehnten Klasse zweimal sitzen geblieben sind, haben nicht die 
Möglichkeit ein Abitur auf dem normalen Schulweg zu erlangen. In der Oberstufe ist 
es den Abiturienten nur einmal erlaubt, ein Jahr zu wiederholen.
Mit dem erfolgreichen Abschluss der zehnten Klasse auf dem Gymnasium, erlangen 
die Schüler automatisch den Realschulabschluss. 

Wirtschaftslehre an Schulen

Private Vorsorge bekommt im Zuge zunehmender Staatsschulden ein immer stärkeres 
Gewicht. Deshalb darf dieses Thema an Schulen nicht mehr ausgeklammert werden, 
gerade auch weil viele Jugendliche in eine Verschuldungsspirale (auf Grund der 
mangelnden Kenntnisse im Vertragsrecht) geraten. Je früher die Jugendlichen über 
Möglichkeiten der privaten Absicherung informiert werden, um so besser wird es ihnen 
später gehen. In diesem Fach sollte es nicht nur um das Verstehen grundlegender 
wirtschaftlicher Zusammenhänge gehen. Weil viele Schüler bei Begriffen wie „soziale 
Marktwirtschaft“ oder „Angebot und Nachfrage“ nur mit den Achseln zucken können, 
sollte die ökonomische Bildung dringend gestärkt werden. Im Mittelpunkt sollen 
zudem aber auch Themen wie private Alters-, Gesundheits- und Risikovorsorge 
stehen. Jugendliche müssen

schon vor dem Eintritt in das Berufsleben dafür sensibilisiert werden, dass sie sich im 
Alter ein soziales Netz zu garantieren, wie es war, dann muss sie den Menschen 
zumindest die Voraussetzungen dafür geben, sich privat abzusichern.

Daher fordern die Jungen Liberalen Berlin, dass endlich das Fach Wirtschaftslehre an 
den Schulen unterrichtet wird.

Beschlossen auf 

Lako 4 / 2006
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Biologie in der Sekundarstufe 2

Die Jungen Liberalen fordern das Fach Biologie soll in der Qualifikationsphase der 
Sekundarstufe II genau wie Physik und Chemie als einzige Naturwissenschaft  wählbar 
sein.

Werteunterricht

Die Jungen Liberalen Berlin mögen beschließen, den konfessionsgebundenen 
Religionsunterricht, der von den jeweiligen Glaubensgemeinschaften geführt wird, 
abzuschaffen. Er wird durch

das zweistündige unbenotete Pflichtfach Werteunterricht ersetzt.

Dieser setzt sich aus folgenden Bereichen zusammen:

- Ethik

- Lebenskunde

- Philosophie

- Religionskunde.

In der Sekundarstufe II ist der Werteunterricht als fakultatives Fach

anzubieten.

Reform des Schulfaches ITG

Die Jungen Liberalen Berlin fordern den Senat auf, die Reform des Schulfaches ITG 
umzusetzen, weil dieser nicht zeitgemäß ist und nicht mehr den Anforderungen der 
heutigen Zeit entspricht. Dagegen fordern wir einen modularen IT-Unterricht für alle 
Schulformen, der wie folgt aussehen soll:
I. IT-Unterricht
Ab der 7. Klasse und sollte mit der 9. Klasse abgeschlossen sein. Der Rahmenplan 
wird in den Modulen unterschieden und nicht nach Klassenstufen - damit verhindert 
man Leerlauf bei schnellerem Voranschreiten, wobei zusätzliche Zeit bei langsamer 
Bearbeitung der Inhalte zur Verfügung stehen muss - und Schulformen - damit 
gewährt man eine Gleichheit im Wissensstand.
Dabei wird zwischen Grund- und Zusatzmodulen unterschieden, wobei die 
Grundmodule verpflichtend und die Zusatzmodule können freiwillig belegt werden.
Zusätzlich braucht man keine neu auszubildenden IT-Fachlehrer, da viele Module an 
andere Fächer angekoppelt werden können bzw. bereits Lehrer aus dem bisherigen 
ITG und dem Fach Informatik vorhanden sind.
Damit eine Koppelung an allen Schulformen möglich wird, muss eine Gleichheit der 
Lehrpläne in den betreffenden Bereichen gewährleistet sein.
Da zu berücksichtigen ist, dass nicht alle Schülerinnen und Schüler einen 
entsprechenden PC bzw. nicht die Entsprechende Software Software zuhause haben, 
sollte es diesen Schülern ermöglicht werden, auch nach der Schule unter Aufsicht zu 
üben.
II. Lerninhalte
1) Grundlagen PC (Grundmodul)
- Historie
- Innenleben vom PC kennen lernen
- Unterrichtung Messgrößen eines PC wie z. B. Binärsystem (Bytes, etc.)
Der Unterricht über die Funktionsweise des PCs sollte an den Mathematik und Physik 
Unterricht gekoppelt sein. In Mathematik werden Zahlensysteme unterrichtet, wobei 
der PC als praktische Anwendung des Binärsystems dienen würde und wieso dieses 
System aus physikalischen Gründen benutzt wird.
a) Textverarbeitung (Grundmodul)
- Briefe schreiben und formatieren nach DIN 5008
- Wie erstellt man ein Leporello, Flyer verschiedener Arten, Einladungen, etc.
- Einbindung Verknüpfung mit anderen officeartigen Produkten z.B. wie füge ich eine 
Excel-Tabelle in Word ein
- Zehnfingersystem
- Mögliche Zertifizierung durch externe/ interne Prüfungen

verwiesen auf 
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Es gibt im Deutschunterricht eine Unterrichtseinheit, die sich mit dem Verfassen von 
Bewerbungen und Lebensläufen befasst. Diese könnte aus dem Deutschunterricht 
ausgegliedert werden und nur noch Teil des IT-Unterrichts sein. Des weiteren eignen 
sich Flyer und Leporellos auch hervorragend als praktische Übung für das Fach Kunst 
im Themengebiet Visuelle Medien. Im Kunstunterricht lernt man die Theorie und darf 
sie am PC anwenden. Hierbei handelt es sich um eine „learning-by-doing“-Ergänzung
des Kunstunterrichts.
b) Tabellenkalkulation (Grundmodul)
- Tabellen erstellen
- Formelerstellung, relative und absolute Bezüge, Diagrammerstellung, Makros
- Kennenlernen von allen Funktionen
- Mögliche Zertifizierung durch externe/ interne Prüfungen
c) Präsentationsprogramme (Grundmodul)
- Erstellen von Präsentationen, Animationen, etc.
- Übungen von Präsentieren
Bei den Präsentationen ist wichtiger Zusatz, dass die technische Seite der Präsentation 
durch eine rhetorisch-methodische ergänzt wird.
D.h. wie halte ich einen Vortrag und wie stelle ich ihn visuell optimal dar.
Hier spielen die Fächer Deutsch und Kunst (wieder UE: Visuelle Medien) zusammen. 
In diesem Zusammenhang sollten Beamer zur Grundausstattung einer modernen 
Schule gehören , da diese nicht nur zu Übungszwecken dienen, sondern auch eine 
sinnvolle Ergänzung des Unterrichts darstellen.
d) Internet (Grundmodul)
- Kennen lernen von Browser-Funktionen
- Funktionen eines Virus, Benutzung Firewall, Hackerproblematik
- E-Mail Programme
- Erstellen einer Homepage
Ein großes Problem bei der Benutzung des Internets stellen die Unsicherheitsfaktoren 
wie Viren, Trojaner oder 0190-Dialer dar. Natürlich ist es nicht möglich sich 
vollkommen davor zu schützen. Jedoch kann präventive Aufklärung helfen, dieses 
Sicherheitsproblem zu , welches großen Schaden beim Betroffenen auslösen kann, 
einzugrenzen. Da Kinder und Jugendliche immer früher Zugang zum Internet 
erhalten, sollten sie auch vor entsprechenden Risiken gewarnt werden. Hierzu ist eine 
aufklärende Unterrichteinheit sehr hilfreich, da im Elternhaus dieses Wissen oft eben 
so wenig vorhanden ist.
2) Datenbankverwaltungsprogramme (Zusatzmodul)
a) Erstellen von Datenbanken, Suchformularen, etc.
b) Programmierung (Zusatzmodul)
- Erlernen von Programmiersprachen z.B. Delphi, Pascal, etc.
- Es soll das "Learrning-by-doing" - Prinzip angewendet werden
- Es sollte Grundlegendes gelehrt werden, Intensivierung ab der 10./11. Klasse und 
der gymnasialen Oberstufe mit einer Eiführung in höhere Programmiersprachen
Hier ist besonders darauf zu achten, dass nicht der selbe Fehler gemacht wird wie er 
im momentanen Berliner Lehrplan für das Oberstufenfach Informatik enthalten ist, 
welcher vorsieht, dass nur vorhandene Programme angesehen, analysiert und 
geringfügig modifiziert werden. Dem ist das schrittweise selber Programmieren eines 
Programms vorzuziehen. 
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Pol&IS-Seminare und Alternative Unterrichtsgestaltung

Die Jungen Liberalen Berlin wollen Unterricht an Schulen möglichst innovativ, 
lebensnah und abwechslungsreich gestalten. Deshalb regen wir Schulen an, in 
Oberstufen im Rahmen von Seminarfahrten an einwöchigen Pol&IS-Seminaren 
teilzunehmen.

Dieser Titel steht für „Politik und Internationale Sicherheit“ und beinhaltet ein 
politisches Rollenspiel, bei dem Schüler Weltpolitik simulieren können. Dabei wird 
auch Wissen über z.B. internationale Verträge und multilaterale Zusammenarbeit 
vermittelt. Diese Seminare werden Bundesweit angeboten. Wir schätzen sie als 
pädagogisch besonders wertvoll ein und fordern Schulen daher auf, diese oder 
ähnliche Seminare zum festen Bestandteil der Schuljahres- und Unterrichtsgestaltung 
zu machen.

Bilingualer Unterricht an Schulen

Langfristig soll an deutschen Schulen bilingualer Unterricht auf Deutsch und 
individuell geförderten Fremdsprachen sowohl in den gesellschaftswissenschaftlichen 
als auch in den naturwissenschaftlichen Fächern als Wahlunterricht angeboten 
werden.

Freie Schulwahl ermöglichen – Bezirkliche Schnüffelpraxis beenden

Die Jungen Liberalen Berlin fordern die Aufhebung der Einschulungsbereiche im Sinne 
des §55 Abs. 1 SchulG. Stattdessen sollen die Eltern soweit möglich selbst 
entscheiden, auf welcher Schule ihr Kind beschult werden soll. Wo dies aus 
Kapazitätsgründen nicht möglich ist, sollen die Bezirke sich über ein berlinweit
einheitliches und unbürokratisches Vergabeverfahren verständigen.

Die Jungen Liberalen Berlin missbilligen die Praxis einzelner Bezirksämter, zum 
Nachweis von Scheinanmeldungen in persönlichen Unterlagen von Eltern 
herumzuschnüffeln, die mit der Schulanmeldung nichts zu tun haben. 
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Bildung schafft Toleranz

In einer Gesellschaft der kulturellen, ethnischen und religiösen Vielfalt sind Toleranz und Dialog 
wichtige Grundsteine für ein menschliches und friedliches Miteinander.

Die Schule ist hierbei einer der wichtigsten Motoren für die Verwirklichung einer toleranten 
Gesellschaft, in der durch das Wissen über die Vielfalt der Kulturen und Religionen Brücken des 
Dialoges geschlagen werden.

Die Jungen Liberalen Berlin fordern daher den Berliner Senat auf, die Unterrichtsfächer Religion 
und Ethik zu reformieren.

Der bestehende Religionsunterricht mit seiner jeweiligen Konfessionsbindung ist durch eine 
konfessionsfreie Religionskunde in den Ethikunterricht zu integrieren.

In diesem Fach werden den Schülern ab der 5. Klasse neben Ethik, Philosophie und Lebenskunde 
auch die verschiedenen Religionen näher gebracht und in einem offenen Dialog mit 
verschiedenen Referenten, unter anderem Vertreter der verschiedenen Religionen und 
Konfessionen, besprochen.

Lernstudios

Die Jungen Liberalen Berlin fordern Lernstudios für unsere Grundschulen, damit soll 
erreicht werden, dass Kinder mit Entwicklungsrückständen zusammen mit allen 
anderen schulpflichtigen Kindern in die Grundschule aufgenommen werden. Sie 
werden allerdings von sozialpädagogischen Fachkräften betreut. Schulen mit einem 
größeren Anteil lernschwacher Schüler können so genannte Lernstudios einrichten. 
Dabei kann bis zur Hälfte der wöchentlichen Stundentafel der individuell auf die 
Bedürfnisse dieser Schüler zugeschnittene Förderunterricht in Anspruch nehmen. Das 
Ziel dieses Förderkonzeptes ist es, die Kinder schnellstmöglich wieder an das 
Lernniveau der Klasse heranzuführen.

Beschlossen auf 
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Hochschulbildung

Die Misere an deutschen Hochschulen ist seit Jahren nicht mehr zu übersehen. 
Konzepte zur Lösung dieser Probleme gibt es mehr als genug. Umgesetzt werden sie 
kaum. Ein Grund ist der Versuch das Hochschulproblem auf Bundes- oder 
Landesebene lösen zu wollen, statt dort, wo es am besten zu be¬urteilen ist, in den 
Hochschulen selbst.
Daher fordern die Jungen Liberalen:
I. Autonomie der Hochschulen.
Die Hochschulen sollen frei entscheiden können, welche Probleme sie wie lösen 
wollen, was sie lehren wollen und von wem, welche Studenten sie haben wollen, wie 
sie sich intern organisieren, und wie sie gedenken sich im entstehenden Wettbewerb 
untereinander zu behaupten.
II. Die Rolle des Staates
Die Hochschulgesetzgebung ist auf ein Minimum zu reduzieren und setzt lediglich 
Mindeststandarts fest. Staatliche Regeln gelten für private und staatliche Hochschulen 
gleichermaßen.
III. Hochschulfinanzierung
Die Jungen Liberalen setzen sich zur Finanzierung der Hochschulen für sog. 
"Bildungsgutscheine" ein. Jeder Studienanfänger erhält vom Staat ein festes 
Kontingent an Gutscheinen, die er bei Bedarf für Vorlesungen und sonstige 
Veranstaltungen der Hochschule einlösen kann. Statt sachgebundener Leistungen 
sollen die Hochschulen Globalhaushalte erhalten, die sie selbst verwalten. Der Betrag 
für die eingelösten Scheine fließt in den Globalhaushalt der Hochschule. Damit werden 
die Einnahmen der Hochschulen an die Studienentscheidung der Studierenden 
gekoppelt.
Universitätsfremde Leistungen wie z.B. Druck und Technischer Dienst sollten von 
externen Unternehmen durchgeführt werden, sofern diese kostengünstiger arbeiten 
können.
Die kameralistische Haushaltsführung sollte auf die kaufmännische Buchführung 
umgestellt werden.
IV. Entbürokratisierung von Entscheidungsstrukturen
Die Jungen Liberalen fordern die Hochschulen auf, eine Verschlankung der 
hochschulinternen Büro¬kratie vorzunehmen. Ein professionelles Management sollte 
gewährleisten, daß die Globalmittel sinn¬voll nach ökonomischen Maßstäben 
eingesetzt werden.
V. Privatwirtschaftliches Engagement und Hochschulsponsoring
Werbung und Sponsoring sollte in Hochschulen kein Tabu sein. Auch fordern die 
Jungen Liberalen eine weitere Öffnung der Hochschulen für privatwirtschaftliche 
Auftragsforschungsprojekte, um die Zusammenarbeit zwischen Wirtschaft und 
Wissenschaft zu intensivieren
VI. Neuregelung des Dienstrechts
Die Hochschulen müssen die volle Personalverantwortung haben, einschließlich der 
Besetzung der Lehrstühle, Einstellungen und Entlassungen sowie Fragen der 
Bezahlung.
Auf die Verbeamtung von Professoren ist zukünftig zu verzichten. Zuschläge sollten 
gewährt werden für positive Beurteilung von Lehrleistungen durch externe und/oder
studentische Evaluation oder für Veröffentlichung von Forschungsleistungen.
VII. Verbindung von Forschung und Lehre
Die Jungen Liberalen halten die Verbindung von Forschung und Lehre für einen 
grundlegenden Vorteil des deutschen Hochschulsystems. Reine Lehrprofessuren in 
Abgrenzung zu reinen Forschungsprofessuren lehnen die Julis daher ab.
VIII. Finanzierung des eigenen Studiums
Die Jungen Liberalen fordern zur Finanzierung des Studiums die Ablösung des BAföG 
durch das
Drei-Körbe-Modell:
400 DM pro Monat elternunabhängiges staatliches Stipendium
Bis zu 400 DM unverzinsliches Darlehen je nach Einkommen der Eltern
Bis zu 350 DM zur besonderen Unterstützung
Die Jungen Liberalen sehen darin die Chance, einen ersten Schritt zum Bürgergeld zu 
verwirklichen.
IX. Zugangsberechtigung
Die Zentralstelle für die Vergabe von Studienplätzen (ZVS) ist abzuschaffen.
Bei der Auswahl der Studierenden entscheidet allein die Hochschule nach 
transparenten Verfahren, die von der einzelnen Hochschule verbindlich festgelegt 
sind.
Das Abitur bleibt jedoch grundsätzlich die Voraussetzung für den Hochschulzugang. 

Beschlossen auf 

Lako 2 / 2000
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X. Orientierungsjahr
Um einerseits den Studierenden die Möglichkeit zu geben, ihre Studierfähigkeit und 
das Studienfach zu prüfen, und um andererseits den Hochschulen die Möglichkeit zu 
geben, ihre neuen Studenten zu beurteilen, fordern die Jungen Liberalen die 
Universitäten auf, das erste Studienjahr als Orientierungsjahr anzubieten. In diesem 
Jahr sollen die Studierenden die Möglichkeit bekommen, Lehrveranstaltungen aus dem 
gesamten Lehrangebot der Universität wahrzunehmen und im Rahmen eines Credit-
Point-Systems als Studienleistung anerkannt zu bekommen. Die für die Weiterführung 
des Studiums erforderliche Gesamtleistung in diesem Jahr legt die Universität fest.
XI. Automatischer Internet-Zugang für Studenten
Die Jungen Liberalen fordern die Hochschulen auf, bei der Immatrikulation jedem 
Studenten einen kostenlosen Internetaccount zu geben, den er, solange er studiert, 
behält. Das Angebot der Rechenzentren sollte ausgebaut werden.
XII. Europäische Bildungspolitik:
Die Jungen Liberalen fordern eine politische Initiative und entsprechende Fördermittel 
der EU, um das Zusammenwachsen Europas zu beschleunigen.
Zwei besonders wichtige Punkte sind aus Sicht der Jungen Liberalen zum einen die 
Ausweitung von Austauschprogrammen. Diese sollen jedem zugänglich sein und auch 
zum Spracherwerb dienen können.
Zweitens sollen Hochschulen oder auch einzelne Fakultäten Anreize bekommen sich zu 
konkurrierenden europäischen Netzwerken zusammenzuschließen, 
Austauschprogramme zu organisieren, Studienabschnittsleistungen untereinander 
anzuerkennen (z.B. durch die Einführung von Credit-Point-Systems) und gemeinsam 
neue Konzepte zur Verbesserung der Hochschullandschaft auf kleinster Ebene 
umzusetzen.
XIII. Einführung von Bachelor- und Master -abschlüssen
Welche Studienangebote und -abschlüsse sinnvoll sind, entscheidet allein die 
Hochschule. Die Jungen Liberalen fordern jedoch die Hochschulen auf, zusätzlich den 
Bachelor und Master anzubieten.
Der Bachelor wäre nach dem Vordiplom und einem Praxisjahr in der Universität oder 
auf einer Fach¬hochschule zu erwerben. 

Der Master wäre ein wissenschaftlich orientierter Abschluß ergänzend zum Diplom.
Die internationale Vergleichbarkeit ist durch Akredditierungskommissionen
anzustreben. Die Aner¬kennung der Abschlüsse muß gewährleistet sein.
XIV. Modulare Ausbildung
Die Jungen Liberalen fordern die Hochschulen auf, auch für Studienabschnitte 
Abschlußzeugnisse zu vergeben. Einzelne Abschnitte könnten auch von Studenten 
absolviert werden, die in einem anderen Fach immatrikuliert sind, oder der 
Weiterbildung Externer dienen. Lebenslanges Lernen sollte in der Universität möglich 
sein.
Alle vorhergehenden Forderungen gelten für Fachhochschulen in gleicher Weise.
XV. Finanzierung
Es ist eine Aufgabe des Staates seinen Bürgern die bestmögliche Ausbildung 
gewährleisten. Die Jungen Liberalen fordern eine Verdopplung des Bildungsetats in 
den nächsten 3 Jahren. 
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Ja zu nachgelagerten Studiengebühren

Die Jungen Liberalen fordern:
- eine Aufhebung des Verbots von Studiengebühren im Hochschulrahmengesetz des 
Bundes
- durch Abschaffung der ZVS den Hochschulen die Auswahlfreiheit ihrer Studierenden 
und den Studierenden selbst die Chance auf Zugang zu allen Hochschulen zu 
verschaffen.
- den Hochschulen die Möglichkeit einzuräumen, für ihre dem Studierenden erbrachte 
Leistung Gebühren in Rechnung zu stellen und über die Höhe des Betrags selbst zu 
entscheiden. Die Beiträge können sich von Fachbereich zu Fachbereich unterscheiden. 
Die Hochschulen stehen dabei im Wettbewerb untereinander und werden daher 
konkurrenzfähige Angebote machen.
- die staatlichen Mittelzuweisungen an die Hochschulen festzuschreiben. Die 
Studiengebühren werden als zusätzliche Einnahmequelle, nicht als Ersatz für die 
staatlichen Mittel verstanden. Ziel der Gebühr ist nicht die Sanierung der 
Landeshaushalte, sondern die Verbesserung der Finanzausstattung der Hochschulen.
- die staatlichen Mittel über das System der Bildungsgutscheine der studentischen 
Nachfrage entsprechend auf die Hochschulen zu verteilen.
Die während des Studiums anfallenden Entgeltforderungen werden auf einem Konto 
vermerkt, über dessen Stand der Studierende bzw. Absolvent regelmäßig informiert 
wird. Die Schuld verzinst sich jährlich in Höhe der Inflationsrate.
Die Bezahlung der Gebühr erfolgt folgendermaßen:
- Der ehemalige Student bzw. Absolvent ist verpflichtet, monatlich einen Betrag von 
10% des zu versteuernden Einkommens abzüglich des Existenzminimums zu zahlen. 
Eine schnellere oder sofortige Tilgung ist auf freiwilliger Basis möglich.
- Die Universität wird direkt Gläubiger der Gebührenforderung, so dass das dadurch 
eingenommene Geld den Hochschulen unmittelbar zu Gute kommt und nicht dem 
Fiskus.
- Zur Beitreibung des Geldes wird vom Sachverstand der Finanzbehörden gebrauch 
gemacht, die das Geld für die Universitäten einziehen und an diese abführen.
- Soweit die Gebührenschuld 30 Jahre nach dem Ende des Studiums nicht getilgt ist, 
erstattet das Land der Universität die ausstehende Geldsumme und erhält dafür die 
Restforderung, um sie selbst einzutreiben. Die Universitäten sollen so nicht in 
Versuchung kommen, bei der Auswahl der Studierenden den finanziellen Hintergrund 
der Bewerber in den Vordergrund zu rücken.
- Um bereits kurzfristig finanzielle Verbesserungen für die Hochschulen zu 
ermöglichen, soll es ihnen gestattet sein, Gebührenforderungen zur Absicherung von 
Krediten an Dritte abzutreten, um ihnen die Möglichkeit zu geben, sich sofort auf dem 
Kapitalmarkt Geld zu leihen. Für den Gebührenschuldner hat dies keine negativen 
Auswirkungen.
Mit der Einführung dieser Gebühr entfallen alle Zwangsexmatrikulationstatbestände 
für Langzeitstudierende sowie alle bislang bestehenden anderen Gebühren, etwa der 
Verwaltungskostenbeitrag und die Gebühr für Langzeitstudierende.
Solange jedoch eine Kürzung der Hochschuletats bei Einführung von Studiengebühren 
nicht ausgeschlossen werden kann, treten die Jungen Liberalen weiterhin öffentlich 
gegen Studiengebühren ein. 

Beschlossen auf 
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Öffnung von Schulhöfen

Die Jungen Liberalen Berlin fordern die Öffnung von Schulhöfen und schuleigenen 
Sportplätzen an Wochenenden und in den Schulferien. Die JuLis sehen es als wichtig 
und notwendig an, dass genau in diesen freien Zeiten solche Orte für Kinder und 
Jugendliche zur Nutzung zur Verfügung stehen.

Keine Professurenkürzungenam Otto-Suhr-Institut

Die Jungen Liberalen Berlin sprechen sich energisch gegen weitere Streichungen von 
Professorenstellen am Otto-Suhr-Institut aus. Als Hauptstadt des wiedervereinigten 
Deutschlands kann es sich Berlin nicht leisten, den bundesweit größten Fachbereich 
der Politikwissenschaft derartig verkümmern zu lassen. Gerade in Zeiten 
zunehmender Politikverdrossenheit, wachsenden Extremismus’ und einschneidender 
Veränderungen in der Gesellschaft ist eine umfassende Ausbildung von
Politkwissenschaftler nötiger denn je. 

Schließung des Osteuropainstituts verhindern

Die Jungen Liberalen Berlin fordern den Senat auf, die drohende Schließung des 
Osteuropa-Instituts zu verhindern. Die Nähe Berlins zu den Beitrittsländern der EU 
erfordert stattdessen, das Angebot des Instituts auszubauen. Um dies zu erreichen 
muss die Landesregierung endlich die ausgetretenen Pfade der bisherigen 
Hochschulfinanzierung verlassen und enge Kooperationen mit der Wirtschaft 
eingehen. 

Abschaffung des allgemeinpolitischen Mandats

Die Jungen Liberalen Berlin lehnen die Ausweitung des Aufgabenbereiches der 
allgemeinen Studierendenvertretungen durch das Berliner Hochschulgesetz ab. Die 
Spannweite der politischen Tätigkeit der allgemeinen Studierendenvertretungen hat 
ihre Arbeit unter ihren (Zwangs-)Mitgliedern und in der Gesellschaft desavouiert. Ihre 
eigentliche Aufgabe wird dadurch behindert: eine effektive Teilhabe der Studenten an 
der Selbstverwaltung der Universitäten.
Die Jungen Liberalen fordern daher eine strikte Begrenzung des Mandats auf 
Angelegenheiten, welche die Interessen ihrer Universität direkt betreffen. Das umfasst 
auch die allgemeine Hochschulpolitik, aber nicht alle Politikfelder. Die 
Studierendenvertretungen sind keine Vertreter der Studierenden in allen Lebenslagen 
sondern nur wenn es um Belange der Hochschule geht. Eine extensive Interpretation 
des Wissenschaftsbegriffes, um eine Erweiterung des Mandates auf
universitätsexterne Bereiche zu erreichen, ist abzulehnen, sofern kein Bezug zur 
Selbstverwaltung der Universität besteht. Die Jungen Liberalen fordern aufgrund der 
unübersichtlichen Rechtsprechung hier ein klare gesetzliche Regelung.
Die Jungen Liberalen wünschen sich, durch eine Begrenzung des Mandats der 
allgemeinen Studierendenvertretungen eine intensivere und effektivere Mitwirkung 
der Studierenden am Schicksal ihrer eigenen Universität zu erreichen. 
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Nachmittagsbetreuung für Kinder und Jugendliche

Die Jungen Liberalen Berlin fordern eine bedarfsdeckende Nachmittagsbetreuung für 
alle Kinder und Jugendlichen. Die Schüler können im Rahmen dieser Betreuung ihre 
Hausaufgaben erledigen, mit anderen Kindern spielen und an Arbeitsgemeinschaften 
teilnehmen, deren Angebot es zu fördern gilt. Die Teilnahme eines Kindes an der 
Nachmittagsbetreuung erfolgt auf freiwilliger Basis. Die Entscheidungsgewalt hierüber 
haben die Erziehungsberechtigten. 

Anhebung des Ausbildungsniveaus von Fachkräften für die frühkindliche 
Betreuung, Bildung und Erziehung auf Hochschulniveau 

Die Ausbildung von Fachkräften im Bereich frühkindliche Betreuung, Bildung und 
Erziehung muss auf Hochschulniveau angepasst werden. Eine Ergänzung mit 
Fachkräften auf einem niedrigeren Tertiärniveau (Fachhochschulen u.ä.) ist möglich. 
Die Qualität der Programme von Betreuungs- und Bildungsstätten ist dementsprechend 
anzuheben. Das Personal ist entsprechend des akademischen Ausbildungsstands zu 
bezahlen. 

Verpflegung an Schulen 

Die Jungen Liberalen Berlin fordern eine kostenlose Mittagsverpflegung für Schüler bis 
zur 6. Klasse. Das Nahrungsangebot sollte hierbei ausgewogen und weitestgehend an 
die verschiedenen Essgewohnheiten anpassbar gestaltet werden. Auch an 
weiterführenden Schulen muss für Schüler die Möglichkeit bestehen, zu erschwinglichen 
Preisen vollwertige Nahrungsmittel zu erwerben. 

Schulspeisung an Grundschulen

Die Jungen Liberalen Berlin fordern die kostenlose Schulspeisung an allen Berliner 
Grundschulen.

Der Landesvorstand der JuLis Berlin soll sich als erstes zusammen mit den FDP-
Fraktionenim Berliner Abgeordnetenhaus und in den Berliner 
Bezirksverordnetenversammlungen dafüreinsetzen, dass die zur Verfügung stehenden
Landesmittel für eine Bezuschussung derSchulspeisung tatsächlich alle Eltern erreicht. 
Es ist zu prüfen, ob gegebenenfalls weitereZuschüsse gewährt werden müssen, damit
alle Kinder an der Schulspeisung teilnehmen.Hierzu müssen verlässliche Daten in den 
Berliner Bezirken gesammelt und ausgewertetwerden.

Der Landesvorstand soll in einem zweiten Schritt realistische Maßnahmen prüfen, die zu
einerkostenlosen Schulspeisung führen würden. Mit den entsprechenden
entscheidungsträgern istunter Einbeziehung der Berliner FDP und der FDP-Fraktion im
Abgeordnetenhaus in Kontaktzu treten. Die Öffentlichkeit ist über die Forderungen der
Jungen Liberalen Berlins zu informieren.“

Stipendien unabhängig vom Einkommen der Eltern

Die Jungen Liberalen fordern die Bundesregierung auf, die Richtlinien zur Gewährung 
von Begabtenstipendien durch das Bundesministerium für Bildung und Forschung vom 
Einkommen der Eltern zu lösen. Sämtliche Förderrichtlinien sind entsprechend 
umzugestalten. 

Latein Lehrpläne reformieren

Die Jungen Lieberlen Berlin fordern, die Lehrpläne im Unterrichtsfach Latein sollen 
dahingehend reformiert werden, dass die Übersetzung vom Deutschen ins Lateinische 
neben der Übersetzung vom Lateinischen ins Deutsche sowie das Sprechen des 
Lateinischen in die Rahmenpläne aller Klassenstufen aufgenommen werden und Latein 
somit wie jede andere an Schulen unterrichtete Fremdsprache auch den aktiven 
Sprachgebrauch der Lernenden fördert. Dieselbe Reform soll im Bezug auf Altgriechisch 
und jede andere "tote" Sprache durchgesetzt werden.
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Stammzellenforschung legalisieren

Die Jungen Liberalen Berlin fordern die Bundesregierung auf, sich Großbritannien bei 
der Stammzellenforschung als Vorbild zu nehmen und diese zu legalisieren. Ansonsten 
würden deutschen Forschern wichtige Zukunftsbranchen verloren gehen. Auch würde 
mit der Stammzellenforschung Millionen von Schwerkranken endlich eine realistische 
Hoffnung auf Heilung gegeben werden. Daher dürfen wir uns auch der 
Stammzellenforschung nicht weiter in den Weg stellen!

Innen und Recht, Bürgerrechte

Freiheit und Sicherheit

I. Präambel

Die Wahrung der Balance zwischen Freiheit und Sicherheit ist in Zeiten terroristischer 
Bedrohungen des Staates und der Staatsbürger oftmals schwierig. Gleichwohl ist diese 
Balance unverzichtbar für die Wahrung unserer Bürgerrechte, für die Freiheit der 
Gesellschaft und so nicht zuletzt für den Bestand unseres gesamten Rechtsstaates. 
Die Verhältnismäßigkeit im Umgang mit der Bedrohung muss bei jeder Abwägung 
geprüft und bei jeder Maßnahme sichergestellt werden.

Gerade die Bundeshauptstadt Berlin ist von den Entwicklungen im Bereich der inneren 
Sicherheit besonders betroffen. Ein Blick ins Ausland zeigt, dass insbesondere die 
Hauptstädte meist Ziel terroristischer Anschläge waren. Aus diesem Grund sind gerade 
für Berlin vielfältige Maßnahmen mit dem Ziel der Erhöhung der Sicherheit zu 
erwarten. Schon heute ist dies an der weit verbreiteten Kameraüberwachung und dem 
Auftreten diverser Wachdienste im Berliner Zentrum erkennbar. Zudem werden aus 
Berliner Ministerien immer wieder Rufe nach weiteren Maßnahmen zur Herstellung von 
mehr Sicherheit laut, in der letzten Zeit vor allem durch Äußerungen von 
Bundesverteidigungsminister Jung und Bundesinnenminister Schäuble.

II. Achtung der Grundrechte

Die Jungen Liberalen sind sich der Bedrohungen durch den internationalen 
Terrorismus bewusst. Seit den Anschlägen des 11. September 2001 in den USA, 
spätestens jedoch nach den Anschlägen in Madrid und London, im Herzen Europas, ist 
die neue Bedrohungslage für jeden Bundesbürger klar erkennbar. Diese Gefahr gilt es 
entschlossen und unermüdlich zu bekämpfen.

Dieser Kampf jedoch muss mit den Mitteln des Rechtsstaates und auf dem Boden des 
Grundgesetzes geführt werden. Er darf nicht dazu führen, dass Bürgerrechte 
missachtet, eingeschränkt oder abgebaut werden. Der Staat kann die Freiheit der 
Bürger nicht schützen, indem er sie aufgibt. Die Jungen Liberalen fordern die 
Bundesregierung daher auf, sich klar zu unseren verfassungsrechtlichen Grundwerten 
zu bekennen und die Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichtes zu achten.

Die Ankündigung von Verteidigungsminister Jung, ein Verkehrsflugzeug, von dem eine 
terroristische Bedrohung ausgeht, abschießen zu lassen, missachtet das strikte Verbot 
des Grundgesetzes, menschliches Leben gegeneinander abzuwägen. Ein Abschuss und 
damit die Tötung unschuldiger Passagiere würde gegen das Recht auf Leben in 
Verbindung mit der Menschenwürdegarantie des Grundgesetzes verstoßen. Dies hat 
das Bundesverfassungsgericht in seiner entsprechenden Entscheidung noch einmal 
explizit klargestellt. Der Verteidigungsminister wird aufgefordert, seine Ankündigung 
öffentlich zurückzunehmen und sich klar zu der Verfassung zu bekennen, auf die er 
bei Amtsantritt einen Eid geschworen hat. Die Julis lehnen daher die Ausdehnung des 
sog. Verteidigungsfalls durch eine GG-Änderung ab.
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Des Weiteren fordern die Jungen Liberalen auch Bundesinnenminister Schäuble 
dringend dazu auf, endlich wieder auf den Boden des Gesetzes zurückzukehren. Der 
Bundesinnenminister ist als Verfassungsschutzminister in besondere Weise dazu 
verpflichtet, Gesetz und Recht zu achten. Dessen ungeachtet hat der Minister 
wiederholt zentrale rechtstaatliche Grundsätze wie die Unschuldvermutung in Frage 
gestellt und über eigentlich undenkbare Tötungen auf Verdacht philosophiert. Dies ist 
schlichtweg nicht hinnehmbar. Für die Jungen Liberalen ist die Unschuldsvermutung 
ein ebenso wichtiger Grundsatz des Verfahrensrechts wie das absolute Folterverbot. 
Derartige Gedankenspiele führen zu einer fortschreitenden Erosion unserer 
Verfassungsprinzipien.

Auch sollten absurde Vorschläge des Bundesinnenministers, wie etwa so genannten 
„Gefährdern“ ein Kommunikationsverbot aufzuerlegen, in Zukunft besser 
unterbleiben, um das Amt des Innenministers nicht der Lächlichkeit preiszugeben. Der 
Bundesinnenminister muss auch endlich damit aufhören, die Bevölkerung durch 
immer neue Bedrohungsszenarien zu verunsichern und die Angst vor Anschlägen für 
politische Zwecke zu missbrauchen. Warnungen vor terroristischen Anschlägen mit 
atomarem Material dürfen nicht ins Blaue hinein gemacht und als schier unabwendbar 
dargestellt werden. Die Furcht vor dem Terrorismus darf nicht für die Durchsetzung 
von immer neuen Grundrechtseinschränkungen missbraucht werden. Die innere 
Sicherheit kann immer nur mit dem Rechtstaat, nie gegen ihn verteidigt werden.

So ist in diesem Zusammenhang die geplante Vorratsdatenspeicherung abzulehnen. 
Dieses Vorhaben, nach dem Telekommunikationsdaten von Telefon, Handy und E-Mail 
pauschal und ohne jeden Anhaltspunkt für eine konkrete Straftat sechs Monate lang 
gespeichert werden sollen, verstößt aus Sicht der Jungen Liberalen gegen das 
geltende Verbot anlass- und verdachtsunabhängiger Datenspeicherung. Es darf keinen 
Generalverdacht gegen die Nutzer von Telekommunikationsdiensten geben. 
Insbesondere die Daten von Berufsgeheimnisträgern wie Journalisten, Geistlichen, 
Ärzten und Rechtsanwälten müssen unbedingt vor jedem staatlichen Zugriff geschützt 
sein. Es sollte der Politik zu denken geben, dass der Bundesdatenschutzbeauftragte 
wiederholt verfassungsrechtliche Bedenken gegen den Gesetzentwurf geäußert hat. 
Die FDP-Bundestagsfraktion wird aufgefordert, in den parlamentarischen Beratungen 
weitaus entschiedner als bislang gegen diesen Gesetzentwurf vorgehen.

Auch zu der bisweilen diskutierten Nutzung der Maut-Kameras auf Autobahnen für ein 
automatisches Screening von Kfz-Kennzeichen darf es nicht kommen. Ebenso wie bei 
der Rasterfahndung darf ein solches Verfahren ausschließlich zur Abwehr einer 
konkreten, drohenden Gefahr angewandt werden, ein pauschales Screening aller 
Verkehrsteilnehmer darf es nicht geben. Gleichermaßen ist die systematische 
Sammlung personenbezogener Fluggastdaten abzulehnen. Denn bislang blieb stets 
völlig offen, welchen Beitrag diese Maßnahme zur Bekämpfung des internationalen 
Terrorismus leisten soll. Auch die Forderung zur Schaffung einer „Konvertiten-
Datenbank“ zur zentralen Erfassung aller Bürger, die zum Islam übergetreten sind, ist 
zurückzuweisen. Eine solche Datenbank verspricht keinen messbaren 
Sicherheitsvorteil und würde wegen ihrer stigmatisierenden Wirkung das Grundrecht 
auf Religionsfreiheit beeinträchtigen.

Ebenso sprechen sich die Jungen Liberalen Berlin gegen die immer weiter 
zunehmende Aufnahme von biometrischen Daten in Ausweisdokumente aus. Bei 
keinem einzigen terroristischen Anschlag der letzten Jahre spielten gefälschte 
Ausweispapiere irgendeine Rolle. Hier wird die aktuelle Bedrohungslage ausgenutzt, 
um lange favorisierte Projekte des Bundesinnenministers durchzusetzen. Auch die 
Einführung des Kontoabrufverfahrens und die damit verbundene Schaffung eines 
„Gläsernen Bankkunden“ muss rückgängig gemacht werden
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Heimliche Online-Durchsuchungen durch so genannte „Bundestrojaner“ sind strikt 
abzulehnen. Derartige Spionageprogramme, die in der Lage sind, jegliche private 
Daten wie E-Mails, Fotos und Tagebücher auszuspähen, würden regelmäßig auch in 
die Intimsphäre und damit in den verfassungsrechtlich geschützten Kernbereich der 
privaten Lebensgestaltung eindringen. Es ist nach Aussagen von Experten schlicht 
unmöglich, die Software so perfekt zu programmieren, dass ein umfassender 
Kernbereichsschutz gewährleistet ist. Nur im Nachhinein ist feststellbar, ob 
Informationen aus dem Kernbereich betroffen sind. Zu diesem Zeitpunkt ist der 
Grundrechtsverstoß dann jedoch bereits erfolgt. Der Staat sollte sich lieber auf die 
Bekämpfung der Computerkriminalität konzentrieren anstatt selbst die 
Internetsicherheit zu gefährden und damit das Vertrauen der Nutzer in die Sicherheit 
des Internets zu erschüttern. Auch gegen dieses Vorhaben geht die Freie 
Demokratisch Partei bislang viel zu zögerlich vor. Die Liberalen müssen öffentlich 
zeigen, dass Sie nach wie vor die Partei der Bürgerrechte sind.

Die Jungen Liberalen Berlin sprechen sich gegen eine flächendeckende 
Videoüberwachung im öffentlichen Raum aus. Die Videoüberwachung ist ein 
Instrument des Staates zur Ausforschung der Bürger und damit grundsätzlich 
abzulehnen. Zum einen ist die zweckgemäße Verwendung der Aufzeichnungen nicht 
immer sichergestellt. Denn hinter den Kameras sitzen stets fehlbare Menschen. 
Weiterhin beschränkt Videoüberwachung Menschen in  ihrer Freiheit. In dem Moment, 
in dem ein Mensch gefilmt wird, ändert sich sein Verhalten.

Daher akzeptieren die Jungen Liberalen lediglich in eng begrenzten Ausnahmen die 
Anwendung von Überwachungsinstrumenten im öffentlichen Raum. Diese Ausnahmen 
bilden speziell und offensichtlich gekennzeichnete Bereiche des öffentlichen Raumes 
und in öffentlichen Gebäuden. Innerhalb dieser Bereiche muss es jedoch auch 
Bereiche geben, die unüberwacht genutzt werden können. So kann sichergestellt 
werden, dass jeder Bürger selbst entscheiden kann, ob er überwacht wird oder nicht, 
ohne das ihm daraus Nachteile entstehen. Somit können sich Bürger, die sich unter 
Überwachung sicherer vor Kriminalität fühlen, in überwachten Bereichen aufhalten, 
ohne dass alle Mitmenschen sich ebenfalls der Überwachung unterwerfen müssen. Da 
durch eine neue BVG-interne Studie bewiesen ist, dass die Einführung der 
Videoüberwachung im Bereich der BVG nicht zu mehr Sicherheit in den überwachten 
Bereichen geführt hat, ist die Videoaufzeichnung hier sofort einzustellen.

In jedem Falle sind vom Staat erhobene Daten nach 48 Stunden zu vernichten, sofern 
keine begründeten Anhaltspunkte für eine begangene Straftat in diesem Zeitraum 
bestehen. Weiterhin dürfen die Daten nur von der Landes- oder Bundespolizei 
erhoben werden und nicht an andere staatliche Behörden (BND, Finanzämter) oder 
gar private Stellen weiter gegeben werden. Wurden Ermittlungen aufgenommen und 
diesbezüglich Daten ausgewertet, sind diese nach Einstellung der Ermittlungen 
unverzüglich zu löschen. III. Notwendige Maßnahmen

An Stelle des fortschreitenden Abbaus der Bürgerrechte muss die konsequente 
Anwendung geltendes Rechts treten. Die rechtlichen Möglichkeiten sind meist 
ausreichend, in vielen Bereichen gibt es jedoch erhebliche Vollzugsdefizite. Die 
Verhinderung dieser Missstände würde wesentlich mehr zur Terrorabwehr beitragen 
als der jetzt vorherrschende blinde Sicherheitsaktionismus.

Die deutschen und europäischen Sicherheitsbehörden müssen besser 
zusammenarbeiten und gewonnene Informationen schneller und effizienter 
untereinander austauschen. Dies würde zu einer erheblichen Effizienzsteigerung in der 
deutschen Gefahrenabwehr ohne die Notwendigkeit der Ausweitung von Befugnissen 
führen.

Die Ausstattung der deutschen Sicherheitsbehörden muss aus Sicht der Jungen 
Liberalen sowohl in finanzieller als auch in personeller und technischer Hinsicht 
deutlich verbessert werden. Es darf nicht sein, dass deutsche Polizisten zur 
Kommunikation noch immer auf Sprechfunkgeräte aus den siebziger Jahren 
angewiesen sind. Die Tatsache, dass Deutschland neben Albanien das letzte Land in 
Europa ist, das noch keinen abhörsicheren digitalen Polizeifunk hat, ist beschämend.
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Die Berliner Polizei muss vor allem personell besser ausgestattet werden. Die 
Zusammenlegungen von Polizeiabschnitten zu immer größeren und 
unübersichtlicheren Gebieten und die Schließungen von Polizeidirektionen muss 
gestoppt werden. Es darf keine „polizeifreien Zonen“ in Berlin geben, denn gerade in 
solchen Gebieten bilden sich schnell Keimzellen für Straftaten und auch für den 
Terrorismus. Die Jungen Liberalen sprechen sich auch dafür aus, in Migrationskreisen
für den Polizeidienst zu werben, denn Polizisten mit Migrationshintergrund können für 
die Sicherheitsbehörden in Konfliktsituationen aufgrund ihres interkulturellen Wissens 
und ihrer Sprachkenntnisse überaus wertvoll sein.

Zusätzlich sind erhebliche Anstrengungen in der Integration und der Aufklärung zu 
unternehmen. Gerade in einer Stadt wie Berlin muss alles Mögliche versucht werden, 
um Parallelwelten zu verhindern und anti-westliche Strukturen aufzubrechen. Gegen 
so genannte Hassprediger in Neuköllner Hinterhofmoscheen ist mit allen Mitteln des 
Rechtsstaates vorzugehen. Der Dialog zwischen den Kulturen muss durch Aufklärung 
gefördert werden. Die Jungen Liberalen Berlin fordern dazu kostenlose 
Deutschsprachkurse für Mütter und den Einsatz von Sozialarbeitern mit 
Migrationshintergrund in allen Grundschulklassen in Bezirken mit hohem Anteil von 
nicht-deutschstämmigen Kindern. Wichtig ist ein ausreichendes Angebot für die 
Betreuung dieser Schüler am Nachmittag und eine gezielte Förderung von solchen 
moslemischen Gemeinschaften, die eine offene und tolerante Gesellschaft zum Ziel 
haben. Die Jungen Liberalen fordern weiter, alle Anstrengungen zu unternehmen, 
gerade Kindern aus so genannten Problemkiezen eine gute Schulsausbildung zu 
ermöglichen.

Die Jungen Liberalen Berlin fordern aktives Handeln statt einfachem Geschehenlassen. 
Sicherheit im Sinne eines friedlichen Miteinanders, welches weder von gegenseitigem 
Hass noch von einer Kultur des Ignorierens geprägt ist, kann nur durch das aktive 
Mitgestalten und das Verständnis füreinander entstehen. Dabei müssen Staat und 
Bürger Hand in Hand zusammenarbeiten.
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Luftsicherheitgesetz verhindern

Die JuLis Berlin wenden sich gegen das von Bundesinnenminister Otto Schily geplante 
"Gesetz zur Neuregelung von Luftsicherheitsaufgaben". Nach liberalen Grundsätzen 
und dem Verhältnismäßigkeitsgrundsatz ist es nach Ansicht der Jungen Liberalen nicht 
zulässig, zum Zweck der Terrorismusbekämpfung Passagierflugzeuge notfalls durch 
die Bundeswehr abschießen zu lassen. Weiterhin lehnen die JuLis den Einsatz der 
Bundeswehr im Inland grundsätzlich ab. 

Recht am eigenen öffentlichen Erscheinungsbild

Das Recht auf Informationelle Selbstbestimmung umfasst die Befugnis des Einzelnen, 
grundsätzlich selbst zu entscheiden, wann und innerhalb welcher Grenzen persönliche 
Lebenssachverhalte offenbart werden. Ursprünglich entwickelt, um den Bürger vor der 
Datensammelwut des Staates zu schützen, gilt es heute immer mehr als Abwehrrecht 
des Einzelnen gegen unkontrollierte Datenspeicherung von anderen Privatpersonen 
und Unternehmen.

Die Kenntnis, wer welche Daten, zu welchem Zweck, wo speichert, ist eine 
Voraussetzung  zur selbstbestimmten Teilhabe und Teilnahme am gesellschaftlichen 
und wirtschaftlichen Leben.

Immer mehr Unternehmen und Privatpersonen sammeln immer mehr Daten von 
Kunden, speichern und verwerten diese, ohne dass der Kunde weiß, welche Daten von 
ihm zu welchem Zweck gespeichert und ausgewertet werden.

Dieses steht für uns Liberale in einem krassen Widerspruch zum Idealbild des 
mündigen und selbstbestimmten Konsumenten.

Besonders das so genannte Scoring-Verfahren kann einen eklatanten Eingriff in das 
Recht des Einzelnen darstellen, über sein öffentliches Erscheinungsbild selbst 
bestimmen zu dürfen.

Das Scoring-Verfahren ist ein Verfahren, bei dem auf mathematisch-statistische Weise 
persönliche Daten miteinander verbunden werden und daraus ein „Score-Wert“
errechnet wird. Vielfach erfolgt dieses anhand von Kriterien, die von dem 
tatsächlichen Verhalten des Kunden unabhängig sind. Hierbei besteht die Gefahr, dass 
Daten verwendet werden, die nicht sachbezogen oder unrichtig sind.

Scoring-Verfahren werden hauptsächlich in der Kreditwirtschaft angewendet um die 
Kreditwürdigkeit eines Kunden zu ermitteln.

Zwar ist es prinzipiell nicht verwerflich, dass Unternehmen die Bonität eines Kunden 
prüfen.

Jedoch werden mit Hilfe dieses Score-Wertes weit reichende Entscheidungen für das 
Leben des Kunden gefällt, die weitgehend unabhängig vom tatsächlichen Verhalten 
des Betroffenen getroffen werden. Es gilt hier einen Ausgleich zwischen den 
berechtigten Interessen der Unternehmen und Privatpersonen und den Rechten der 
Bürger zu schaffen.

Die Jungen Liberalen Berlin fordern daher:

- Jeder darf nur die persönlichen Daten eines anderen verwenden, die er selbst 

bei dem Betroffenen erhoben hat. Das Abrufen von Score-Werten bei Dritten bedarf in 
jedem Falle der Einwilligung des Betroffenen.

- Durchsetzung der Auskunftspflicht über die Herkunft der Daten

- Unternehmen und Privatpersonen müssen dem Kunden offen legen, mit Hilfe 
welcher Daten ihr Score-Wert errechnet wird und in welchem Verhältnis zueinander 
diese Daten eingeflossen sind.

- Das Scoring muss auf individuelle Informationen wie Zahlungsverhalten, 
Einkommens- und Vermögensverhältnisse beschränkt sein.

- Werden Auskunftsverlangen nicht oder nur unzureichend bzw. falsch 
beantwortet, soll der Betroffene Strafschadensersatz geltend machen können. Zudem 
ist derjenige, welcher Daten weitergibt, verpflichtet, für die Löschung unrichtiger oder 
unautorisierter Daten Sorge zu tragen. Das Auskunftsersuchen darf sich nicht negativ 
auf den Scoringwert auswirken.
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Evaluationsklausel

Die FDP fordert alle Gesetze, die die Speicherung von personenbezogenen Daten 
beinhalten mit einem „Außer Kraft Treten“ - Paragraphen schließen zu lassen. In 
diesem soll festgelegt werden, dass  das entsprechende Gesetz nach 4 Jahren 
automatisch außer Kraft tritt.

Ebenso sollen für den Fall, dass das Gesetz nach dieser Zeit nicht neu erlassen wird 
alle auf seiner Grundlage gesammelten Daten gelöscht werden.

SED-Opferpensionen unabhängig von Wirtschaftlicher Bedürftigkeit machen

Änderung des § 17a Abs. 1 Strafrechtliches Rehabilitierungsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 17. Dezember 1999 (BGBl. I S. 2664), zuletzt geändert durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 21. August 2007 (BGBl. I S. 2118) durch Streichung der 
Passage „die in ihrer wirtschaftlichen Lage besonders beeinträchtigt sind“. Die 
Bedürftigkeitsregel entfällt entsprechend.

Anpassung des relativen Strafrahmens von Vermögensstraftaten und Straftaten gegen 
die körperliche Unversehrtheit

Wir Junge Liberale Berlin fordern eine weitere Anpassung des relativen Strafrahmens 
des Strafgesetzbuches, um Körper und Unversehrtheit im Vergleich zu Sachen und 
Vermögen stärker zu schützen. 

Umfassender Schutz der Informationellen Selbstbstimmung

Die Jungen Liberalen Berlin fordern die Einführung eines 
Informationsfreiheitsgesetzes, dass die Bürger vor der Auswertung 
personenbezogener Daten durch Private schützt. Dieses Gesetz soll folgende Punkte 
enthalten:

1. Personenbezogene Daten dürfen nicht an Dritte weitergegeben werden. Dies gilt 
nur dann nicht, wenn die Person deren Daten weitergegeben werden sollen der 
konkreten Datenübermittlung ausdrücklich zustimmt.

2. Von Privaten erhobene personenbezogene Daten müssen nach 2 Jahren 
vernichtet werden. Dies gilt nicht für solche Daten deren Speicherung  für eine 
vertragsbezogene  Verpflichtung unerlässlich sind.

Auf Anfrage muss eine juristische Person des Privatrechts eine Kopie aller von einer 
Person erhobenen personenbezogenen Daten dieser zugänglich machen. 

Hierfür darf es von dieser, eine die Kosten dieses Vorganges deckende Gebühr 
erheben. 

verwiesen auf 

Lako 3/2007, 

beschlossen durch 

den ELAVO am 

15.11.07

verwiesen auf 

Lako 3/2007, 

beschlossen durch 

den ELAVO am 

15.11.07, 

beschlossen durch 

Buko 1/2008

beschlossen auf 

dem Lako 1/2007

beschlossen auf 

dem Lako 2/2008

Weiterhin fordern wir die FDP-Bundestagsfraktion auf, das  Thema Datenschutz 
stärker als bisher  als liberales Kernthema zu besetzen und über ihre Arbeit eine 
öffentliche Debatte anzustoßen. Es gilt den Bürger im Umgang mit seinen 
persönlichen Daten zu sensibilisieren.
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Scientology konsequent bekämpfen

Die Scientology-Sekte hat Anfang des Jahres ihre Aktivitäten in Berlin erheblich 
verstärkt. Die Jungen Liberalen fordern den Senator für Inneres auf zu veranlassen, 
dass die Bevölkerung über die von Scientology ausgehenden Gefahren aufgeklärt 
wird. Weiterhin soll diese Organisation vom Berliner Verfassungsschutz beobachtet 
werden, falls Anhaltspunkte für eine aktive Gefährdung der freiheitlich-
demokratischen Grundordnung durch Scientology vorliegen. 

Keine Empfänge für Scientology-Mitglieder

Die Jungen Liberalen betrachten mit Sorge, dass die Sekte Scientology sich weiter 
ausbreitet und eine Filiale in Berlin eröffnet hat. Berlin wird zunehmend zu einem Tor 
für religiöse Richtungen, die sich gegen die westliche Lebensweise und ihre
Demokratie aussprechen und diese zum Teil sogar bekämpfen.

Großes Befremden löst bei den JuLis aus, dass der Regierende Bürgermeister Klaus 
Wowereit mit der Begründung, dies sei schließlich ein Filmstar, für Tom Cruise, als 
dieser einen neuen Film vorstellte, einen Empfang veranstaltete und mit ihm sogar 
Küsschen auf den Wangen austauschte.

Die Jungen Liberalen fordern daher einen sofortigen Stopp von Empfängen der 
politischen Führungsgremien unserer Stadt für führende Scientology Mitglieder oder 
Mitglieder der Führungsebene anderer Organisationen, die die westliche Form der 
Demokratie ablehnen und menschenverachtende Praktiken ausüben.

Keine Zusammenarbeit von Polizei und Geheimdiensten

Die Jungen Liberalen Berlin fordern die Bundesregierung auf sich auch bei der GTAZ 
an die Trennung von Polizei und Geheimdiensten zu halten.

Sportliche Polizisten in Berlin

Die Jungen Liberalen Berlin fordern, dass die Beamten und Angestellten der Berliner 
Polizei  im Außendienst jährlich die Leistungen des deutschen Sportabzeichens beim 
Deutschen Sport Bund abzulegen haben, um sicherzustellen, dass die Berliner 
Polizisten körperlich Leistungsfähig bleiben und außerdem ihrem Vorbildcharakter 
gerecht werden.

Erweiterung des Kontenabrufs rückgängig machen

Die Jungen Liberalen Berlin halten die neu eingeführten Absätze 7 und 8 des § 93 AO 
und § 93a AO für verfassungswidrig und fordern aufgrund der folgenden Gründe die 
komplette Abschaffung dieser Regelung:
- Die Regelung ist verfassungswidrig.

- Das Grundrecht auf informationelle Selbstbestimmung wird nicht gewahrt.

- Nahezu alle staatlichen Stellen können auf die Kontenevidenzzentrale zugreifen.

- Der Bürger erfährt nicht, dass auf seine Daten zugegriffen wurde.

- Durch dieses Gesetz wird jeder Bürger unter Generalverdacht gestellt.

- Der Grundrechtseingriff wird durch den zu erwartenen Nutzen nicht gerechtfertigt.

Beschlossen auf 

Lako 1 / 2007

Beschlossen auf 

lako 1 / 2007

Beschlossen auf 

Lako 2 / 2006

Beschlossen auf 

Lako 2 / 2008

Beschlossen auf 

Lako 2 / 2005
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Novellierung des § 216 StGB 

Die Jungen Liberalen Berlin sprechen sich für die Legalisierung der aktiven Sterbehilfe 
unter engen Voraussetzungen aus. Aktive Sterbehilfe (Tötung auf Verlangen) soll 
dabei nur dann erlaubt sein, wenn der sich dazu nicht in der Lage befindende Mensch 
den Wunsch zum Tod in der aktuellen Situation, also unmittelbar vor der 
Durchführung der Sterbehilfe, an drei aufeinanderfolgenden tagen ohne Einwirkung 
von Dritten geäußert hat. Eine nonverbale, konkludente Äußerung ist dabei einer 
sprachlichen gleichgestellt.

Streichung des Inzestparagraphen

Die Jungen Liberalen Berlin fordern die Streichung des sog. "Inzestparagraphen" §
173 StGB. 

Keine Erweiterung der DNA-Datenbank

Die Jungen Liberalen Berlin halten die derzeitig gültigen Regelungen zur 
zwangsmäßigen Erhebung eines DNA-Fingerabdruckes für ausreichend. Insbesondere 
kann auf den richterlichen Vorbehalt nicht verzichtet werden.
Handlungsbedarf besteht allerdings bei der Erhebung freiwilliger DNA-Proben. Die 
Bürger sind in diesem Falle vor der freiwilligen Abgabe der Probe verpflichtend 
darüber aufzuklären, in welcher Form und wie lange ihre Probe gespeichert wird.
Ein freiwilliger Massentest unterliegt ebenfalls dem Richtervorbehalt und ist nur in 
Fällen schwerer Kriminalität zulässig. 

Vereinfachtes Scheidungsverfahren

Die jungen Liberalen Berlin begrüßen die Pläne der Bundesministerin

für Justiz, Frau Brigitte Zypries, das Verfahren der

„einvernehmlichen Scheidung“ durch ein „vereinfachtes

Scheidungsverfahren“ zu ersetzen. Durch die beidseitige, notariell

beurkundete Erklärung der scheidungswilligen, kinderlosen

Ehegatten, wird die Scheidung vor Gericht vereinfacht, da sich die

Ehegatten in der Erklärung bereits über die Unterhaltsfragen einigen

müssen. Dieses führt nicht nur zu einer Entlastung der Gerichte,

sondern reduziert auch die Kosten der Parteien, da sie sich nicht

mehr durch einen Anwalt vertreten lassen müssen.

Dienstunfähigkeit von Beamten

In § 26 Abs. 1 BRRG soll eingefügt werden: 

Die Dienstunfähigkeit ist in den ersten drei Jahren des Ruhestandes jeweils alle 6 
Monate nachzuweisen. Danach ist die Dienstunfähigkeit bis zur Erreichung der 
Altersgrenze jährlich nachzuweisen. Erlangt der Beamte auf Lebenszeit seine 
Dienstfähigkeit wieder, so ist er in den Dienst zurückzuführen. 

Beschlossen auf 

Lako 1 / 2006

Beschlossen auf 

Lako 2 / 2003

Beschlossen auf 

Lako 1 / 2005

Beschlossen auf 

lako 2 / 2006

Beschlossen auf 

Lako 1 / 2006
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Berliner Gefängnisse

Die Jungen Liberalen Berlin fordern den Berliner Senat auf, endlich etwas gegen die 
gravierenden Mängel im Berliner Strafvollzug zu tun. Die Bürger Berlins haben einen 
Anspruch darauf, dass die Gefängnisse sicher sind und der Strafvollzug funktioniert. 
Insbesondere muss unverzüglich mehr Vollzugspersonal für die völlig überlasteten 
Haftanstalten eingestellt werden. Die gegenwärtige Situation in vielen Berliner 
Haftanstalten ist schlichtweg unzumutbar und muss dringend verbessert werden.

Abschaffung des Rechtsberatungsgesetzes, der Anwalts- und Steuerberaterkammern 
sowie der Gebührenordnungen

Die Jungen Liberalen Berlin fordern die FDP-Bundestagsfraktion auf, sich für eine 
ersatzlose Abschaffung des Rechtsberatungsgesetzes (RBerG) und der 
Bundesrechtsanwaltsgebührenordnung (BRAGO) einzusetzen.
Darüber hinaus fordern die JuLis Berlin die FDP-Bundestagsfraktion auf, sich als 
logische Konsequenz daraus für die Abschaffung der Rechtsanwalts- und 
Steuerberaterkammern einzusetzen. Die Aufgaben der Kammern sollen zukünftig von 
einer Ordnungsbehörde, bzw. den sonst zuständigen staatlichen Stellen, 
wahrgenommen werden. 

Schluss mit Klientelpolitik

Die Julis Berlin fordern die FDP auf, dem Gerede von wirtschaftlicher

Liberalisierung endlich Taten folgen zu lassen.

Wer Privatisierung und Deregulierung fordert, darf dann nicht vor

seinem vermeintlichen „Stammklientel“ halt machen.

Daher rufen wir die FDP dazu auf, sich endlich dafür einzusetzen,

1. dass das Rechtsberatungsgesetz nicht reformiert, sondern

abgeschafft wird,

2. der Meisterzwang aufgehoben wird.

3. der Kammerzwang aufgehoben wird.

Abschaffung der Ministererlaubnis

Die Jungen Liberalen Berlin fordern die Abschaffung der Ministererlaubnis und daher 
die ersatzlose Streichung der §§ 8 und 42 GWB. 

Verwiesen auf 

Lako 3/2007, 

beschlossen durch 

den ELAVO am 

15.11.2007 

Beschlossen auf 

Lako 2/2003

Beschlossen auf 

Lako 2/2006

Beschlossen auf 

Lako 1/2004
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Elektronische Signatur

Das Gesetz über Rahmenbedingungen für elektronische Signaturen ist ein Schritt in 
die richtige Richtung zur Förderung der elektronischen Signatur. In der Praxis ist eine 
breite Verwendung von elektronischen Signaturen bisher allerdings ausgeblieben. Die 
Ursache hierfür liegt darin, dass große Kartenemittenten nicht als 
Zertifizierungsanbieter agieren können. Insbesondere sind Banken und Sparkassen 
derzeit als solche Anbieter nicht vorgesehen.
Ein weiteres Hemmnis stellt der Umstand dar, dass nur "natürliche Personen", nicht 
hingegen Körperschaften, eine für Rechtsgeschäfte notwendige "qualifizierte 
elektronische Signatur" erhalten können.
Wir befürworten die rechtliche Gleichstellung von Schriftform und elektronischer 
Signatur.
Die Jungen Liberalen Berlin fordern daher die Bundestagsfraktion der FDP auf, eine 
Gesetzesänderung zum Signaturgesetz einzubringen, die folgende Punkte 
berücksichtigt:
- Auch Körperschaften der Zivilrechts sowie des öffentlichen Rechts können jede Form 
der elektronischen Signatur erhalten.
- Der Kreis der Zertifizierungsanbieter ist so zu erweitern, dass auch große 
Kartenemittenten diese Dienstleistung anbieten können. 

Mehr Demokratie

Die JuLis unterstützen das Volksbegehren für ein neues Berliner Wahlrecht des 
Vereins mehr Demokratie e.V.

Mehr Demokratie wagen

Alle Staatsgewalt geht vom Volke aus
Fünfzig Jahre nach Gründung der Bundesrepublik hat sich die deutsche Demokratie 
gefestigt. Das repräsentative System und die Parteiendemokratie haben sich 
weitgehend bewährt. Rückschläge und Affären im Parteienstaat zeigen jedoch 
Handlungsbedarf auf. Liberale wollen nicht zuletzt deshalb mehr Demokratie wagen 
und das repräsentative System sinnvoll durch direktdemokratische Elemente 
ergänzen.
Politik, an der Bürger teilhaben, ist eine bürgernahe Politik. Je mehr Menschen an 
Demokratie teilhaben können, desto tiefer greifen die Wurzeln von Demokratie, weil 
demokratische Verfahren (selbst)verständlich werden. Grundsatzentscheidungen, über 
die direkt abgestimmt werden soll, müssen einer breiten Öffentlichkeit viel genauer 
erklärt und im Vorfeld diskutiert werden, im Gegensatz zu Entscheidungen, die im 
Hinterzimmer etwa des Vermittlungsausschusses oder der Koalitionsgespräche gefällt 
werden. Direktdemokratisch legitimierte Entscheidungen sind ehrlichere und offenere 
Entscheidungen und deshalb letztendlich auch die besseren und akzeptierteren 
Entscheidungen.
Liberale gehen von der grundsätzlichen Mündigkeit der Bürger aus, dem in allen 
Bereichen des Lebens - wirtschaftlich, privat und politisch - größtmögliche 
Selbstbestimmung eingeräumt werden soll. Direkte Demokratie kostet mehr Schweiß
und Überzeugungskraft als Parteitagsbeschlüsse und Koalitionskungelei. Aber Liberale 
bekennen sich zur Würde der Bürger in Freiheit und Selbstbestimmung. Wir wollen 
eine Politik mit und durch Bürgerköpfe statt einer Politik über die Köpfe der Bürger 
hinweg.
Für Liberale ist es eine Frage der inneren Einstellung, Bürger in letzter Konsequenz 
politische Verantwortung zuzutrauen, ohne Parteien dazwischenzuschalten. In einer 
liberalen Bürgergesellschaft aber werden Bürger aufgefordert, sich der politischen 
Verantwortung zu stellen. Wir nehmen Bürger ernst - und deshalb fordern wir die 
Einführung der nachfolgend genannten direktdemokratischen Elemente in den 
politischen Willensbildungsprozess.

Beschlossen auf 

Lako 1 / 2005

Beschlossen auf 

Lako 1 / 2008

Beschlossen auf 

Lako 1 / 2000
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I. Möglichkeiten Direkter Demokratie auf Bundesebene
- Volksinitiative (VI)
- Volksgesetzesinitiative (VGI)
- Volksbegehren (VB)
- fakultatives Referendum
- Volksentscheid (VE)
- Direktwahl des Bundespräsidenten
Gegenstände der Volksgesetzgebung können umfassen: Gesetze und andere 
bestimmte Gegenstände der politischen Willensbildung. Die Vorlagen sind demnach 
ausformulierte Gesetzentwürfe sowie allgemeine Anträge. Das Volk trifft hierbei 
Entscheidungen, die für die BürgerInnen von besonderer Wichtigkeit sind.
I.I Volksinitiative
Mit einer VI erreichen die Unterstützer, daß sich der Bundestag mit einem bestimmten 
Thema befaßt. Das erforderliche Quorum hierfür beträgt 100.000 Unterschriften. Sie 
sind innerhalb einer Frist von 6 Monaten zu erbringen. Nach einer erfolgreichen 
Volksinitiative muß sich der Bundestag mit dem Gegenstand der Initiative 
beschäftigen. Dies hat spätestens 3 Sitzungswochen nach Einbringen der 
Unterschriften im Rahmen einer aktuellen Stunde zu geschehen.
I.II Volksgesetzesinitiative
Die VGI hat zum Ziel, den Bundestag über einen von den Unterstützern eingebrachten 
Gesetzesentwurf entscheiden zu lassen. Das erforderliche Quorum hierfür beträgt 
1.000.000 Unterschriften. Sie sind innerhalb einer Frist von 6 Monaten einzubringen. 
Eine vorherige VI ist dafür nicht erforderlich. Nach einer erfolgreichen 
Volksgesetzesinitiative muß der Bundestag spätestens 6 Monate nach Einreichen der 
Unterschriften über den konkreten Gesetzesentwurf abschließend entschieden haben. 
Der Gesetzentwurf darf nicht mehr geändert werden, da der Antragsteller (die 
Gesamtheit aller unterzeichnenden Unterstützer) diese Änderungen nicht übernehmen 
kann. Die Initiatoren der VGI sind im Bundestag nicht redeberechtigt. Der Bundestag 
kann natürlich alternative Gesetzesentwürfe einbringen und beschließen.
I.III Volksbegehren
Das Volksbegehren ist die Vorstufe zum Volksentscheid, durch welches das Interesse 
der Bürger an einer Abstimmung belegt wird. Es ist nicht an eine vorherige VGI 
gebunden. Grundsätzlich ist ein Quorum von 2.000.000 Unterschriften erforderlich,
welche in einer Frist von 12 Monaten zu erbringen sind. Wurde jedoch zuvor eine VGI 
mit gleichem Entwurfstext, eingebracht und abgelehnt, so besteht noch eine Frist von 
6 Monaten um die restlichen 1.000.000 Unterschriften für das VB zu erbringen.

I.IV Volksentscheid
Ein Volksentscheid ist einem Parlamentsbeschluß gleichgestellt und hat die selbe 
normative Bindungskraft. Es findet kein Themenausschluß statt. Alle zu 
Bundestagswahlen Wahlberechtigten werden aufgefordert, über den Volksentscheid 
abzustimmen. Ein Beschluß gilt als gefaßt, wenn die einfache Mehrheit der 
abgegebenen Stimmen dafür ist. Bei Grundgesetzänderungen muß eine 2/3 Mehrheit 
der Abstimmenden mit Ja stimmen.
Für Gesetze, die auf dem parlamentarischen Weg der Zustimmung des Bundesrates 
bedürfen, wird bei Volksentscheidenden ein gewichtetes Ländermehr eingeführt. Das 
heißt, das eine einfache Mehrheit der Bundesländer diesem Gegenstand der 
Volksgesetzgebung zustimmen muß. Die Stimmenzahl der Bundesländer orientiert an 
der gegenwärtigen Gewichtung innerhalb des Bundesrates.
I.V Fakultatives Referendum
Ein fakultatives Referendum erwirkt einen Volksentscheid über ein bereits 
beschlossenes aber noch nicht in Kraft getretenes Gesetz. Hierfür beträgt das Quorum 
1.000.000 Unterschriften, welche in einer Frist von 3 Monaten erbracht werden 
müssen.
I.VI Information der Bevölkerung
Für die Information der Bevölkerung und Werbung für den Volksentscheid sind die 
Initiatoren zuständig. Den Initiatoren wird für die Dauer der Kampagne die 
Gemeinnützigkeit zugesprochen. Eine Kostenerstattung für VI, VGI und VB erfolgt bei 
Erreichen des Quorums, begrenzt durch die Summe der tatsächlich angefallenen 
Kosten. Erstattet werden 12 Cent pro Stimme des zu erreichenden Quorums. Die 
Kostenerstattung für den Volksentscheid orientiert sich am Modell der 
Parteienfinanzierung (Erstattung pro „Ja“ Stimme).
I.VII Direktwahl des Bundespräsidenten/Verlängerung der parl. Legislaturperiode
Im Zuge der Stärkung direkter Elemente unserer Demokratie ist der Bundespräsident 
unmittelbar vom Volk zu wählen. Seine Amtszeit beträgt fortan 7 Jahre ohne die 
Möglichkeit einer Wiederwahl. Die Einflußnahme der Bürger außerhalb von Wahlen 
rechtfertigt zudem eine verlängerte Legislaturperiode des Bundestags von 5 Jahren.
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II. Direkte Demokratie in Berlin
Berlin ist das einzige Bundesland ohne Mitspracherecht durch Bürgerentscheid in den 
Bezirken. In Berlin sind als einzigem Bundesland Volksbegehren und Volksentscheide 
zur Verfassung verboten. Wir wollen erreichen daß die Bürger in wichtigen Fragen 
mitentscheiden können. Ob Bezirksreform, Hochschulpolitik, Teufelsberg, Stadtschloß
oder der Palast der Republik: die Berlinerinnen und Berliner wollen ihre Stadt aktiv 
gestalten.
II.I Bezirke
Wir fordern die Einführung von Bürgerentscheiden in den Bezirken: ein Prozent der 
wahlberechtigten Bezirkseinwohner können die Bezirksverordnetenversammlung 
(BVV) mit einem Vorschlag befassen (Bürgerbegehren). Übernimmt die BVV den 
Vorschlag nicht, können fünf Prozent der zur BVV Wahlberechtigten einen 
Bürgerentscheid initiieren (Nur über Themen, die in der Zuständigkeit des Bezirks 
liegen). Der Bürgerentscheid ist Beschlüssen der BVV gleichgestellt und hat die selbe 
normative Bindungskraft. Es entscheidet die Mehrheit der Wähler.
II.II Landesebene
Für Berlin werden auf Landesebene die Elemente direkter Demokratie analog zum 
(oben genannten) vierstufigen Verfahren (I.I-I.IV) erweitert. Die Eingangshürde für 
eine Volksinitative beträgt 20.000 Unterschriften, für eine Volksgesetzesinitiative 
beträgt sie 50.000 Unterschriften. Die erforderliche Unterschriftenzahl für ein 
Volksbegehren beträgt 100.000. Die Eintragungsfrist wird auf 4 Monate verlängert. 
Komplizierte Abstimmungs-klauseln beim Volksentscheid werden abgeschafft, die 
Mehrheit der Wähler entscheidet. Für Verfassungsänderungen muß eine 2/3 Mehrheit 
der Abstimmenden mit Ja stimmen.
Ein fakultatives Referendum erwirkt einen Volksentscheid über ein bereits 
beschlossenes aber noch nicht in Kraft getretenes Gesetz. Hierfür beträgt das Quorum 
100.000 Unterschriften, welche in einer Frist von 4 Monaten erbracht werden müssen. 
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Unabhängigkeit für Regulierungsbehörden

Die Jungen Liberalen Berlin fordern die Schaffung eines speziellen Verwaltungsrechts 
für Regulierungsbehörden, das die Unabhängigkeit der regulierenden 
Bundesoberbehörden gegenüber dem jeweiligen Minister bzw. Ministerium stärkt. Des 
Weiteren ist damit die Fachaufsicht der jeweiligen Minister bzw. Ministerien über die 
Regulierungsbehörde abzuschaffen. 

Karenzzeit für Bundesminister und Staatssekretäre

Die Jungen Liberalen Berlin fordern die Einführung einer dreijährigen Karenzzeit , wie 
sie bspw. für Bundeswehrgeneräle bereits besteht, für Regierungsmitglieder auf 
Bundes- und Landesebene sowie hohe Staatsbeamte (Staatssekretäre und 
Behördenpräsidenten), um der Versuchung der Vorteilsnahme im Amte 
entgegenzuwirken. 

Erste Schritte zur Verfassungsreform

Art. 3 III GG wird wie folgt neu gefaßt:
(3) Niemand darf wegen seines Geschlechtes, seiner sexuellen Identität, seiner 
Abstammung, seiner Rasse, seiner Sprache, seiner Heimat und Herkunft, seines 
Glaubens, seiner religiösen oder politischen Anschauungen benachteiligt oder 
bevorzugt werden. Niemand darf wegen seiner Behinderung benachteiligt werden.
Art. 4 II GG wird wie folgt neu gefaßt:
(2) Die ungestörte Religionsausübung wird gewährleistet und darf nur durch Gesetz 
oder auf Grund eines Gesetzes beschränkt werden, wenn es zum Schutze anderer 
Rechtsgüter erforderlich ist und sich nicht gegen eine bestimmte Religionsausübung 
als solche richtet.
Art. 7 II, III GG werden gestrichen.
Art. 13 GG wird wie folgt neu gefaßt:
(1)Die Wohnung ist unverletzlich
(2)Durchsuchungen dürfen nur durch den Richter, bei Gefahr im Verzug auch durch 
die in den Gesetzen vorgesehenen anderen Organe angeordnet und nur in der dort 
vorgeschriebenen Form durchgeführt werden.
(3)Eingriffe und Beschränkungen dürfen im übrigen nur zur Abwehr einer gemeinen 
Gefahr oder einer Lebensgefahr für einzelne Personen, auf Grund eines Gesetzes auch 
zur Verhütung dringender Gefahren für die öffentliche Sicherheit und Ordnung, 
insbesondere zur Behebung der Raumnot, zur Bekämpfung von Seuchengefahr oder 
zum Schutze gefährdetet Jugendlicher vorgenommen werden.
Art. 16a GG wird wie folgt neu gefasst:
Politisch Verfolgte genießen Asylrecht
Art. 116 I GG wird wie folgt neu gefaßt:
(1) Deutscher im Sinne dieses Grundgesetzes ist wer die deutsche
Staatsangehörigkeit besitzt.
Art. 140 GG wird wie folgt neu gefaßt:
(1) Die bürgerlichen und staatsbürgerlichen Rechte und Pflichten werden durch die 
Ausübung der Religionsfreiheit weder bedingt noch beschränkt.
(2) Der Genuß bürgerlicher und staatsbürgerlicher Rechte sowie die Zulassung zu 
öffentlichen Ämtern sind unabhängig von dem religiösen Bekenntnis.
(3) Niemand ist verpflichtet, seine religiöse Überzeugung zu offenbaren. Die Behörden 
haben nur soweit das Recht, nach der Zugehörigkeit zu einer Religionsgesellschaft zu 
fragen, als davon Rechte und Pflichten abhängen oder eine gesetzlich angeordnete 
statistische Erhebung dies erfordert.
(4) Niemand darf zu einer kirchlichen Handlung oder Feierlichkeit oder zur Teilnahme 
an religiösen Übungen oder zur Benutzung einer religiösen Eidesform gezwungen 
werden.
(5) Es besteht keine Staatskirche.
(6) Die Freiheit der Vereinigung zu Religionsgesellschaften wird gewährleistet. Der 
Zusammenschluß von Religionsgesellschaften innerhalb des Bundesgebietes unterliegt 
keinen Beschränkungen.
(7) Jede Religionsgesellschaft ordnet und verwaltet ihre Angelegenheiten selbständig 
innerhalb der Schranken des für alle geltenden Gesetzes. Sie verleiht ihre Ämter ohne 
Mitwirkung des Staates oder der bürgerlichen Gemeinde.
(8) Der Sonntag und die staatlich anerkannten Feiertage bleiben als Tage der 
Arbeitsruhe und der seelischen Erhebung gesetzlich geschützt.
(9) Soweit das Bedürfnis nach Gottesdienst und Seelsorge im Heer, in 
Krankenhäusern, Strafanstalten oder sonstigen öffentlichen Anstalten besteht, sind die 
Religionsgesellschaften zur Vornahme religiöser Handlungen zuzulassen, wobei jeder 
Zwang fernzuhalten ist. 

Beschlossen auf 
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Wirtschaft und Arbeit

Öffnung des Arbeitsmarktes

Die Jungen Liberalen Berlin blicken mit großer Sorge auf die verpassten Chancen, die 
Deutschland durch die langen Übergangsfristen vor der Gewährung der vollen 
Freizügigkeit für osteuropäische Arbeitnehmer entgehen. In Staaten wie Irland und 
Schweden, die bereits die volle Arbeitnehmerfreizügigkeit gewährleisten, stieg 
daraufhin die Beschäftigungsquote, während die Schwarzarbeit dort rapide abnahm. 
In der Bundesrepublik nimmt die Schwarzarbeit währenddessen beständig zu.

Diesen Zustand halten die Julis Berlin für untragbar und fordern daher die sofortige 
Öffnung des deutschen Arbeitsmarktes auch für osteuropäische Arbeitnehmer. Die 
Bundesregierung wird aufgefordert, von der Möglichkeit der Aussetzung der 
Sperrfristen sowohl für die osteuropäischen Beitrittsstaaten von 2004 wie auch für die 
jüngsten Mitglieder von 2007 Gebrauch zu machen. 

Verwiesen auf 

Lako 3/2007, 

beschlossen durch 

den Elavo am 

15.11.2007

Gleiche Besoldung für ostdeutsche Beamte und Angestellte des öffentlichen 
Dienstes

Die Jungen Liberalen Berlin fordern die baldige Durchsetzung der gleichen Besoldung 
von west- und ostdeutschen Beamten und Angestellten des öffentlichen Dienstes. Das 
Unvermögen, dieses 19 Jahre nach der Wiedervereinigung immer noch nicht
durchgesetzt zu haben, ist Ausdruck einer teilweise misslungenen Zusammenführung 
beider deutschen Staaten und verstärkt die Unterschiede, die nach wie vor existieren. 
Eine gleiche Besoldung hätte exemplarischen Charakter und wäre ein Zeichen des 
Fortschritts bei der Zusammenführung von West- und Ostdeutschen.

Abschaffung der Pendlerpauschale

Die Jungen Liberalen Berlin fordern die Abschaffung der Pendlerpauschale. Generell 
lehnen die Jungen Liberalen Berlin die steuerliche Absetzbarkeit der 
Arbeitnehmerfahrkosten als überflüssige, ungerechte und ökologisch unsinnige 
Subvention ab. Die eingesparten Gelder sollen vollumfänglich zur Steuerentlastung 
genutzt werden.

Jugend- und Ausbildungsvertretung

Die JuLis Berlin ändern ihre bisherige Beschlusslage dahin gehend, dass man beim 
Kündigungsschutz für Mitglieder der Jugend- und Auszubildendenvertretung (JAV) 
wieder zur gesetzlichen Regelung zurückkehrt.

„Abschaffung der Pauschal-Warmmieten in Studentenwohnheimen“

Die Jungen Liberalen fordern den Senat für Wissenschaft auf,

das Studentenwerk des Landes Berlin zu einer sukzessiven Abschaffung der

Pauschal-Warmmieten in Studentenwohnheimen zu drängen und entsprechende

Umrüstungsmaßnahmen zu mehr Energieeffizienz zu ergreifen.

Beschlossen auf 

Lako 2 / 09
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Zukunft denken - Wege aus der Krise

Einleitung

Das Jahr 2009 wird in großem Maße sowohl politisch als auch wirtschaftlich und sozial
von der Finanzkrise geprägt sein. Durch eine Reihe von Ereignissen, die sich seit dem
Sommer 2007 angebahnt hatten, befinden sich nun die Länder weltumspannend in 
einer dramatischen Situation. Die Jungen Liberalen Berlin erkennen die Ernsthaftigkeit
dieser Krise an und finden es deshalb wichtig, sich mit diesem Thema genauer
auseinander zu setzen.

Die Krise

In den USA wurden zunächst sehr leichtfertig Kredite zur Baufinanzierung vergeben. 
Nachdem erste Kreditnehmer ihre Raten nicht mehr bezahlen konnten, platzte diese
Immobilienblase schnell. Da viele Banken die ausstehenden Kreditsummen
untereinander handelten und auch in deren Kalkulation einberechneten, folgte auf die 
Hypothekenkrise schnell eine Bankenkrise, die zahlreiche staatliche und auch private 
Banken in finanzielle Nöte brachte. Da Banken ihre Geschäfte meist gegenseitig
absichern, gerieten mehr und mehr Finanzinstitute in den Sog der Krise und zum Teil
in die Insolvenz. Hinzu kam eine allgemeine Abschwächung der Wirtschaft und das 
Ausbleiben von Aufträgen aufgrund fehlender Liquiditäten und mangelnder
Bereitschaft zur Kreditvergabe. Die Bankenkrise wurde zu einer allumfassenden
Wirtschafts- und Finanzkrise.

Als Auslöser sehen die Jungen Liberalen hier die zu leichtfertige Vergabe von Krediten
und eine zu große Bereitschaft zu hochriskanten und untransparenten Geschäften, bei
denen die Verantwortlichen oft gar nicht in der Lage waren, die Situation richtig
einzuschätzen. Gerade bei staatlichen Banken kritisieren wir den leichtfertigen
Umgang mit Steuergeldern. Es ist nicht die Aufgabe von staatlichen Banken mit
Milliardensummen zu spekulieren. Die Staatsbanken haben den Auftrag, Liquidität zu
stützen und öffentliche Gelder angemessen zu verwalten. Diesem und keinem anderen
Auftrag sollen diese nachkommen. Zudem sehen wir ein Versagen bei der
Bankenaufsicht, die nicht rechtzeitig und nicht umfangreich genug im Falle derartiger
Geschäfte eingegriffen hat. Die Bankenaufsichten müssen also besser organisiert
werden. Zudem müssen die Finanzgeschäfte und Bilanzen transparenter gestaltet
werden. Wir fordern zudem die Zusammenlegung weiterer Landesbanken und 
langfristig deren Abschaffung.

Das Rettungspaket der Bundesregierung

Im Zuge der Krise ist natürlich auch Hilfe der Politik gefragt. Auch wenn man in der
Opposition ist, hat hier die Suche nach Wegen Priorität, die die Krise mildern können. 
Deshalb befürworten wir die Entscheidung der FDP, das Rettungsprogramm der
Bundesregierung mitzutragen. Es war ein wichtiges Signal, in Zeiten einer Krise
parteipolitische Interessen zurückzustellen. Dennoch ist dieses Rettungspaket nicht
fehlerfrei. Schon aus Gründen der Generationengerechtigkeit fordern wir Vergabe von 
Hilfen nach Maß statt Maßlosigkeit. Bürgschaften und Zuschüsse in Milliardenhöhe
seitens des Staates dürfen nicht leichtfertig vergeben werden. Einfach nur Geld 
bereitzustellen reicht nicht aus. Vorher muss sichergestellt werden, dass die 
begangenen Fehler sich nicht wiederholen. Deshalb muss jedes Hilfspaket sorgfältig
geprüft werden. Um auf zukünftige Krisen besser vorbereitet zu sein, dürfen
begangene Fehler sich nicht wiederholen. Managertätigkeiten und Firmenaufsichten
müssen professionell und effektiv arbeiten. Um Transparenz zu gewährleisten müssen
auch für Ratingagenturen internationale Standards und Aufsichten geschaffen werden. 
Staatliche Banken sollen generell nur ihre grundlegenden Aufgaben wahrnehmen und 
verantwortlich handeln. Da sie aber nicht mehr zeitgemäß arbeiten, streben wir ihre
Abschaffung an. Verantwortliche sollen auch angemessen für ihr Verhalten zur
Rechenschaft gezogen werden. Problematisch sehen wir auch die Steuerbefreiung für
den Kauf von Neuwagen; diese Maßnahme kostet Unsummen an Steuergeldern, hat 
aber kaum Einfluss auf die Kaufentscheidung.

Leitantrag zu Lako

1 / 09
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Die Jungen Liberalen sprechen sich dafür aus, zusätzliche staatliche Hilfen auf das 
geringste nötige Maß zu begrenzen, um die Neuverschuldung nicht zu stark ansteigen
zu lassen. An Fördermaßnahmen unterstützen wir vor Allem solche, die nachhaltig die 
Bildung fördern oder Fortschritt in Energie- und Umweltpolitik bewirken. Staatliche 
Konsumgutscheine halten wir für das falsche Mittel. Anstatt Gelder in Form von 
Gutscheinen vom Bürger über den Staat an die Bürger zurückzuleiten, setzen wir auf 
ein von vornherein niedriges und gerechtes Steuersystem. Problematisch ist auch die 
Rettung einzelner Unternehmen zu sehen. Viele dieser Unternehmen haben
unrentabel gearbeitet und können im Markt nicht mehr bestehen. Eine
Unternehmenspleite ist ein normaler marktwirtschaftlicher Vorgang, der nicht vom
Staat reguliert werden sollte.

Aus unserer Sicht gehen die Maßnahme der Bundesregierung in manchen Teilen nicht
weit genug. Auch unabhängig von der Krise bekräftigen wir unsere Forderung nach
Steuerentlastungen. Wir fordern die Umsetzung unseres Einkommenssteuermodells
sowie die Senkung der Mehrwertsteuer auf wieder 16%. 

Die Soziale Marktwirtschaft

Die Jungen Liberalen Berlin stellen klar fest, dass es sich hier nicht um eine 
Systemkrise handelt. Krisen sind ebenso wie Aufschwünge fester Bestandteil der 
Sozialen Marktwirtschaft. Krisen wie die jetzige bieten große Chancen, das System 
weiter zu optimieren. Nur eine funktionierende Marktwirtschaft kann auch Probleme 
der Krise lösen. Dabei gibt es dynamische Prozesse, die sich gegenseitig abfedern und 
bestmöglich auffangen. Dieses System meistert die Krise besser als jedes alternative 
System. Nur die Kontrollmechanismen des Systems haben versagt und müssen 
nachgebessert werden. Systemkritikern erteilen wir eine klare Absage. Gerade im 
Hinblick auf die kommenden Wahlen, die Richtungsentscheidungen darstellen, müssen 
wir Menschen von der Richtigkeit der Sozialen Marktwirtschaft gegen deren Gegner 
überzeugen. Die Bevölkerung muss wieder Vertrauen schöpfen in die Prinzipien der 
Sozialen Marktwirtschaft. Es war nicht zuletzt das Versagen staatlicher Akteure und 
staatlicher Ordnungsprinzipien. Eine Ausweitung des staatlichen Einflusses würde die 
Krise nur noch mehr verschärfen, da hier zu starre Richtlinien die flexible 
Selbstregulierung des Marktes einengen würden. Der Staat soll sich auf seine 
Aufsichtsfunktion besinnen und diese professionell wahrnehmen statt sich in 
riskanten, dilettantischen Geschäften zu verspekulieren. Rufe nach stärkeren 
Kontrollen verfehlen ihr Ziel; es gab bislang bereits zahlreiche Kontrollinstanzen. Sie 
haben versagt. Es geht also nur um eine Effektivierung der bestehenden 
Mechanismen, aber nicht um eine Ausweitung. Nur wenn Staat, Wirtschaft, Banken 
und Bankenaufsicht stimmig zusammenarbeiten, kann man eine Ausweitung der Krise 
noch rechtzeitig abwenden. Noch ist es nicht zu spät. Noch kann verhindert werden, 
dass die Wirtschaftskrise weiter um sich greift und aus der Finanzkrise eine reelle 
Arbeitskrise wird. 
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Änderung des Mindesturlaubsgesetzes für Arbeitnehmer

Die Jungen Liberalen Berlin fordern folgende Erweiterung des § 7 BUrlG Abs.2:
Der Urlaub ist zusammenhängend zu gewähren, es sei denn, dass dringende 
betriebliche Gründe oder in der Person des Arbeitnehmers liegende Gründe eine 
Teilung des Urlaubs erforderlich machen. Kann der Urlaub aus diesen Gründen nicht 
zusammenhängend gewährt werden, und hat der Arbeitnehmer Anspruch auf Urlaub 
von mehr als zwölf Werktagen, so muss einere der Urlaubsteile mindestens zwölf 
Werktage umfassen, sofern der Arbeitnehmer dies wünscht. 

Abschaffung der Übernahmepflicht

Die Jungen Liberalen Berlin fordern
a) die Abschaffung des besonderen Kündigungsschutzes für Angehörige der Jugend-
und Auszubildendenvertretungen in ausbildenden Unternehmen während und nach 
der Ausbildung
sowie
b) die Abschaffung der Übernahmepflicht, für Angehörige der Jugend- und 
Auszubildendenvertretungen, seitens der Ausbildungsbetriebe nach Abschluss der 
Ausbildung. 

Arbeitszwang und Existenzminimum vertragen sich nicht

Die Jungen Liberalen Berlin erkennen an, dass der Umfang der gewährten Zahlungen 
im Rahmen von Hartz 4 das absolute Existenzminimum darstellen, welches benötigt 
wird um ein menschenwürdiges Dasein führen zu können. Auch die Überlegungen des 
Liberalen Bürgergeldes gehen dahin, dass in einem Sozialstaat jeder Mensch eine 
Daseinsberechtigung hat und somit jedem ein Dach über dem Kopf und ausreichend 
Lebensmittel zur Verfügung stehen müssen. Diese Überlegung verträgt sich jedoch 
nicht mit dem Prinzip der Leistungskürzung bei Nichtannahme von angebotener 
Arbeit. Wenn man einerseits anerkennt, dass Hartz 4 oder das Liberale Bürgergeld das 
Existenzminimum darstellen, kann man dieses nicht durch weitere Kürzungen 
reduzieren und somit deutlich weniger als das Existenzminimum gewähren. Vielmehr 
sollte die Aufnahme von Arbeit einen zusätzlichen Verdienstanreiz bieten.

Die Jungen Liberalen Berlin fordern die FDP daher auf, sich für eine Änderung der 
Hartz 4 Gesetzgebung, bzw. für eine entsprechende Änderung der Konzeption des 
Liberalen Bürgergeldes wie folgt auszusprechen:

• die Androhung sowie der Vollzug der Leistungskürzung bei Nichtaufnahme von 
angebotener Arbeit wird ersatzlos gestrichen

Streiks im öffentlichen Dienst? Berlin muss konsequent bleiben

Die Jungen Liberalen Berlin begrüßen ausdrücklich den Ausstieg des Landes Berlin aus 
dem gemeinsamen Tarifverbund von Bund, Ländern und Kommunen als einzig 
mögliche Konsequenz auf die verheerende Kassenlage der öffentlichen Haushalte und 
die Lohnforderungen der Gewerkschaft ver.di und dem damit verbundenen 
Tarifabschluss für die Beschäftigten des Öffentlichen Dienstes.
Die Jungen Liberalen Berlin fordern daher das Land Berlin auf, seine Forderung, eine 
sog. Nullrunde für die Beschäftigten des Öffentlichen Dienstes durchzuführen, in den 
nunmehr mit dem Land Berlin direkt aufgenommenen Tarifverhandlungen 
aufrechtzuerhalten und sich auch nicht von den absehbaren Streiks der Gewerkschaft 
ver.di und den damit verbundenen Protestaktionen nicht beeindrucken zu lassen.
Die Jungen Liberalen Berlin sind davon überzeugt, dass die Mehrheit der Berliner 
Bürger für diese Maßnahmen Verständnis haben und etwaige Härten in Alltag ertragen 
wird. Es geht um nicht weniger als die Zukunft dieser Stadt - deswegen gibt es zu 
einer Nullrunde keine Alternative. 
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Unisex-Tarife in der privaten Versicherungswirtschaft

Die Jungen Liberalen Berlin setzen sich für die Einführung von Unisex-Tarifen in 
privaten Krankenversicherungs- und Altersvorsorgeverträgen, ein.
Die Bundesregierung wird aufgefordert ein entsprechendes Gesetz zu verabschieden 
und einem entsprechenden Richtlinienentwurf der Europäischen Kommission im Rat 
zuzustimmen. 

Steuern und Finanzen

Erbschaftssteuer

Die Jungen Liberalen Berlin sehen in der Erhebung der Erbschafts- und 
Schenkungssteuer einen unzulässigen Eingriff in die Verfügungsfreiheit von 
Eigentümern und fordern daher die ersatzlose Streichung der Erbschafts- und 
Schenkungssteuer.

Solidaritätszuschlag

Die Jungen Liberalen Berlin fordern die Bundesregierung auf, den Solidaritätszuschlag 
unverzüglich abzuschaffen.

Mehreinnahmen für Haushaltskonsolidierung nutzen

Die Jungen Liberalen verfolgen mit Entsetzen, dass die neuen – höheren –
Steuerschätzungen zu Mehrausgaben anstatt zur Haushaltskonsolidierung und zu 
Steuersenkungen führen. 

Die Vorgabe von Finanzminister Steinbrück, dass Deutschland 2011 einen 
ausgeglichenen Haushalt vorlegen wird, ist weder ambitioniert noch entspricht er 
jeglicher ökonomischen Vernunft. Die finanziellen Begehrlichkeiten der verschiedenen 
Minister gehen zu Lasten der kommenden Generationen. In wirtschaftlich guten Zeiten 
muss für schlechte Perioden vorgesorgt werden. Ohne eine geringere Steuer- und 
Abgabenlast ist Deutschland nicht zukunftsfähig. Gute Entwicklungen freuen uns alle. 
Jedoch ist es nun essentiell notwendig aus ihnen die richtigen Schlüsse zu ziehen und 
sich von der bloßen Verteilermentalität zu verabschieden. Deutschland besitzt im 
Moment eine riesige Chance, aus einer Lethargie heraus zu kommen und alte Fehler 
hinter sich zu lassen. Nun müssen diese Möglichkeiten genutzt werden.

Da die Bundesregierung anscheinend nicht in der Lage ist, verantwortlich mit dem 
Geld ihrer Bürger umzugehen, fordern wir deshalb die FDP-Fraktionen in den 
Landtagen und dem Bundestag auf, sich eindringlich für ein generelles Schuldenverbot 
der öffentlichen Hand einzusetzen. 
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Eine Rente mit Zukunft

I Ausgangslage
Das derzeitige deutsche Rentensystem – basierend auf dem beitragsfinanzierten 
Umlagesystem – ist gescheitert. Als es in der 50er Jahren eingeführt wurde, gab es u. 
a. kriegsbedingt weniger Rentner und viele Arbeitnehmer, die aufgrund des 
einsetzenden Wirtschaftsaufschwunges zunehmend gutes Geld verdienten. Zur 
Finanzierung der Renten ließ sich die damalige Bundesregierung unter Konrad 
Adenauer auf ein eher auf dem unseriösen Schneeballprinzip basierendes System ein, 
da hiermit die kurzfristige Gewährung von Renten ohne zusätzliche Mittel aus dem 
Bundeshaushalt möglich war. So wurde die gesetzliche Rentenversicherung (erneut) 
eingeführt – die Arbeitnehmer zahlten prozentuale Beiträge, erlangten Anwartschaften 
für die Zukunft und die Rentner erhielten aus diesen Beiträgen umgehend 
Rentenzahlungen.
Bis in die 90er Jahre hinein, konnte mit der Lüge „Die Rente ist sicher“ jegliche Sorge 
der Bürger vor dem drohenden Kollaps zerstreut werden – kosmetische Maßnahmen 
wie die Erhöhung der Beiträge und die Senkung der zukünftigen Anwartschaften 
schafften kurzfristig etwas Entlastung. Auch die seit Jahren notwendigen 
Steuerzuschüsse (z. Zt. ca 80 Milliarden EUR jährlich) – zuletzt durch die sog. 
Ökosteuer von Rot-Grün massiv erhöht – kaschierten den notwendigen Reformbedarf.
Doch die Probleme verschärfen sich:
Aufgrund des voranschreitenden demographischen Wandels, der den Erwerbstätigen 
immer mehr Rentenbeziehern gegenüberstellt - und für sie damit eine Belastung 
darstellt, die sie nicht bewältigen können – kann das jetzige Rentensystem keinesfalls 
weiter funktionieren.
Wir, die Jungen Liberalen Berlin, sehen im aktuellen System jedoch nicht nur ein 
Problem der heutigen Gesellschaft, sondern auch aller folgenden. Es ist eines unserer 
politischen Hauptziele, dass die Generationengerechtigkeit weiterhin gewährleistet 
wird. Aber durch die heute notwendig gewordene finanziellen Hilfen aus dem 
Bundeshaushalt und die damit verbundene steigende Mischfinanzierung würden wir -
wenn wir die Vorsorgesysteme nicht reformieren - unseren zukünftigen Generationen 
anstatt einer sicheren Rente nur einen riesigen Schuldenberg bieten.
Gleichzeitig tragen die mittlerweile knapp 20% betragenden Beiträge zur gesetzlichen 
Rentenversicherung massiv zur Arbeitslosigkeit vor allem im unteren 
Einkommensbereich bei, da eine solche Diskrepanz zwischen Arbeitskosten und 
Nettoeinkommen hier die wirtschaftliche Marge für Arbeitnehmer und Arbeitgeber 
zerstört.
Der Politik ist seit Jahren der Reformbedarf bekannt; aufgrund der schwierigen 
Ausgangslage und dem Finanzierungsproblem durch die bestehenden Anwartschaften 
zögert sie eine notwendige Systemumstellung jedoch weiterhin hinaus. 

Die Jungen Liberalen Berlin stellen sich dem Problem und zeigen einen gangbaren 
Weg aus der Krise.

II Maßnahmen
Um allen Menschen auch im Alter zumindest das Existenzmininum zu gewähren, 
schlagen die Jungen Liberalen Berlin statt des bisherigen – primär umlagefinanzierten 
– Systems ein 3-Säulen-Modell vor, welches sich aus einer gesetzlichen Grundrente –
dem Bürgergeld, der privaten Vorsorge und Betriebsrenten zusammensetzt.
1. Bürgergeld einführen
Zur Sicherung der Existenz aller Menschen im Alter ist eine steuerfinanzierte 
Grundrente in Form des Bürgergeldmodells einzuführen. Diese soll das 
Existenzminimum sichern und nach dem jetzigen Stand der Lebenshaltungskosten �
700,00 monatlich betragen, zuzüglich der noch nicht abzuschätzenden Kosten der 
Kranken- und Pflegeversicherung nach einer Privatisierung der Krankenkassen (so 
beschlossen auf dem Bundeskongress der Jungen Liberalen in Jena). Somit wird die 
Summe der Gesamtleistungen nach dem heutigen Stand in etwa monatlich � 900 bis 
zu 1.000,00 betragen. Damit ist nicht nur die physische, sondern ausdrücklich auch 
die soziale Existenz im Alter gesichert.
Im Gegensatz zu den Bürgergeldempfängern vor Eintritt der Rentenberechtigung 
erhalten alle Rentenberechtigten das entsprechende Bürgergeld ohne 
Bedürftigkeitsprüfung und Vermittlungsvorbehalt. Somit wandelt sich das Bürgergeld 
im Alter in einen automatischen Grundrentenanspruch um.
Bezugsberechtigt sind alle Deutschen und aufenthaltsberechtigten Ausländer (dies 
umfasst keine Touristen und Duldungen nach dem AsylG) die mind. 20 Jahre legal in 
Deutschland gelebt haben, sofern sie entweder das 65. Lebensjahr (ab 2020 das 67. 
Lebensjahr) vollendet haben oder mindestens 45 Jahre berufliche Beschäftigung 
aufweisen können. Damit soll gewährleistet werden, dass Arbeitnehmer, die bereits im 
frühen Alter eine Lehre und dann eine Beschäftigung angetreten haben ohne 
Anspruchsminderung auch früher in Rente gehen können.

Leitantrag zum 

Lako 4 / 2006
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Aufenthaltsberechtige Ausländer, die weniger als 20 Jahre, aber mehr als 10 Jahre 
ihren legalen Aufenthalt in Deutschland hatten, erwerben bei Renteneintritt einen 
bedarfsunabhängigen Anspruch auf die Hälfte des Bürgergeldsatzes. Die etwaige 
Gewährung von zusätzlichem Bürgergeld zur Deckung der notwendigen 
Lebenshaltungskosten erfolgt dann ggf. im Rahmen der Bedürftigkeitsüberprüfung.
Witwer/n erhalten zur Sicherung ihres Lebensstandards im Falle des Todes ihres 
Partners (dies meint Ehe- wie eingetragenen Lebenspartner) 50 % (also � 350,00) 
des Bürgergeldes ihres Partners zusätzlich. Waisen und Halbwaisen erhalten für die 
Dauer ihrer Berufsausbildung (längstens bis zur Vollendung des 25. Lebensjahres) ein 
Drittel der entsprechenden Rentenansprüche der verstorbenen Eltern, bzw. des 
verstorbenen Elternteils (also entweder � 468,00 monatlich für Vollwaisen oder �
234,00 monatlich für Halbwaisen). Wie bislang auch, wird Halbwaisen- und 
Waisenrente nach dem 18. Lebensjahr nur gewährt, wenn der Empfänger sich in 
Berufsausbildung befindet und wenn kein eigenes Einkommen erzielt wird.
Für Erwerbsunfähige wird die Rente ab Eintritt der Erwerbsunfähigkeit, ggf. anteilig 
entsprechend des Grades der Erwerbsunfähigkeit gezahlt.
2. Förderung der privaten Vorsorge
Da durch das Bürgergeld nur die allgemeine Absicherung der Bevölkerung vor Armut 
durch Gewährleistung des zur Bedarfsdeckung mindestens Notwendigen erfolgt, ist zu 
gewährleisten, dass von den Bürgern freiwillig eine zusätzliche Vorsorge durch Privat-
und Betriebsrenten erfolgt. Es muss klargestellt werden, dass ein gewisser 
Lebensstandard zukünftig nur noch durch eigene Vorsorge gewährleistet werden kann.
Gleichwohl muss auch der Staat die Rahmenbedingungen für eine Privatvorsorge 
gewährleisten.
Die Jungen Liberalen Berlin schlagen daher eine Förderung wie folgt vor:
a) der Ertrag folgender Vorsorgemodelle wird steuerlich freigestellt:
- Produkte mit einer monatlichen Auszahlung ab dem 60. Lebensjahr
- Produkte mit einmaliger Auszahlung ab dem 60. Lebensjahr und Abschluss über 
mehr als 15 Jahre Laufzeit
- nur Produkte, die mindestens eine Auszahlung der eingezahlten Beiträge 
gewährleisten
b) zur Gewährleistung der Attraktivität privater Vorsorge sind die o.g. Produkte bis zu 
einer Höhe von � 2.500 jährlich vom zu versteuernden Einkommen abziehbar. Ein 
Abzug erfolgt jedoch nur gegen Nachweis der Einzahlung von Beiträgen in 
qualifizierende Produkte
3. Betriebliche Renten
Weiterhin fordern die Jungen Liberalen Berlin, verstärkt auf die Vorsorge durch 
betriebliche Rentenangebote zu setzen.
Hierfür sollen auch individuelle Pensionsfonds ermöglich werden, die eine Förderung 
durch den Arbeitgeber unabhängig von eigenen betrieblichen Strukturen ermöglicht.
Die durch die Arbeitgeber in solche Fonds geleisteten Zahlungen unterliegen nicht der 
Lohnsteuer und sind voll als Betriebsausgabe absetzbar. Zur Verhinderung von 
Missbrauch, sind nur solche Fonds als Altersvorsorge anerkannt, die den unter 2 a) 
genannten Kriterien entsprechen.
Um die Freizügigkeit der Arbeitnehmer zu gewährleisten, sollen individuelle 
Altersvorsorgekonten unbürokratisch bei einem Arbeitsplatzwechsel „mitgenommen“
werden können. 

III Umsetzung/Finanzierung
Der Ausstieg aus der umlagefinanzierten Rente ist mit massiven finanziellen 
Belastungen verbunden – schließlich haben Millionen Menschen, die bereits verrentet 
sind oder nur wenige Jahre davor stehen, Ansprüche in Milliardenhöhe erworben.
So betrugen die Einnahmen der gesetzlichen Rentenversicherung 
(Landesversicherungsanstalten, Bundesversicherungsanstalt für Angestellte und 
Knappschaften) im Jahre 2004 rund 234 Milliarden Euro (Quelle: statistisches 
Bundesamt), die zu 73% aus Beitragszahlungen von Arbeitnehmern und -Gebern 
finanziert werden. Das ergibt rund � 170 Mrd., die nach dem Wegfall der 
Beitragszahlungen, zu finanzieren sind.
Die Ausgaben demgegenüber betrugen 2004 rund 238 Milliarden Euro.
Diese Summen zeigen, dass ein Ausstieg aus der beitragsfinanzierten Rente nicht von 
heute auf morgen erfolgen kann, da ansonsten bereits die Hälfte des gesamten 
Steueraufkommens (2004 – rund 480 Milliarden Euro nur zur Finanzierung der Renten 
benötigt würde.
Daher fordern die Jungen Liberalen Berlin den Wandel wie folgt zu gestalten:
Im Rahmen einer Stichtagsregelung ist die Erhebung von 
Rentenversicherungsbeiträgen zu beenden. Von diesem Tag an werden keine neuen 
Anwartschaften mehr erworben. Die Rentenversicherungsanstalten berechnen die bis 
zu diesem Tag erworbenen 
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Anwartschaften, welche so dann als weiterer Rentenanspruch auf ein individuelles 
Rentenkonto übertragen und vom Eintritt der Rente an zusammen mit dem 
Bürgergeld und etwaigen Privatrenten zur Auszahlung gelangen. Hierbei gelangt nur 
der Teil der erworbenen Anwartschaften zusätzlich zur Auszahlung, der über dem 
Betrag des ohnehin zu beanspruchenden Bürgergeldes liegt. Das Ausgabenvolumen 
von zur Zeit � 238 Milliarden wird dann über die Jahre schleichend abnehmen, wobei 
die Kosten zur Finanzierung der Bürgergeld-Rente selbstverständlich bestehen 
bleiben. Nur durch eine solche auslaufende Vorgehensweise ist gesichert, dass sowohl 
die verfassungsrechtlich geschützten Anwartschaften als auch die finanzielle 
Leistungsfähigkeit gewahrt werden.
Weitergehend lehnen die Jungen Liberalen Berlin die in Teilen der FDP vorgebrachten 
Vorschläge zur Einführung einer sog. „Flat-Tax“ ab und fordern die FDP sowie die FDP-
Bundestagsfraktion auf, sich weiterhin für das überzeugende linear-progressive 
Einkommensteuermodell einzusetzen.
Darüber hinaus fordern die Jungen Liberalen Berlin eine Anpassung des linear-
progressiven Modells an die gesellschaftliche Entwicklung unter besonderer 
Berücksichtigung einer Entlastung der Gering- und Geringstverdiener.
Die Julis fordern eine Absenkung des Eingangssteuersatzes auf 5% und des 
Spitzensteuersatzes auf 35%.
Darüber hinaus fordern die Jungen Liberalen Berlin die Erhöhung der Umsatzsteuer 
wie in den skandinavischen Ländern auf 25%, wobei der ermäßigte Satz (für 
Lebensmittel und weitere) bei 7% bestehen bleiben soll. Hierdurch wären ca. � 45 
Milliarden zusätzliche Einnahmen zu generieren (Prognose entsprechend der 
Regierung der Bundesregierung für die jetzige Erhöhung der MwSt zum 01.01.2007). 
Somit kann letztlich der notwendige Umstieg der Sozialversicherungssysteme von 
einer Beitrags- hin zu einer Steuerfinanzierung gelingen. Die Mehrbelastung der
BürgerInnen durch die Umsatzsteuererhöhung wird hinreichend durch den Wegfall der 
Lohnnebenkosten kompensiert – gleichzeitig der Faktor Arbeit entlastet und die 
Grundsicherung im Alter gewährleistet. Die Jungen Liberalen Berlin lehnen die in 
Teilen der FDP vorgebrachten Vorschläge zur Einführung einer sog. „Flat-Tax“ ab und 
fordern die FDP sowie die FDP-Bundestagsfraktion auf, sich weiterhin für das 
überzeugende linear-progressive Einkommensteuermodell einzusetzen.

Darüber hinaus fordern die Jungen  Liberalen Berlin eine Anpassung des linear-
progressiven Modells an die gesellschaftliche Entwicklung unter besonderer 
Berücksichtigung einer Entlastung der Gering- und Geringstverdiener.

Die Julis fordern eine Absenkung des Eingangssteuersatzes auf 5% und des 
Spitzensteuersatzes auf 35%

Weiterhin fordern die Jungen Liberalen Berlin im Rahmen einer umfassenden 
Steuerreform, die mit einer Senkung der Sätze und dahingehend einer Entlastung der 
zu versteuernden Einkommen einhergehen muss, die deutliche Verbreiterung der 
Bemessungsgrundlage, die letztlich zu einer weiteren Steigerung der 
Steuereinnahmen führen wird.
Die Jungen Liberalen Berlin schlagen daher eine Vereinfachung der Ermittlung der 
Berechnungsgrundlagen für die Lohn-, Einkommens- und Körperschaftssteuer wie 
folgt vor:
- Die Steuerbefreiung von Schichtarbeitszuschlägen entfällt.
- Die Steuerbegünstigung von Beiträgen zu privaten Alters- und 
Krankenversicherungsvorsorgeverträgen über die Maximalgrenze von � 2.500 jährlich 
entfällt.
- Das Ehegattensplitting entfällt und wird durch ein Familiensplitting ersetzt.
- Die geltend zu machenden Werbungskosten werden für Arbeitnehmer auf �
2.000,00 im Jahr pauschalisiert.
- Wohn- und Geschäftsgebäude sind über einen Zeitraum von 25 Jahren 
abzuschreiben, wobei innerhalb der ersten 5 Jahre 25% der Entstehungskosten, in 
den restlichen 20 Jahren die verbliebenen 75% Entstehungskosten abgeschrieben 
werden dürfen.
- Bewegliche Betriebs- und Wirtschaftsgüter sind über einen Zeitraum von 5 Jahren 
abzuschreiben, wobei im ersten Jahr 25% der Anschaffungskosten, in den restlichen 4 
Jahren die restlichen 75% Anschaffungskosten abzuschreiben sind.
- Nur geringwertige Wirtschaftsgüter mit einem Anschaffungspreis bis zu � 500,00 
sind sofort voll abzuschreiben.
- Die Verrechnung von Erträgen mit Verlusten sowie der Vortrag von Verlusten sind 
ausschließlich für ein- und dieselbe Einkunftsart aus derselben Unternehmung 
zulässig.
- Spenden an gemeinnützige Organisationen, Stiftungen, Parteien oder die Pflege von 
Baudenkmälern sollen nur noch bis zu einem Maximalbetrag von � 1.000,00 
Berücksichtigung finden können
- Alle sonstigen Steuerbegünstigungen oder verkürzte Abschreibungszeiträume 
entfallen ersatzlos. 
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Gesundheit und Verbraucherschutz

Eingeschränkte Legalisierung von Drogen

Die Jungen Liberalen Berlin sprechen sich für die Legalisierung der Produktion und des 
kontrollierten Handels von Hanf bzw. Cannabis aus, lehnen jedoch die Legalisierung 
härterer Drogen entschieden ab. Vor allem chemische, synthetische Drogen wie 
Heroin, Extacy, Amphetamine etc. sind schnell abhängig machende Nervengifte, die 
den Stoffwechsel nachhaltig schädigen und zu Wahrnehmungsstörungen sowie 
Organversagen bis hin zum Tod führen. Diese müssen daher weiterhin verboten 
bleiben. Näheres ist im Betäubungsmittelgesetz zu regeln.

Im Rahmen von Drogenlegalisierungen müssen durch ausreichende Testverfahren 
Standards geschaffen werden, die die Ungefährlichkeit für die Gesundheit und den 
Verbraucherschutz gewährleisten. Ähnlich wie bei Medikamenten unterliegen 
Wirkstoffe der Kennzeichnungspflicht. Ungesetzlicher Handel muss weiterhin 
unterbunden und strafrechtlich verfolgt werden. Die kontrollierte Freigabe ist auf 
Personen zu beschränken, die das 18. Lebensjahr vollendet haben.

Für freien Vertrieb und geregelte Werbung von Alkohol

Die Jungen Liberalen Berlin erteilen den Überlegungen der Drogenbeauftragten der 
Bundesregierung, Sabine Bätzing, eine klare Absage. In einem „Strategiepapier für ein 
nationales Aktionsprogramm zur Alkoholprävention“ des Drogen- und Suchtrats 
werden Werbeverbote für alkoholhaltige Getränke, Verbote des Sponsoring, drastische 
Steuererhöhungen und eingeschränkte Verkaufsmöglichkeiten gefordert. Derartige 
Forderungen gehen an dem erklärten Ziel zur Eindämmung des Alkoholmissbrauchs 
komplett vorbei. Bestehende gesetzliche Regelungen und Selbstverpflichtungen der 
Branche reichen aus und müssen verstärkt durchgesetzt werden. Die Jungen Liberalen 
Berlin setzen sich deshalb dafür ein, die Präventions- und Aufklärungsarbeit und die 
Hilfe für Betroffene zu intensivieren anstatt immer neue Verbote und Regulierungen 
zu schaffen. Die sich in Deutschland immer weiter ausbreitende Verbotskultur bedroht 
unsere liberale Gesellschaft, weicht den Ursachen vieler Probleme aus und ist purer 
Aktionismus.

Beschlossen auf 

Lako 2 / 2008

Verwiesen auf 

Lako 2/2008, 

beschlossen auf 

dem ELAVO am 

15.05.2008

Schutz gegen 0190er-Nummern und Dialern

Jeder Mensch ist heute auf Telekommunikationssysteme angewiesen. Leider nehmen 
jedoch Missbrauchserscheinungen zu. So lässt sich kaum noch unterscheiden, welche 
Services einen realen Hintergrund haben und welche nur Lug und Trug sind, um den 
Verbraucher zur Wahl von teueren Servicenummern zu bringen.
Die Jungen Liberalen fordern daher:
1.Wer andere durch Vorspiegelung falscher Tatsachen (z.B. Werbeangebote, 
Rechnungen, Abholscheine, Serviceleistungen, etc.) zu vermögensschädigenden 
Handlungen mittels Telekommunikationssystemen (Telefon, Fax, Internet) veranlasst, 
ist strafrechtlich zu belangen. Dem gleichzustellen sind Dialer und andere Systeme, 
die dem Telekommunikationsteilnehmer ohne seine Veranlassung Kosten verursachen. 
Dem gleich stehen ebenso falsche Gebührenauszeichnungen.
2.Gegen die Anbieter dieser Services und diejenigen, die von den Gebühren direkt 
profitieren, muss ein Schadensersatzanspruch bestehen. Den Anbieter bzw. 
Gebührenempfänger trifft dabei die Beweislast für den Wahrheitsgehalt der Tatsachen, 
durch die der Verbraucher verlasst wurde, den Service in Anspruch zu nehmen.
3.Den gleichen Anspruch muss der Verbraucher gegen den 
Telekommunikationsanbieter haben, der die Einwahlnummer im deutschen Netz 
freigeschaltet hat, da sich der wahre Profiteuer des Betruges häufig nicht ermitteln 
lassen wird. Beide haften als Gesamtschuldner. Diese Einbeziehung des 
Telekommunikationsanbieters ist gerechtfertigt, da er von den erschlichenen 
Gebührenleistungen profitiert. 

Beschlossen auf 

Lako 1 / 2003
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Für den Nichtraucherschutz

Die Jungen Liberalen Berlin fordern einen besseren Nichtraucherschutz in 
Deutschland, lehnen jedoch die mitunter deutlich über das Ziel hinausschießenden 
und bevormundenden Regelungen in anderen europäischen Ländern ab.

So fordern die Jungen Liberalen Berlin:

• Öffentliche Gebäude sollen grundsätzlich rauchfrei sein. Dort wo es technisch 
möglich ist, sollen jedoch auch weiterhin gesonderte Räume für RaucherInnen
angeboten werden

• private Einrichtungen wie Restaurants und Cafés sollen nicht staatlich 
bevormundet werden und selbst entscheiden, ob sie das Rauchen erlauben oder nicht

• ähnlich der Regelungen in Spanien sollen alle Gaststätten jedoch bereits am 
Eingang darauf hinweisen, ob bei ihnen das Rauchen gestattet ist oder nicht

Doping

Die Jungen Liberalen Berlin fordern die Bundesregierung dazu auf, Druck auf die

Sportverbände auszuüben, damit diese die Bekämpfung von Doping verstärken. wir

Liberale verurteilen Doping im Sport zutiefst, weil hierdurch künstliche

Leistungsunterschiede hervorgerufen werden, die auf natürlichem Wege nicht 
bestünden

und Doping somit in höchstem Maße unfair ist. Neben der Verankerung regelmäßiger

Dopingkontrollen ist vor allem auch die Aufklärung über die Risiken bei der Einnahme,

bzw. die zum Teil nicht erforschten Langzeitwirkungen von Bedeutung.

Wir wenden uns gegen die Androhung schärferer Strafen im Falle von 
nachgewiesenem

Doping. Ebenso lehnen wir ein extra Anti-Doping-Gesetz ab.

Keine Sondersteuer auf Alcopops

Die Jungen Liberalen Berlin lehnen die Erhebung einer Sondersteuer auf sogenannte 
Alcopops ab. 

E-Mail-Spaming

Die EU-Richtlinie zum Fernabsatz, die kürzlich auch vom Deutschen Bundestag für die 
Bundesrepublik umgesetzt wurde, stellt keinen ausreichenden Schutz gegen Email-
Spaming dar.
Obwohl eine Aufnahme von Spam-Emails in die EU-Richtlinie ohne weiteres möglich 
gewesen wäre wurde dies unterlassen.
Artikel 10 verbietet zwar den unaufgeforderten Versandt per Voice-Mail und Fax, nicht 
aber per Email. Dies stellt eine unzulässige Belästigung und einen Eingriff in die 
persönlichen Rechte dar.
Eine Anti-Spaming-Liste, wie sie geplant ist, wäre zum einen mit einem immensen 
Verwaltungsaufwand verbunden, zum anderen wäre das Instrument der schnell 
wachsenden Flut und der bereits großen Anzahl an Email-Adressen in keiner Weise 
gewachsen.
Die Jungen Liberalen Berlin fordern daher
die Bundesregierung und den Deutschen Bundestag auf, sich umgehend für eine 
Ergänzung der EU-Richtlinie und des deutschen Fernabsatz-Gesetzes einzusetzen, die 
die Verschickung von Spam-Email ohne Ausnahme verbietet. 

Beschlossen auf 

Lako 4 / 2006

Verwiesen auf 

Lako 3/2007, 

beschlossen auf 

dem ELAVO am 

15.11.07

Beschlossen auf 

Lako 2/2004

Beschlossen auf 

Lako 2 / 2000
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Keine Verkaufsverbote für Alkohol

Die Julis-Berlin sprechen sich gegen nächtliche Verkaufsverbote für Alkohol aus. 
Zudem fordern wir alle regierenden FDP-Fraktionen dazu auf, von derartigen 
Initiativen abzusehen und keine Forderungen dahingehend mitzutragen. 

Ansage des Mobilfunknetzes vor jedem Rufaufbau

Die Jungen Liberalen ersuchen die FDP-Fraktion im Deutschen Bundestag, auf eine
Gesetzesänderung hinzuwirken, so dass auf Wunsch des Verbrauchers vor jedem
Rufaufbau in ein deutsches Mobilfunknetz die Bezeichnung des Netzes (T-Mobile,
Vodafone, E-Plus, O2 Germany) kostenfrei angesagt wird. Dieser Service muss von
allen Providern gratis zur Nutzung angeboten werden.

Von Laien regiert: Stoppschilder schützen keine Kinder

Sexueller Missbrauch, besonders wenn die Opfer Kinder sind, gehört zu den widerwärtigsten und 
verabscheuungswürdigsten Handlungen, zu denen der Mensch fähig ist. Dieses gilt nicht nur für 
die tatsächliche Handlung als solche, sondern auch für die Verbreitung und den Konsum medialer 
Darstellungen solchen Missbrauchs. Um diese Abgründe der menschlichen Existenz zu 
bekämpfen, müssen die Strafverfolgungsbehörden mit aller Entschiedenheit gegen die 
Konsumenten, die Verbreiter, aber vor allem auch gegen die Produzenten von 
kinderpornographischem Material vorgehen.

Wir Julis Berlin halten jedoch den von der Politik nun beschrittenen Weg- einer Sperre der Seiten 
durch die Provider, aufgrund einer vom BKA zusammengestellten Liste- für falsch.
Eine Sperrung ausgewählter Seiten führt weder dazu, dass auch nur ein Kind weniger 
missbraucht wird, noch wird dadurch der Konsum solchen Materials verhindert. Der Zugang zu 
diesen Seiten ist auch für technische Laien mit nur wenigen Mausklicks wieder herzustellen. Es 
werden einzig und allein die an der Nutzung solcher Seiten gehindert, die sowieso kein Interesse 
daran haben. 
Statt also konsequent gegen die Täter und die Webseitenbetreiber vorzugehen, die- anders als 
behauptet- größtenteils in Ländern sitzen, in denen die Verbreitung kinderpornographischen 
Materials verboten ist, werden lieber große Stoppschilder in die Kamera gehalten und eine 
Problemlösung vorgegaukelt.

Abseits der technischen Sinnlosigkeit der geplanten Sperren betrachten wir Julis Berlin das 
Vorhaben aber auch sonst mit größter Sorge.
Wir halten es für rechtsstaatlich nicht hinnehmbar, dass die Richtigkeit der Sperrliste wegen ihres 
sensiblen Inhaltes nicht nachprüfbar ist. Die Gefahr des Missbrauchs ist uns im Vergleich zum 
geringen Nutzen zu hoch. Wie sich an vielen Beispielen in der Vergangenheit gezeigt hat, werden 
durch die Einführung neuer Instrumente auch immer neue Begehrlichkeiten geweckt. Es ist aus 
unserer Sicht leider nur eine Frage der Zeit, bis die Sperrliste um weitere unliebsame Inhalte 
erweitert wird. Diesem gilt es schon jetzt entschieden entgegenzutreten.

Beibehaltung der AIDS-Pauschale für ärztliche Behandlungen

Die Jungen Liberalen fordern die Kassenärztliche Vereinigung auf, Ärzten auch ab
dem 01.01.2009 eine AIDS-Pauschale für die Behandlung von Menschen mit HIV
oder AIDS zu gewähren. 

Verbot von kosteenpflichtigen Sonderrufnummern

Die Jungen Liberalen fordern die Bundesregierung auf, per Gesetz zu verankern, dass 
es Behörden und staatlichen Institutionen nicht erlaubt ist, kostenpflichtige 
Sonderrufnummern zu verwenden.

Beschlossen auf 

dem Lako 2 / 09

Beschlossen auf 

Lako 2 / 09

Beschlossen auf 

Lako 2 / 09

Beschlossen auf 

Lako 2 / 09

Verwiesen auf 

Lako 3 / 08, 

beschlossen durch 

Elavo Aug. 09
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Außenpolitik

Einstellung der Entwicklungshilfe für China

Die Jungen Liberalen fordern die Einstellung der Entwicklungshilfe für China.

Gegen die Aufhebung des Waffenembargos für China

Die Europäische Union hat 1989 nach dem Massaker auf dem Platz des himmlischen 
Friedens gegenüber der VR China ein Waffenembargo verhängt. Aufgrund von 
Äußerungen mehrerer europäischer Staats- und Regierungschefs, die entschieden für 
eine Aufhebung des Embargos plädieren, fordern die Jungen Liberalen die 
Bundesregierung auf, sich nachdrücklich für den Erhalt des Waffenembargos der 
Europäischen Union einzusetzen.
Die Jungen Liberalen vertreten die Auffassung, dass die Maßnahmen der chinesischen 
Regierung zur Verbesserung der Menschenrechtssituation nicht ausreichen, um die 
Aufhebung des Embargos zu rechtfertigen. Bisherige Fortschritte können noch nicht 
als Durchbruch betrachtet werden und wiegen eklatante Menschen- und 
Bürgerrechtsverletzungen wie zum Beispiel die massive Einschränkung der 
Religionsfreiheit, die Verfolgung und Verhaftung von Dissidenten, die zum Teil 
gewaltsame Unterdrückung der kulturellen Autonomiebestrebungen in Tibet und 
Xinjiang sowie die häufige Verhängung der Todesstrafe und die Aufrechterhaltung der 
Arbeitslager nicht auf. Die Entwicklung hat gezeigt, dass es vor allem dann drastische 
Rückschritte in diesen Bereichen gibt, wenn die Kommunistische Partei ihr 
Machtmonopol bedroht sieht. Aufgrund dessen ist nicht auszuschließen, dass 
exportierte Waffen bei Menschenrechtsverletzungen eingesetzt werden können.
Nach Meinung der Jungen Liberalen dient die Aufrechterhaltung des Waffenembargos 
als Anreiz für die VR China Fortschritte in der Menschenrechtslage stetiger und 
verlässlicher zu verfolgen.
Abseits der bestehenden Menschenrechtsproblematik geben auch die anhaltenden 
Spannungen zwischen China und Taiwan Anlass zu großer Sorge. Ihre Ansprüche auf 
Taiwan, dass als abtrünnige Provinz betrachtet wird, ist die VR China auch bereit 
gewaltsam durchzusetzen. Die Verabschiedung des "Anti-Sezessionsgesetzes" durch 
Chinas Nationalen Volkskongress im März 2005 hat dies erneut untermauert. Das 
Gesetz verpflichtet die chinesische Regierung auf den Einsatz "nicht-friedlicher Mittel" 
im Falle von Abspaltungstendenzen in Taiwan. Bis zu einer vertraglichen 
Garantieerklärung, dass die Lösung der Taiwan-Frage ohne Waffengewalt erreicht 
werden soll, ist von einer Aufhebung des EU-Waffenembargos abzusehen.
Außerdem ist nach Ansicht der Jungen Liberalen eine enge außenpolitische 
Abstimmung zwischen den USA und der EU erforderlich, um ein Druckpotential 
gegenüber China sowohl in der Taiwan-Problematik als auch in der Frage der 
Menschenrechte aufrecht zu erhalten. Ohne gemeinsamen außenpolitischen Druck 
wird sich die VR China in diesen für Junge Liberale äußerst wichtigen Bereichen nicht 
weiterentwickeln.
Bestärkt durch die positiven Ansätze in jüngster Vergangenheit, kann man hoffen, 
dass sich die Menschenrechtssituation mittel- bis langfristig nachhaltig verbessern 
könnte. Daher sprechen sich die Jungen Liberalen für eine Intensivierung des 
Menschenrechts- und Rechtsstaatsdialoges mit der VR China aus, erklären aber 
zugleich, dass die Aufhebung des Waffenembargos nur dann erfolgen kann, wenn die 
chinesische Regierung die Menschen- und Bürgerrechte uneingeschränkt garantiert 
und sich offen zeigt für politische Reformen.

Beschlossen auf 

Lako 1 / 2008

Beschlossen auf 

Lako 2 / 2005
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Mikrokredite

Die Jungen Liberalen fordern die Bundesregierung auf, Abstand davon zu nehmen, es 
als wohltätige Außenpolitik zu verkaufen, so genannten Dritte Welt Ländern die 
Schulden zu erlassen. Stattdessen wird die Bundesregierung aufgefordert ihre 
Entwicklungshilfepolitik weitgehend auf die Förderung und Vergabe von Mikrokrediten 
an Kleinstunternehmer umzustellen.

Selbstbestimmungsrecht für Taiwan

Die Jungen Liberalen Berlin sprechen sich ausdrücklich für das 
Selbstbestimmungsrecht der Republik China (Taiwan) aus und fordern die 
Bundesregierung sowie die internationale Staatengemeinschaft auf, dem ständig 
wiederholten Anspruch der Volksrepublik China auf "Wiedervereinigung" Taiwans mit 
der Volksrepublik politisch zu widersprechen.
Weiterhin verurteilen die Julis Berlin die Anerkennung der sog. "Ein-China-Politik" der 
Volksrepublik durch Bundeskanzler Gerhard Schröder während seiner China-Reise im 
Dezember 2003 als plumpen Versuch, unter gleichzeitigem Ignorieren aller 
Menschrechtsverletzungen des Pekinger Regimes und den ständig wiederholten 
militärischen Drohungen gegen die 22 Millionen Taiwanesen, "gute Stimmung" für 
deutsche Unternehmen in der VR China zu machen. 

Gemeinsame Europäische Streitkräfte für ein geeintes Europa

Die JuLis Berlin begrüßen den politischen Willen der Mitglieder der Europäischen Union 
(EU), verstärkt die Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik (GASP) mit dem Ziel 
einer gemeinsamen Europäischen Sicherheits- und Verteidigungspolitik (ESVP) 
weiterzuentwickeln, sowie die Fortschritte, die seit den Verträgen von Amsterdam und 
Nizza dahingehend erreicht wurden. Die wirkliche Schaffung eigener Europäischer 
Streitkräfte bedeutet nach Ansicht der JuLis nicht nur größer sicherheitspoltische
Stabilität in Europa sondern auch einen stärkeren Integrationsschub für den 
Europäischen Gedanken.
Dennoch lassen größere reale Schritte jenseits von Ratserklärungen hinsichtlich der 
Schaffung gemeinsamer Verteidigungsstrukturen und eigener Truppenkontigente noch 
auf sich warten. Die JuLis fordern, die WEU (Westeuropäische Union) weiter in die 
GASP und ESVP einzugliedern und mittelfristig hierin aufgehen zu lassen.

Europäische Streitkräfte und Stärkung der ESVP

Nach den Erklärungen des Rates zum Vertrag von Nizza und der schon in der 
Regierungskonferenz in Amsterdam 1997 formulierten Forderung nach gemeinsamen 
Streitkräften müssen endlich konkreter Schritte folgen:
- mittelfristige Integration der WEU in die Rats- und Kommissionsstrukturen
- Langfristige Auflösung der WEU zugunsten der ESVP
- Die ESVP ersetzt mittelfristig die jeweilige nationale Verteidigungspolitik der 
einzelnen Mitgliedsstaaten und bedeutet somit langfristig die Überführung und 
Auflösung der nationalen Heere in europäische und regionale Truppenteile
- Schaffung eines Europäischen Generalstabes, der der Kommission und dem 
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Europäischen Parlament (EP) rechenschaftspflichtig ist
- Gründung von transnationalen regionalen Wehrbereichkommandos

Demokratische Verankerung der ESVP
Eine europäische Armee muss in einem zukünftigen geeinten Europa in der 
Europäischen Verfassung verankert sein. Demokratische Kontrollen v.a. durch das EP 
müssen gewährleistet sein.
- das EP entscheidet mit einfacher Mehrheit über den Einsatz der Streitkräfte. In 
Eilfällen kann dies nachgeholt werden und die Kommission vorläufig über den Einsatz 
entscheiden.
- die Richtlinien der Sicherheits- und Verteidigungspolitik werden im Rahmen der 
ESVP festgelegt. Das Initiativrecht obliegt dem für die Verteidigungspolitik 
zuständigem Kommissar.
- der Europäische Generalstab legt dem Verteidigungsausschuss des EP und dem
Verteidigungskommissar einen halbjährlichen Bericht vor
- der Verteidungsfall muss mit Zweidrittelmehrheit des EP festgestellt werden

Transatlantische Integration und Struktur der ESVP
Das Konzept der Combined Joint Task Forces (CJTF), das die NATO-Staaten in 
Zusammenarbeit mit der WEU seit 1996 praktizieren, erachten die JuLis Berlin für 
richtungsweisend. Die Main Defence Forces (MDF), von derzeit 16 Divisionen und die 
Schnellen Reaktionskräfte (Reaction Forces, RF) von derzeit ca. 150.000 Soldaten sind 
stärker in die ESVP einzugliedern. Die NATO-Regionalkommandos sollen mit 
europäischen Befehlshabern besetzt werden. Desweiteren fordern die Berliner JuLis:
- Die CJTF sind mit nationalen Kontingenten aufzustocken und die Truppenstärke 
mittelfristig zu verdoppeln oder bis zu verdreifachen
- die CJTF werden integrativer Bestandteil der Europäischen Armee Euroforces und der 
Euromar als Regionalkommandos in die drei Waffengattungen (Streitkräfte, Luftwaffe 
und Marine) der gesamteuropäischen Armee
- die Mitgliedschaften einzelner EU-Mitglieder in der NATO bleiben von der ESVP 
weiterhin unberüht
- die Überführung der nationalen Nuklearstreitkräfte in eine Europäische 
Nuklearstreitkraft sowie anschließend die komplette nukleare Abrüstung

Aufgaben einer Europäischen Armee
Die ESVP ist integraler Bestandteil der EU. Eine Europäische Armee dient in erster 
Linie der Erfüllung von UN-Mandaten (wie humanitäre Einsätze und dem Einsatz von 
Krisenreaktionskräften) sowie der Territorialverteidigung der Union. Weitere Aufgaben 
beinhalten:
- Katastrophen- und Seuchenschutz
- Schutz von EU-Bürgern im Ausland
Nach Ansicht der JuLis Berlin ermöglicht eine vereinigte europäische Armee auch, dem 
Zeil weltweiter Abrüstung sowohl konventioneller und vor allem auch nuklearer 
Streitkräfte neuen Vorschub zu leisten. Mittelfristig wird eine Europäische Armee ihre 
Strategie auf die Kriseneinsatzfähigkeit ihrer Reaktions- und Verstärkungskräfte bei 
gleichzeitiger Reduzierung konventioneller Truppenteile ausrichten. Die Wehrpflicht 
bleibt auch auf europäischer Ebene kategorisch abzulehnen.



65

Keine Entwicklungshilfe für Indien

Die Jungen Liberalen fordern die Bundesregierung auf, die Entwicklungshilfe für die 
aufstrebende Wirtschafts- und Atommacht Indien umgehend einzustellen. Stattdessen
soll sich die Bundesregierung verstärkt für die Öffnung der heimischen Märkte für
Handelsimporte aus armen Ländern einsetzen.

Weltgerichtshof für Menschenrechte

Die Jungen Liberalen sehen in der am 10. Dezember 1945 verkündeten "Allgemeinen 
Erklärung der Menschenrechte" sowie aller nachfolgenden Protokolle, Übereinkommen 
und Konventionen einen großen Schritt in Richtung eines menschenwürdigeren 
globalen Miteinander mit wirklich durchsetzbaren Menschenrechten. Die Allgemeine 
Erklärung der Menschenrechte ist jedoch nie ein verbindliches Dokument geworden. 
Wir fordern daher die internationale Staatengemeinschaft auf, diese Erklärung als 
rechtsverbindlich anzuerkennen. Ebenso fordern wir, dass ein künftiger 
Weltgerichtshof für Menschenrechte auch die Kompetenz hat, über Verletzungen des 
Internationalen Pakts über bürgerliche und politische Rechte sowie des 
Internationalen Pakts über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte zu 
entscheiden.

Mit dem Internationalen Strafgerichtshof wurden den schwersten 
Menschenrechtsverletzungen juristische Durchsetzbarkeit und Einklagbarkeit gegeben. 
Die sogenannten "weichen" Menschenrechte, wie die "Übereinkommen über die 
Rechte des Kindes" oder die "Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form von 
Diskriminierung der Frau", jedoch haben noch keine internationale Gerichtsbarkeit in 
Form eines Internationalen Gerichtshofes erhalten.

Die Jungen Liberalen Berlin unterstützen daher die Forderung nach der Errichtung 
eines Weltgerichtshofes für alle Menschenrechte. Wir sind uns dabei über die 
Schwierigkeiten, die ein solcher Gerichtshof insbesondere in Bezug auf die 
internationale Anerkennung und die Durchsetzbarkeit seiner Urteile haben wird, 
bewusst, empfinden es aber gerade deswegen als einen wichtigen Schritt.

Wir fordern daher die Bundesregierung auf, sich auf europäischer und internationaler 
Ebene, in Zusammenarbeit mit all seinen Partnern, für die Errichtung eines 
"Weltgerichtshofes für Menschenrechte" als Ergänzung des bestehenden 
Internationalen Menschenrechtsschutzes einzusetzen. Beruhend auf einem eigenem 
Statut soll der Weltgerichtshof zu dem für alle Menschenrechte gelten.

Der Weltgerichtshof soll zudem in erster Linie der Wahrheitsfindung und der 
Wiedergutmachung in Form von Restitution, Rehabilitation, Kompensation und 
Satisfaktion dienen.
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Stellungnahme zur FPÖ

Die Jungen Liberalen Berlin stellen fest, daß die FPÖ keine liberale Partei ist. Liberale 
Ansprechpartner in Österreich sind und bleiben für uns die Jungen Liberalen und das 
Liberale Forum.
Wir missbilligen die politischen Vorstellungen Jörg Haiders und lehnen diese 
entschieden ab, müssen aber die Entscheidung des souveränen österreichischen 
Volkes akzeptieren. Wir halten die Drohung der EU, die offiziellen Beziehungen zu 
Österreich einzufrieren, für kontraproduktiv. Dadurch könnte dem europäischen 
Integrationsprozess
Schaden zugefügt werden. Schließlich wird damit auch der Teil des österreichischen 
Volkes bestraft, der sich gegen Jörg Haider entschieden hat.
Österreich darf nicht in der EU oder international isoliert werden, da dies den rechten 
Kräften noch mehr Auftrieb geben würde. Es besteht die Gefahr, daß dies das Resultat 
der Debatte sein könnte, wie sie gegenwärtig im In- und Ausland geführt wird.
Wir fordern die EU jedoch auf, die weitere Entwicklung in Österreich genau zu 
verfolgen, und bei Verstößen gegen die gemeinsamen Grundwerte, wie sie im EU-
Vertrag niedergelegt sind, die aus dem Vertrag folgenden Maßnahmen zu ergreifen. 

Energie und Umwelt

Zum Klimabericht

Die Jungen Liberalen Berlin fordern die Bundesregierung auf, sich für die Neutralität 
und Unabhängigkeit des Zwischenstaatlichen Ausschusses für Klimaänderungen der 
Vereinten Nationen (Intergovernmental Panel on Climate Change, IPCC) einzusetzen, 
so dass zukünftig rein wissenschaftliche Berichte – losgelöst von der Einflussnahme 
partikularer Interessen – ermöglicht werden.

Feinstaub

Die Jungen Liberalen Berlin fordern, dass die Einführung der sogenannten Umweltzone 
im Innenstadtbereich gestoppt wird.

Revision der Energiepolitik

Die Jungen Liberalen fordern, am Atomausstieg festzuhalten. Der Ausstiegstermin ist 
jedoch aufzuschieben und die Laufzeit der Kernkraftwerke über 2021 bis zum Ende 
ihrer genehmigten Laufzeit zu verlängern, da erst dann erneuerbare Energien in so 
großen Dimensionen nutzbar sind, dass Deutschland energetisch unabhängig von 
fossilen Brennstoffen, speziell Erdöl und Erdgas, geworden ist.

Um energetische Alternativen zu entwickeln, fordern die Jungen Liberalen Berlin die 
Erträge der Ökosteuer zweckgebunden für die Forschung im Bereich von 
Energieeffizienz und -gewinnung zu verwenden.

Des Weiteren ist möglichst rasch die Energieerzeugung aus fossilen Brennstoffen 
drastisch zu reduzieren
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Die Energie der Zukunft

Vorwort

In Zeiten starker wirtschaftlicher und technologischer Entwicklung nimmt das Thema Energie einen 
immer größeren Stellenwert in der Gesellschaft ein. Der Bedarf und zugleich die Abhängigkeit von 
Energieversorgung steigen stetig. Dabei nimmt auch die Komplexität des Energiebedarfs ständig 
zu. Dies führt zu einer wachsenden Logistik, der Erschließung immer neuer Energiequellen und 
somit einer globalen Energiewirtschaft, die zugleich hoch entwickelt aber auch sensibel ist.

Je mehr die Entwicklung fortschreitet, umso mehr Macht liegt auch in der Hand der Menschen. 
Das bedeutet, dass die Gefahr für Menschheit und Umwelt heute enorm groß ist. Gleichzeitig 
steigt damit die Verantwortung des Menschen gegenüber seiner Umwelt. Technischer Fortschritt 
stellt somit nicht nur Gefahr sondern auch Chance dar. Liberale Politik muss den Anspruch haben, 
unter Nutzung der vorhandenen Möglichkeiten Risiken zu begrenzen, Chancen zu nutzen und 
dadurch ein verantwortungsvolles Miteinander von Mensch und Umwelt auch für zukünftige 
Generationen zu garantieren.

Elektrischer Strom

Elektrischer Strom ist eine der elementarsten und wichtigsten Energiequellen. Dabei geht es nicht 
nur um die örtliche Stromversorgung von Millionen von Haushalten, sondern auch um die 
Gewährleistung der Energiezufuhr für z.B. die Schwerindustrie und den Bahnverkehr. Die 
Versorgung dieser Großverbraucher übersteigt den einfachen Haushaltsbedarf sehr. Deshalb sind 
Visionen der Abschaltung aller Kraftwerke unrealistisch und verantwortungslos. Die einfache 
Forderung, Energie zu sparen, kann hier vielleicht dem Privathaushalt helfen, ist jedoch auf 
Großverbraucher bezogen nicht realisierbar und zeugt von Kurzsichtigkeit und Unverstand seitens 
derer, die diese Forderung vertreten. Sinnvoller sind daher Einsparmaßnahmen, die sich auf 
Weiterentwicklung und Fortschritt begründen. Energiesparlampen, moderne Kühlschränke, 
Waschmaschinen und Heizsysteme zeigen deutlich, wie durch intelligente Weiterentwicklung 
Produkte ohne Qualitätseinbußen im Laufe der Zeit immer energieeffizienter und damit 
umweltfreundlicher werden. Oft gerät jedoch das Einsparpotential an seine wirtschaftlichen und 
technischen Grenzen. Hier muss darauf geachtet werden, dass die dazu notwendige Energie 
effektiv verwendet und umwelt- und ressourcenschonend bereitgestellt wird.

Versorgung

Wir haben in Deutschland und Europa einen Energiemix bei der Stromversorgung. Dabei wird 
Strom zum Teil aus fossilen Brennstoffen (Kohle, Gas und Öl) und zum anderen aus natürlichen 
Quellen (Wasser, Wind, Sonnenenergie, Gezeitenenergie und Erdwärme) gewonnen. Hinzu 
kommt ein Anteil erneuerbarer Energien wie zum Beispiel Holz, Biomasse und pflanzlichen 
Brennstoffen. Einen weiteren Anteil macht die Stromerzeugung aus radioaktiven 
Kernbrennelementen in Kernkraftwerken aus.

Auf mittlere Sicht wird weiterhin eine Energieerzeugung aus verschiedenen Quellen notwendig 
sein, um den gesamten Strombedarf zu decken. Dabei sind zweifellos die natürlichen 
Energiequellen wie Wasser, Wind und Sonnenenergie die nachhaltigsten und 
umweltfreundlichsten. Wo immer es langfristig technisch und wirtschaftlich sinnvoll ist, sollte der 
Anteil dieser Energiequellen erhöht werden. Dabei ist jedoch auch zu beachten, dass z.B. 
Solarzellen in ihrer Herstellung viel Energie verbrauchen, und daher vor dem Bau sorgfältig ein 
Kosten-Nutzen-Vergleich durchgeführt wird. Auf sehr lange Sicht soll die Effizienz der Nutzung 
von zukunftsfähigen regenerativen Energien wichtigste Priorität haben, da diese die einzige 
wirklich zukunftsfähige Energiequelle ist, wenn in Zukunft fossile Brennstoffe nicht mehr verwendet 
werden können. 

Wir werden noch lange fossile Brennstoffe benötigen. Ob diese jedoch zur Stromerzeugung 
verwendet werden sollten, ist fraglich. Gerade die Stromerzeugung aus Erdöl soll so schnell wie 
möglich abgebrochen werden. Erdöl ist knapp, wird stetig teurer und ist Rohstoff für Kunststoffe, 
Arzneimittel und Kraftstoffe. Wir sollten Erdöl sinnvoller verwenden als es zur Stromerzeugung zu 
verbrennen. Problematisch ist zudem die Versorgungslage zu sehen. Durch neue Projekte und 
Verträge wie beispielsweise die „Ostsee-Pipeline“ nach Russland entstehen einseitige 
Abhängigkeiten. 
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Umso wichtiger ist demnach die Nutzung von Energiequellen aus dem Inland und aus Ländern, 
die demokratischen und marktwirtschaftlichen Prinzipien unterliegen. Wir sprechen uns 
entschieden gegen Pläne aus, die den Neubau von Kohlekraftwerken stoppen wollen. Strom soll 
aus Kohle erzeugt werden, jedoch in modernen und effektiven Kraftwerken mit gutem 
Wirkungsgrad und bester Technik. Die Idee, aufgrund eines Baustopps Strom in alten, 
uneffektiven Kraftwerken herzustellen und damit der Umwelt helfen zu wollen, ist geradezu 
absurd.

Kernenergie

Stromerzeugung mittels radioaktiver Brennelemente ist für die Julis eine Übergangslösung. In 
ferner Zukunft werden wir auf Atomkraftwerke verzichten können, jedoch wird diese Art der 
Stromerzeugung noch so lange notwendig sein bis Alternativen gefunden sind. Den 
„Atomausstieg“ wie er beschlossen wurde lehnen wir ab. Die Nutzung der Kernkraft ist eine 
emissionsarme, umweltfreundliche und günstige Möglichkeit der Stromerzeugung. Dabei gilt auch 
hier das Prinzip, nach wissenschaftlich optimalen Standards von Sicherheit und Technik zu 
streben. Restlaufzeiten von veralteten Kernkraftwerken zu verlängern halten wir für richtig. 
Wissenschaft und Forschung müssen sich stets bemühen, auch in dieser Richtung neue 
Erkenntnisse zu sammeln und diese in bessere Technik umzusetzen. Erst wenn ohne 
Qualitätsverlust eine wirtschaftliche und umweltfreundliche Energieversorgung sichergestellt 
werden kann, ist es sinnvoll, auf Kernkraftwerke gänzlich zu verzichten. Ölausstieg geht für uns 
vor Atomausstieg. Klar ausgenommen von Ausstiegsgedanken müssen wissenschaftliche Anlagen 
wie Forschungsreaktoren, Neutronenquellen oder Ähnliches sein. Radioaktivität und die Nutzung 
radioaktiver Strahlung ist für viele Wissenschaftsbereiche unverzichtbar. Dazu gehören neben der 
klassischen chemischen und physikalischen Forschung auch Radiologie, Nuklearmedizin, 
Werkstoffkunde und viele mehr. 

Der Strommarkt

Die Energieversorgung ist nur dann auch verbraucherfreundlich, wenn auch sie den Regeln der 
sozialen Marktwirtschaft unterliegt. Das bedeutet für uns, dass gerade im Energiebereich ein Markt 
geschaffen werden muss. Nur ein fairer Wettbewerb um die Kunden kann diesen Anspruch 
gewährleisten. Es darf kein staatliches Monopol und auch kein privates Oligopol an 
Stromversorgern geben. Hier sind Regierung und Kartellämter gefragt, für richtige 
Wettbewerbsbedingungen zu sorgen und Preisabsprachen etc. zu verhindern. Ebenso darf neuen 
Teilnehmern der Zugang zum Markt nicht erschwert werden. Dies gilt sowohl für Stromvertrieb als 
auch für Produktion. Markttransparenz und Flexibilität beim Anbieterwechsel sind Bedingungen für 
einen funktionierenden Strommarkt. Wir lehnen Subventionen bestimmter Quellen bei der 
Stromerzeugung ab, sprechen uns aber für die Förderung von Forschung und Wissenschaft aus. 
Sozialtarife und Vergünstigungsregelungen lehnen wir ebenso ab wie staatliche Eingriffe in die 
Preisgestaltung, die über das Ziel, einen funktionierenden Strommarkt zu schaffen, hinausgehen. 
Darüber hinaus fordern die Jungen Liberalen Berlin eine strengere Regulierung des Stromnetzes. 
Kein Wettbewerber soll benachteiligt werden durch die momentane Oligopolstellung einiger 
weniger großer Anbieter. Auch muss darüber nachgedacht werden, wie die natürlichen Monopole 
im Betrieb von Übertragungs- und Verteiler-Netzen reguliert werden. Die von der EU-Komm. 
geförderte Entflechtung gibt hierfür den richtigen Weg vor. Eine Verstaatlichung zum jetzigen 
Zeitpunkt lehnen wir mit Blick auf bestehenden Investitionsbedarf ab.“

Fossile Brennstoffe

Fossile Brennstoffe wie Kohle, Erdöl und Erdgas sind wertvolle Rohstoffe und auf der Erde in nur 
begrenzten Mengen verfügbar. Wir wünschen uns eine Abkehr von der Stromerzeugung aus 
fossilen Brennstoffen. Fossile Brennstoffe sollen nicht verheizt werden sondern sind notwendige 
Rohstoffe für Kunststoff- und Medikamentenherstellung sowie zur Gewinnung von Kraftstoffen wie 
Benzin, Diesel, Kerosin und Heizöl. Nur ein sparsamer Umgang mit diesen Stoffen kann auch für 
die Zukunft deren Verfügbarkeit gewährleisten. Was die Verwendung fossiler Brennstoffe zum 
Antrieb von Schiffen, Fahr- und Flugzeugen angeht, setzen wir auf Einsparungen durch 
technischen Fortschritt und ein wachsendes Bewusstsein in der Bevölkerung. Hier seien z.B. 
Hybridantriebe, Ergänzungen durch Autogas, Erdgas oder Elektroantriebe zu nennen. 
Sparsamere Autos setzen sich durch, wenn der Verbrauch höhere Priorität beim Autokauf 
bekommt. Dies erreicht man durch bessere Aufklärung und in Zeiten steigender Öl- und 
Spritpreise gewinnt diese Komponente unweigerlich an Bedeutung. Sondersteuern und staatliche 
Eingriffe lehnen wir auch hier ab. Auch beim Heizen unterstützen wir die Intensivierung von 
Einsparmöglichkeiten, zum Beispiel modernen Dämmstoffen oder Kraft-Wärme-Pumpen.
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Die Julis fordern weiterhin die Abschaffung der Ökosteuer, da diese eine reine Sonderabgabe 
ohne zweckdienlichen Hintergrund darstellt. Außerdem fordern wir, dass die Mehrwertsteuer nur 
auf den reinen Nettoanteil des Kraftstoffes entfällt, nicht aber auf bereits zugrunde liegende 
Steuern wie die Mineralölsteuer. Solche Doppelbesteuerungen sind unzulässig. Uns ist bewusst, 
dass weitergehende Steuersenkungen nicht zum gewünschten Erfolg sinkender Preise führen 
würden. Das Problem hierbei ist ebenso ein nicht funktionierender Markt. Die nationale Politik 
kann hier wenig ausrichten. Trotzdem ist es möglich, z.B. Preistreiberei seitens der Ölkonzerne 
und Absprachen entgegenzutreten. Wir sehen die Regierung nicht als Förderer von Aktionären 
sondern in der Verpflichtung gegenüber den Verbrauchern. Kartellämter und international 
zusammenarbeitende Regierungen müssen, soweit ihnen das möglich ist, diesen unliberalen 
Tendenzen entgegentreten. Ein echter Markt mit echtem Wettbewerb allein kann hier dem 
Verbraucher helfen. Weiterhin wollen wir hier an Anleger und Spekulanten appellieren. Es ist 
zutiefst unsozial, persönliche Gewinne durch Spekulationen oder ähnliches auf dem Rücken der 
Verbraucher auszutragen. Rohstoffpreisen muss auch ein realer Wert zugrunde liegen. 
Preistreiberei durch Spekulationen können wir nicht gutheißen und fordern hier 
Verantwortungsbewusstsein und eine Wirtschafts-Ethik, gerade um einen funktionierenden Markt 
schaffen und erhalten zu können. Unser Ziel ist bezahlbare Energie für alle. Das bezieht sich nicht 
nur auf Kraftstoffe sondern auch sonstige Rohstoffe wie z.B. Metalle.

Bio-Kraftsoffe

Die Jungen Liberalen Berlin unterstützen generell die Suche nach Alternativen zu bisher 
genannten Energiequellen. Verwertung von „Abfällen“ wie Biomasse, Holzpellets o.Ä. sind gute 
Anfänge. Was aber nicht passieren darf, ist dass durch Subventionen diese Methoden ins absurde 
geführt werden, indem Beispielsweise Regenwälder gerodet werden, um auf den Flächen 
scheinbar umweltfreundlichen Biosprit herzustellen. Ebenso darf die Produktion erneuerbarer 
Energielieferanten nicht zu Lasten der Lebensmittelproduktion gehen. Subventionen derartiger 
Vorgänge sind sofort einzustellen. Ebenso sprechen wir uns gegen Techniken aus, die die 
Probleme nur überdecken oder verlagern. Es ist z.B. nicht sinnvoll, Wasserstoff für 
Brennstoffzellen durch Aufwendung von Kohleenergie zu gewinnen oder Solarzellen herzustellen, 
die mehr Energie bei ihrer Herstellung verbrauchen, als sie in ihrer ganzen Lebensdauer liefern. 
Förderungswürdig sind nur Techniken, die tatsächlich zu Einsparungen führen.

Energie und Gesellschaft

Unsere Gesellschaft kann nur funktionieren, wenn Energie in ihren Formen der breiten Masse der 
Bürger zu bezahlbaren Preisen zur Verfügung steht. Als problematisch sehen wir hier auch eine 
Abzockermentalität seitens verantwortlicher Politiker. Wir lehnen die ständige Ausweitung von 
kostenpflichtigen Sonderregelungen ab. Das betrifft Dinge wie Umweltzonen, City-Mautgebühren, 
Sonderplaketten, das duale Müllsystem etc., die den Bürgern nur zusätzliche Belastungen bringen 
und deren positive Effekte mehr als fraglich sind. Weiterhin lehnen wir Ausnahmeregelungen wir 
z.B. Sozialtarife an Tankstellen oder beim Heizen ab, da diese wieder eine Mehrbelastung der 
Bürger darstellen und noch mehr Menschen so in Abhängigkeit hineintreiben. Wir wünschen uns 
bessere Aufklärung der Bürger zur Schaffung von wirklichem Verständnis der Problematik. Nur 
wer über genug Wissen und Sachverstand verfügt, kann sich frei zwischen den Optionen 
entscheiden. Aktionismus ist hier fehl am Platz. Die Julis-Berlin sprechen sich klar für 
Individualverkehr aus. Öffentlicher und individueller Verkehr müssen gleichwertig nebeneinander 
existieren können. Keine der beiden Varianten darf bevorteilt oder bestraft werden. Wir sprechen 
uns für Anreizsysteme statt Sanktionen aus. Beispielsweise befürworten wir ein Anreizsystem für 
KFZ-Steuern, in denen Sparsamkeit, Kraftstoffart, Fahraufkommen und Umweltfreundlichkeit 
berücksichtigt werden. So könnte jedes Auto einen Energiepass bekommen, an dem sich nach 
bestimmten Kriterien die KFZ-Steuer orientiert. Dies sollte jedoch innerhalb verschiedenener
Fahrzeugklassen geschehen. Dass ein hochmotorisierter Sportwagen höhere 
Schadstoffemissionen als ein Kleinwagen hat, ist in der Natur der Sache begründet. Eine 
Kategorisierung nach Klassen würde innerhalb dieser für einen fairen Wettbewerb sorgen, eine 
gleiche Behandlung aller Fahrzeuge wäre eine Wettbewerbsverzerrung und hätte Arbeitsplatz 
vernichtenden Charakter.
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Verkehr

Verkehrspolitik

Persönliche Mobilität ist ein Grundbedürfnis – ob zum Supermarkt, zur Arbeit, zu 
Freunden und Familie oder in den Urlaub – jeder solle frei wählen können, ob er zu 
Fuß, auf Skates, Rad fahrend, mit dem Auto, per Bus und Bahn oder im Flugzeug zu 
seinem Ziel kommt.

Berlin hat für eine Metropole ein vorzeigbares Verkehrsnetz. Doch dieses muss instand 
gehalten und saniert sowie dessen Lücken geschlossen werden. Es muss zukunftsfähig 
und nachhaltig in die Infrastruktur investiert werden. Denn wer nicht gleich Geld 
sparend kleine Schönheitsreparaturen durchführt, muss spätestens nach dem 
nächsten Winter eine teure Komplettsanierung vornehmen. 

Das Land Berlin ist ein schlechter Verkehrsunternehmer. Die Vermischung von 
unternehmerischem Handeln einerseits mit Daseinsvorsorge und politische 
Opportunität auf der anderen Seite schwächt die Wettbewerbsfähigkeit und die 
Effizienz der Unternehmen der öffentlichen Hand, erhöht den Subventionsbedarf und 
verteuert die Mobilität insgesamt.

Aufgabe des Landes Berlins ist es, Rahmenbedingungen  dafür zu schaffen, Mobilität 
für alle zu gewährleisten. So muss Mobilität für jedermann bezahlbar sein. Sie darf 
nicht zum Luxusgut für Wohlhabende werden, indem sie zu Steuern- und 
Abgabenerhöhungen oder zur speziellen Finanzierung anderer staatlicher Leistungen, 
wie des Rentensystems, missbraucht wird.

Berlin ist ein Knotenpunkt von Schienen- und Luftfahrtswegen sowie von Land- und 
Wasserstraßen.

Die Binnenschifffahrt

Die Binnenschifffahrt ist, gemessen am Primärenergieeinsatz pro beförderte Tonnage, 
der umweltfreundlichste Verkehrsträger. Ihr Einsatz macht nur Sinn, wenn auch die 
Anbindung an die anderen Verkehrswege erhalten bleibt. Die Berliner Schifffahrtswege 
und Häfen sind umweltschonend zu pflegen und zu erhalten und ggf. neuen 
Erfordernissen anzupassen.

Die Schienenwege

Neben der Schifffahrt gehört der Verkehr auf Schienen zu den umweltfreundlicheren. 
Im Personenverkehr sind in den letzten Jahren Zuwachsraten zu verzeichnen und 
auch der Güterverkehr erlebt u.a. wegen Lkw-Maut, der Verteuerung der 
Energieressourcen und dem  Wirtschaftsaufschwung einen Boom. Die noch 
vorhandenen Güterbahnhöfe sind zur Entlastung des Straßennetzes zu erhalten und 
logistisch besser einzubinden.

Eine gute Bahnanbindung ist besonders unter ökologischen Aspekten wichtig:

Ein guter Fernverkehrsanschluss kann unwirtschaftliche und unökologische 
Kurzstreckenflüge ersetzen; ein gut ausgebauter Nahverkehr macht 
umweltschädigende Pendlerfahrten mit dem Auto überflüssig. Die Luftwege

Berlin als Weltmetropole muss Drehkreuz des Ostens werden. Dabei ist eine 
hervorragende stadt- sowie fernbahnliche Anbindung der Flughäfen genauso wichtig 
wie ein Businessflughafen Tempelhof, der für Geschäfts- und Privatmaschinen 
geöffnet bleiben muss.

Eine gute Verkehrsanbindung des Flughafens BBI, besonders im Schienennetz des 
Nah- und Regionalverkehrs, ist wichtig, damit viele Fluggäste mit der Bahn (der 
Haupteinzugsbereich von BBI wird Berlin und Brandenburg sein) anreisen.

Der Straßenverkehr

Die Straße ist und bleibt der Hauptverkehrsträger im Personen- und Güterverkehr. 
Dabei hat der Autoverkehr in Berlin einen Anteil von ca. 38% am Gesamtverkehr, der 
ÖPNV ca. 27%, der Radverkehr ca. 10%, der Fußverkehr ca. 30% an allen Wegen in 
Berlin. 

Ein flüssiger Verkehr ohne Staus spart nicht nur Zeit und Kraftstoff, sondern schont 
auch die Umwelt und den Geldbeutel und entlastet die Wohngebiete beim 
Schleichwegverkehr.

Beschlossen auf
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So ist ein konsequenter Ampelbetrieb mit Grüner Welle bei mindestens Tempo 50 
km/h Voraussetzung für einen möglichst gleichmäßigen Verkehrsfluss. Zwar ist sie aus 
verkehrsplanerischen Gründen nur schwer durchsetzbar, trotzdem ist eine 
weitgehende Realisierung auf den wichtigen Hauptstraßen, sofern machbar, zu 
begrüßen. Eine Vorrangschaltung für den ÖPNV ist jedoch mit einzubeziehen, auch die 
Fußgängerampeln müssen passantenfreundlicher geschaltet werden.

Gerade auf wichtigen Kreuzungen müssen Fußgänger teilweise bis zu 2 Minuten auf 
die nächste Grünphase warten, so dass viele von ihnen auch schon bei Rot versuchen 
die Straße zu überqueren. Alles in allem handelt es sich beim Ist-Zustand nicht nur 
um eine große Unfallquelle, sondern benachteiligt auch die Passanten gegenüber dem 
Straßenverkehr.

Nachts sind ausschließlich wichtige Ampelanlagen in Betrieb zu halten. Eine 
diesbezügliche Überprüfung soll in regelmäßigen Abständen durchgeführt werden. 
Hierbei sind jedoch auch Aspekte der Verkehrssicherheit (Fußgängerverkehr gibt es 
auch in der Nacht) in die Überlegungen mit einzubeziehen.

Baustellen sind bedeutende Verursacher von Staus. Die Fahrspuren sind daher 
zugunsten des flüssig fließenden Verkehr an Baustellen mit einer Mindestdauer von 
voraussichtlich 4 Wochen dem Verkehrsfluss anzupassen. Auch sind Ampelschaltungen 
den sich daraus ergebenen Umleitungen anzupassen. Gegebenenfalls ist die Vorfahrt 
vorübergehend neu zu regeln. 

Tempo-30-Zonen sind für reine Wohngebiete eine wichtige Errungenschaft, um Lärm 
und die Belastung von Abgasen zu senken und die Wohnqualität zu erhöhen. Jedoch 
haben sie auf Hauptverkehrswegen sowie Durchgangsstraßen nicht immer den 
erwünschten Effekt. Ein eindeutiger Kriterienkatalog, der auch Unfallschwerpunkte, 
Lärmschwerpunkte, Schulen, Kindergärten etc. mit einbezieht, soll dazu dienen, 
solche Tempo-Zonen auf Hauptverkehrsstraßen nur dort einzurichten, wo auch 
wirklich Bedarf besteht.

Der so genannte Doblispiegel soll bei allen LKW nachgerüstet werden, um unsere 
Kinder und uns besser zu schützen.

Der Radverkehrsanteil beträgt momentan 10%, darum ist ein ausgeglichener und 
angemessener Ausbau sicherer Radverkehrsanlagen vonnöten. Gleichzeitig sollen die 
Radfahrspuren von Sonnenauf- bis Sonnenuntergang von Skatern und 
Rollschuhfahrern benutzt werden, wenn diese zum mindest mit je einem Reflektor an 
Arm und Bein an der zur Fahrbahn zugewandten Seite ausgestattet sind. 

Eine City-Maut sowie eine übertriebene Parkraumbewirtschaftung als Mittel zur 
Füllung der Staatskasse werden abgelehnt. Sie soll Einwohner und 
Gewerbebetreibende unterstützen. Deshalb sollen stadtweit Bewirtschaftungszonen 
maximal bis 19 Uhr gelten. Ferner soll in allen Bezirken eine kostenfreie Kurzparkzeit 
von 15 Minuten eingeführt werden (Brötchentaste).

Berlin braucht ein leistungsfähiges Verkehrs- sowie Parkleitsystem, das an ein 
attraktives „Park and Ride“-Angebot (P + R) und den ÖPNV angebunden ist und somit 
die Innenstadt entlastet. 

Berlin ist eine grüne Stadt mit vielen Straßenbäumen. Dieser Baumbestand muss 
gepflegt und vergrößert werden, da er die grüne Lunge Berlins ist. Dabei ist jedoch 
darauf zu achten, dass solche Baumsorten gepflanzt werden, die sowohl den 
Herbststürmen trotzen als auch die Autolacke nicht durch Harze oder Früchte 
schädigen.

Auch behinderte Menschen brauchen mobile Freiheit. Dabei ist Barrierefreiheit
umfassend zu verstehen. Sie bezieht sich einerseits auf die Zugänglichkeit von 
öffentlichen Gebäuden und Plätzen, abgesenkten Bordsteinkanten und ebenen 
Gehwegen als auch auf die Nutzbarkeit öffentlicher Verkehrsmittel. 
Behindertengerechte Rampen, Aufzüge oder visuelle und auf Tastsinn beruhende 
Orientierungsmöglichkeiten und Leitsysteme sollen bereits beim Bau berücksichtigt 
werden. Viele Bahnhöfe sind mittlerweile rollstuhl- jedoch nicht  behindertengerecht 
ausgestattet. Hier besteht dringender Handlungsbedarf.

Straßenausbau in Berlin darf nicht zulasten des Radfahr-, Fußgänger- oder 
öffentlichen Nachverkehrs gehen. Ein Miteinander der Verkehrsmittel muss zwingend 
gegeben sein; so bedarf es beim Neubau von Straßen konsequenter 
Voruntersuchungen und Überlegungen nicht zuletzt hinsichtlich der Nutzung dieser 
durch den ÖPNV, um eine einseitige Bevorzugung des motorisierten 
Individualverkehrs (MIV) zu vermeiden.

Öffentlicher Personennahverkehr

Die Reform des ÖPNV ist uns ein wichtiges Anliegen. Wir bekennen uns zur 
Notwendigkeit der Bezuschussung. Es ist jedoch sicher zu stellen, dass diese effizient 
eingesetzt werden. Voraussetzung dafür ist die klare Trennung von politischem 
Aufgabenträger und Nahverkehrsdienstleister. 



72

Das Land Berlin wird Besteller von Verkehrsdienstleistungen und vergibt die 
Fördermittel sowie die Strecken per Ausschreibungswettbewerb. Dabei müssen die 
Losgrößen so gewählt werden, dass auch mittelständische Betriebe zum Zuge 
kommen. Dabei ist auf eine gute Verknüpfung mit Brandenburg, die klare Einhaltung 
von Umweltkriterien sowie die Gewährleistung von Transportleistungen zu setzen. 

In der Innenstadt ist mittelfristig ein Modalsplit von 80 zu 20 zugunsten des ÖPNV 
anzustreben. Ein Bekenntnis Berlins zu einem starken öffentlichen Nah- und 
Regionalverkehr ist dabei wichtig. Dabei bedarf es einer neu zu erstellenden ÖPNV-
Planung, die nicht nur kurz- und mittelfristig angesetzt ist, sondern auch langfristige 
Perspektiven aufzeigt.

Wichtige Busachsen in Berlin sollen mittel- und langfristig auf den wirtschaftlicheren, 
ökologischeren und effizienteren Straßenbahnverkehr umgestellt werden, da aus 
mehreren unabhängigen Untersuchungen das Phänomen des sogenannten 
„Schienenbonus“ hervorgeht. Dieses besagt, dass Menschen, die die Wahl haben, sich 
im Zweifelsfall zugunsten der Tram gegen Auto oder Bus entscheiden.

Mittelfristig auf Straßenbahnbetrieb umzustellen sind hierbei, neben den schon 
beschlossenen Verlängerungen vom Nordbahnhof zum Hauptbahnhof und vom S-Bhf. 
Adlershof in die Wissenschaftsstadt Adlershof, folgende Strecken:

- Verlängerung der Tram vom Hauptbahnhof nach Moabit zum U-Bhf. Turmstr. 
und weiter in Richtung Mierendorffplatz, um in Moabit eine leistungsfähige und 
attraktive ÖPNV-Ost-West-Achse zu schaffen

- Verlängerung der Tram von S Warschauer Str. zum Hermannplatz

- Verlängerung der Tram M1 ins Märkische Viertel

- Verlängerung der Tram vom Alexanderplatz mindestens zum Potsdamer 
Platz/Kulturforum bzw. weiter nach Steglitz

- Wirtschaftlichkeitsprüfung eines Tramnetzes in Spandau

Die S-Bahn in Berlin hat ihren optimalen Ausbaustand mittlerweile weitestgehend 
erreicht. Folgende Maßnahmen sind jedoch mindestens mittelfristig noch umzusetzen:

- Verlängerung der S-Bahn von Spandau nach Falkensee

- Bau der S21 nicht nur von Wedding/Gesundbrunnen bis Hauptbahnhof, 
sondern weiter über Potsdamer Platz bis Südkreuz

Im U-Bahn-Bereich sind nach der nun beschlossenen Fertigstellung der Strecke 
Hauptbahnhof-Alexanderplatz, der mit allen bisher geplanten neuzubauenden U-
Bahnhöfen (Unter den Linden, Museumsinsel/Schlossplatz, Berliner Rathaus) bis zum 
Jahre 2020 weitestgehend die kurz- und mittelfristigen Ausbaumaßnahmen 
abgeschlossen. Berlins Einwohnerentwicklung lässt einen Bedarf an neuen Strecken in 
den nächsten Jahren nicht erkennen. Dennoch sollten mögliche Verlängerungen im 
Bereich U1, U2, U3, U5, U7, U8 und U9 in regelmäßigen Abständen einer 
Wirtschaftlichkeitsprüfung unterzogen werden, um gegebenenfalls auch im U-Bahn-
Netz neue Baumaßnahmen durchführen zu können. Bereits für einen Aus- und 
Weiterbau freigehaltene Flächen sollten daher weiterhin nicht verbaut und freigehalten 
werden.

Der Ausbau der Dresdner Bahn zur Anbindung des Flughafen BBI ist notwendig und 
wird begrüßt. Der Streckbau der "Dresdner Bahn" im Ortsteil Lichtenrade hat als 
Neubau den gesetzlichen Erfordernissen entsprechend in einer baurechtlich 
einwandfreien Tunnelbauweise zu erfolgen.

Neben dem der BVG ist auch der landeseigene Fuhrpark auf effiziente schadstoff-
sowie lärmarme Motoren umzustellen. Vermehrt müssen Flüstertrams zum Einsatz 
kommen.

Auch  konsequente Zwei- bzw. Mehrsprachigkeit (mind. dt./engl.) ist für eine 
Metropole wie Berlin eine Grundvoraussetzung. Die am Fahrscheinautomaten 
erworbenen Tickets sollen, um Missverständnisse zu vermeiden, von den Geräten 
sofort entwertet werden; es sei denn, der Fahrgast schließt dies ausdrücklich per 
Tastendruck aus.

Parallelverkehr von Straßenbahn und Bussen ist zu vermeiden. Busse sollen in diesen 
Gegenden als Zubringer fungieren. Ist ein Parallelverkehr nicht vermeidbar, haben 
sich Bus und Tram das Fahrbett zu teilen, sofern bautechnisch möglich.

Das Tarifsystem des VBB bedarf einer Überarbeitung. Die Einführung eines 
angemessenen Kurzstreckentarifs (Möglichkeit zum Umsteigen muss gewährt 
werden), sowie die Wiedereinführung der möglichen Rückfahrt mit dem Einzelticket 
sowie eines Mehrfahrkartenscheins stehen dabei ganz oben auf der Wunschliste. 
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Fehler der Vergangenheit nicht wiederholen –

Flughafen Tegel erhalten!

Berlin hat es versäumt sich ein wertvolles Prunkstück für die Chance auf 
wirtschaftliches Wachstum zu erhalten. Auch aufgrund der mangelnden Beteiligung 
am Volksentscheid kann Bürgermeister Klaus Wowereit seinen Willen durchsetzen und 
den Flughafen Tempelhof zum 31. Oktober 2008 schließen, obgleich die notwendigen 
Kapazitäten in zwischenzeitlich zu nutzenden Tegel längst erschöpft sind und bislang 
keine überzeugende Nachnutzung geplant ist.

Die einseitige Konzentration des Berliner Flugverkehrs auf einen Flughafen (BBI) 
halten die Jungen Liberalen Berlin im Einvernehmen mit den zahlreichen Experten 
jedoch für falsch, denn:

- der Flughafen BBI wird – auch in Zukunft – nach allen genehmigten Planungen 
nur über 2 Start- und Landebahnen verfügen. Daher sind die Flugbewegungen pro 
Stunde auf max. 80 begrenzt. Gerade zu den wichtigen Tagesrandzeiten bestehen so 
dann kaum Wachstumsmöglichkeiten, insbesondere da auch Klein-, Privat- und 
Geschäftsflieger BBI als einzigen Berliner Flughafen nutzen müssen. 

- die Vermengung von Verkehrs- und Privatfliegerei führt darüber 
hinaus zu einer ineffizienteren Slot-Auslastung, da zwischen Flugzeugen mit diesen 
Größenunterschieden aufgrund der Gefahr von gefährlichen Luftverwirbelungen 
größere Abstände zwischen Starts und Landungen eingehalten werden müssen.

- im Falle einer Sperrung von BBI aufgrund von Wetter oder anderweitigen 
Betriebsstörungen müssen Flüge nach Leipzig/Halle oder gar Frankfurt/Main 
umgeleitet werden. Dies ist für die größte deutsche Stadt nicht akzeptabel.

Des Weiteren sprechen auch folgende stadtplanerischen Erwägungen für die 
Beibehaltung eines Flughafenbetriebs in Tegel:

- mit 466 ha ist der Flughafen Tegel noch einmal um ein Viertel größer als der 
Flughafen Tempelhof; mit der erforderlichen Planung für eine vernünftige dortige 
Nutzung hat Berlin bereits dort eine deutlich größere Fläche zu planen als anderen 
deutschen Städte. Auch besteht kein weiterer Bedarf für weitere Grünflächen, da 
Berlin, insbesondere in diesem Bereich, über zahlreiche Grünflächen verfügt.

- das Passagierterminal des Flughafens Tegel – welches i.Ü. ebenfalls 
denkmalgeschützt ist – ist im Gegensatz zu dem Gebäude Tempelhofs allein auf die 
Nutzung für den Flugbetrieb konzipiert. Jede anderweitige Nachnutzung bedürfte 
erheblicher und kostspieliger Aufwendungen

- im Gegensatz zu Tempelhof gibt es für die Fläche des Flughafens Tegel keine 
Kampfmittelfreiheitsbescheinigung, die für anderweitige, insbesondere wohnbauliche 
Nutzungen, jedoch zwingend erforderlich ist. Hintergrund ist, dass auf der Fläche 
abseits der Pisten nicht nur womöglich noch Blindgänger aus dem 2. Weltkrieg lagern, 
sondern darüber hinaus auch die vorherige Nutzung der Fläche als Schießplatz eine 
erhebliche Altlastenverseuchung begründet.

- die bereits vorhandenen Anlagen für die Flugbereitschaft der Bundesregierung als 
auch für das Protokoll (Staatsgäste) können problemlos weiter genutzt werden, ohne 
dass durch die durch Staatsbesuche verursachten Verzögerungen/Sperrungen 
erhebliche Verspätungen für die Verkehrsfliegerei fast täglich in Kauf genommen 
werden müssen. Auch läßt sich so eine deutlich längere Protokollstrecke für 
Staatsbesuche in das Regierungsviertel vermeiden.

- auch ist Tegel als Seuchenflughafen zugelassen und vorgesehen, d.h. dass 
Maschinen mit noch nicht geklärten oder streng kontrollierten Krankheitsfällen an 
Bord dort adäquat versorgt werden können. Auch diese Funktion könnte erhalten 
bleiben, ohne dass solche Maschinen zukünftig nach Frankfurt/Main umgeleitet 
werden müssten.

Nach der Rechtsprechung des Oberverwaltungsgericht Berlin-Brandenburg und des 
Bundesverwaltungsgericht ist fraglich, ob Tegel zukünftig auch als Verkehrsflughafen 
weiterbetrieben werden könnte (womöglich wäre dies mit Hinweis auf die benötigten 
Kapazitäten zu begründen) oder nur eine – insofern aber rechtlich unproblematische –
Weiternutzung als Sonder- oder gar Militärflughafen durchsetzbar wäre. 
Nichtsdestotrotz wäre bei einer Entscheidung für einen vollen Weiterbetrieb von Tegel 
lediglich dessen Rechtmäßigkeit, nicht jedoch das rechtskräftige
Planfeststellungsverfahren für BBI, fraglich/gefährdet.

Beschlossen auf 
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Die Jungen Liberalen Berlin fordern daher grundsätzlich:

Tegel wird als Verkehrsflughafen erhalten. Das vorhandene Terminal sowie die 
Einrichtung für Protokoll, Flugbereitschaft – die nach dem Willen der JuLis Berlin 
gänzlich nach Berlin umziehen sollte – und Seuchenfälle sind hervorragend geeignet, 
BBI von Kleinst-, Geschäfts und insbesondere Regierungsfliegern zu entlasten. Durch 
die Schaffung eines U-Bahnabzweigs (entweder U6 oder U7) soll auch die Anbindung 
an öffentliche Verkehrsmittel verbessert werden und somit Tegel als Alternativairport 
für diejenigen Airlines und Passagiere in Betracht kommen, die vom westlichen Berlin 
aus direkt in europäische Städte fliegen wollen, ohne auf die möglichen 
Umsteigekapazitäten von BBI angewiesen zu sein.

Gleichzeitig ist jedoch sicherzustellen, dass die Anwohner von Tegel trotz 
Beibehaltung des Flugbetriebes spürbar entlastet werden. So fordern die JuLis
folgende Maßnahmen einzuführen:

- im Rahmen der Möglichkeiten sollen die Landegebühren für Airlines in Tegel 
gegenüber BBI höher sein, um so sicherzustellen, dass nur diejenigen Airlines Tegel 
anfliegen, die sich dort einen besonderen Vorteil versprechen (letztlich werden diese 
Gebühren ja auf die Passagiere umgelegt und sind insofern nicht für Billigflieger und 
deren Kunden interessant).

- Des Weiteren soll das derzeitige Nachtflugverbot (23:00-06:00Uhr) auf 22:00-
07:00Uhr erweitert werden

- Wie bisher sollen in Tegel nur diejenigen Verkehrsmaschinen landen dürfen, die 
die strengsten Lärmschutzkategorien erfüllen.

Da die Berliner Flughafengesellschaft als Betreiber nach der Eröffnung von BBI 
ausscheidet (die Entlassung aus der Betriebspflicht wurde bereits beantragt), fordern 
die JuLis Berlin den Senat auf, etwaigen interessierten privaten Betreibern (z.B. die 
Deutsche Bahn, oder auch den Bund wegen Nutzung durch die Flugbereitschaft) nicht 
zu behindern.

Ebenfalls ist in diesem Zusammenhang zu prüfen, inwiefern ein flugaffines
Technologiezentrum am Flughafen Tegel angesiedelt werden kann.

Sollte die Beibehaltung eines Verkehrsflughafens dagegen rechtlich (oder auch 
politisch) nicht durchsetzbar sein, so fordern die JuLis Berlin:

Tegel wird als Sonderflughafen für die Flugbereitschaft der Bundesregierung sowie 
Protokollflüge beibehalten. Des Weiteren sollen Mitbenutzungsmöglichkeiten für 
folgende Flüge geschaffen werden:

- Kleinstflugzeuge

- Seuchenflüge

- Organtransporte

- Notfälle, sofern BBI nicht zur Verfügung steht

- Als Ausweichflughafen, wenn BBI geschlossen werden muss

In diesem Fall ist zu überlegen, ob das bisherige Terminal nicht deutlich geeigneter 
ist, ein Flughafenmuseum zu beherben als Teile des Gebäudes am Flughafen 
Tempelhof. Durch die vorhanden Fluggastbrücken könnten die auszustellenden 
Maschinen, für die insofern, auch im Rahmen einer geplanten Erweiterung, 
hinreichend Platz vorhanden ist, direkt vom Gebäude aus für Besucher begehbar sein 
und das speziell für den Flugbetrieb konzipierte Gebäude eines diesem ähnliche 
Funktion beibehalten.

Generelle Einführung des Grünen Pfeils

Die Jungen Liberalen Berlin fordern die generelle Einführung des Grünen Pfeils an 
allen Kreuzungen in Berlin zu Förderung des Verkehrsflusses. In Einzelfällen kann an 
Gefahrenstellen darauf verzichtet werden.

Beschilderung Berliner Landesgrenzen

Die Jungen Liberalen fordern die FDP-Fraktion im Abgeordnetenhaus von Berlin auf,

geeignete Maßnahmen zu treffen, um in Zukunft die Beschilderung der Berliner

Landesgrenzen auf ein für Touristen empfänglicheres Gesamtbild zu bringen und

das Vorhandensein solcher Willkommens- und Verabschiedungs-Schilder an den

wesentlichen Verbindungsstraßen zu anderen Bundesländern sicherzustellen. 

Beschlossen auf 
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Gegen das allgemeine Tempolimit 

Die Jungen Liberalen Berlin schließen sich der Position der FDP und insbesondere des 
FDP Verkehrsexperten Horst Friedrich an und sprechen sich gegen die Einführung 
eines allgemeinen Tempolimits aus. 

Aufhebung des Gesetzes zur Einführung eines Alkoholverbots für 
Fahranfänger ( unter 21) 

Die Junge Liberalen Berlin fordern die Aufhebung des Gesetzes zur Einführung eines 
Alkoholverbots für Fahranfänger und Fahranfängerinnen. Dieses richtet sich nämlich 
nicht nur, wie der Wortlaut vermuten lässt, an Fahranfänger im eigentlichen Sinne, 
sondern generell an Kraftfahrzeugführer unter 21 Jahren und sieht für diese 
unabhängig von der individuell vorhandenen Fahrpraxis Einschränkungen vor. 

Als maßgebendes Kriterium für verkehrspolitische und -rechtliche Entscheidungen wird 
weiterhin eine Orientierung an der Fahrpraxis, bemessen am Zeitraum des 
Führerscheinbesitzes, gefordert. Das generelle Alkoholverbot und auch alle anderen 
mit der Probezeit von Fahranfängern verbundenen Ausnahmeregelungen sollen nicht 
vom Lebensalter, sondern von der Fahrpraxis abhängig gemacht werden, da sie sonst 
die gleichberechtigte Teilhabe junger Menschen am Straßenverkehr unnötig 
beschränken. 

Als Liberale befürworten wir eine Rückkehr zum alten Modell, welches das generelle 
Alkoholverbot in den ersten zwei Jahren des Führerscheinbesitzes vorsieht und damit 
eine einheitliche Regelung für Fahranfänger aller Altersstufen schafft. Unabhängig von 
Überlegungen zur Einführung eines generellen Alkoholverbots für alle Kraftfahrer stellt 
das Gesetz zur Einführung eines Alkoholverbots für Fahranfänger und 
Fahranfängerinnen eine Diskriminierung von unter 21-Jährigen aus Altersgründen dar, 
welche es abzulehnen gilt. 

"Fußballstadion Hertha BSC" 

Die Jungen Liberalen fordern, bereits zum jetzigen Zeitpunkt jegliche finanzielle 
Unterstützung bzw. Zusagen zu dieser durch das Land Berlin für einen möglichen 
Stadionneubau des Fußballvereins Hertha BSC zu unterlassen. 

Mobilität muss bezahlbar bleiben – Mehr Wettbewerb im Fernverkehr durch
Fernbusse

Wir Jungliberalen fordern die Streichung des § 13 Abs. 2 Personenbeförderungsgesetz 
von 1937, nach dem Busunternehmen keine Fernverkehrslinien anbieten dürfen, die 
eine Konkurrenz zu bereits bestehenden Verbindungen der Bahn bedeuten würden. 

Abschaffung von Tempo 30 Zonen von 22 bis 6 Uhr

Die Jungen Liberalen Berlin setzen sich dafür ein, dass die 
Geschwindigkeitsbegrenzung auf Hauptstraßen in der Zeit von 22 bis 6 Uhr in Berlin 
evaluiert und ggf. abgeschafft werden muss.
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Wettbewerb auf den Schienen

Die Jungen Liberalen fordern die FDP auf sich bezüglich der Bahnprivatisierung für 
folgende Punkte einzusetzen:

Bei der Privatisierung der Deutschen Bahn soll die gesamte Infrastruktur (Schienen, 
Stromversorgung etc.) im Eigentum des Staates stehen.

Zur Vermeidung von monopolartigen Strukturen im Bahnverkehr, wie sie momentan 
in der Energiewirtschaft zu betrachten sind, soll die Regulierungsbehörde verstärkt 
tätig werden. Nutzungsentgelte für Schiene und Stromnetz sind von dieser Behörde 
im Vorhinein zu genehmigen.

Chaotische Verkehrspolitik kennt keine Grenzen

Die Jungen Liberalen Berlin sprechen sich gegen die in Berlin grassierende zeitliche 
Ausdehnung kostenpflichtigen Parkens bis 00.00 Uhr aus. Die dahingehenden Pläne 
rot-grüner Verkehrspolitiker hat fatale Folgen.
Durch die Umsetzung entsprechender Pläne wird Gastwirten berlinweit schwer 
zugesetzt. Das mittelfristig zu befürchtende Aussterben der Kneipelandschaft in vielen 
Regionen Berlins würde verheerende strukturelle Folgen nach sich ziehen. Diesen 
Nachteilen stehen keinerlei Vorteile entgegen, wie bereits durchgeführte Maßnahmen 
beispielsweise in Mitte belegen. Der sehr kostenintensive nächtliche Einsatz von 
Kontrolleuren und das Mehr an Verwaltungskosten stehen in einem unangemessenen 
Verhältnis zu eventuellen Mehreinnahmen. Zu diesem finanziellen Fehlbetrag kommen 
Verdienstausfälle der Gastwirte noch hinzu. 

Kultur und Integration

Integration mit Vernunft

1. Chancen des Einwanderungslandes Deutschland
Liberale begrüßen Einwanderung. Wir denken bei ihr zu allererst an die Chancen.
Deutschland hat von den bisherigen Einwanderern in hohem Ausmaß profitiert –
kulturell, ökonomisch, demographisch. Unsere Gesellschaft ist bunter geworden und 
das ist gut so.
Inzwischen haben es auch die letzten Konservativen endlich verstanden: Deutschland 
ist ein Einwanderungsland. Die Verweigerung, dieses Faktum anzuerkennen, hat die 
Integration von Ausländern viel zu lange erschwert. Es ist nicht verwunderlich, wenn 
sich viele hier lebende Einwanderer durch die konservative Ablehnung von 
Einwanderung und der daraus folgenden politischen Konsequenzen oft selbst 
abgelehnt fühlten und fühlen. Es gilt, die neuen Landeskinder nicht mit einem 
konservativ-illiberalen Bade auszuschütten. Schwere Integrationsprobleme treten nur 
bei einem kleinen Bruchteil der Menschen mit Migrationshintergrund auf. Nur eine 
Politik mit Vernunft und Augenmaß ist in der Lage, zu wirklicher Integration 
beizutragen. 

2 . "Leitkultur Grundgesetz"
Wenn es überhaupt so etwas gibt wie die von den Konservativen beschworene
"Leitkultur", dann sind es die Werte des Grundgesetzes. Nicht mehr, nicht weniger. 
Die Werte des Grundgesetzes muss jeder hier achten.
2.1 Meinungs- und Religionsfreiheit
Jeder Mensch hat das Recht, seine Meinung frei zu äußern oder einer beliebigen 
Religionsgemeinschaft beizutreten. Der Einzelne wie auch eine Glaubensgemeinschaft 
haben grundsätzlich auch das Recht, Werte des Grundgesetzes in Frage zu stellen. Wir 
wollen keinen Staat, der dem Pastor oder Imam vorschreibt, was er von der Kanzel, 
arab. minbar, zu predigen hat. Wir wollen keinen Staat, der dem Einzelnen verbietet, 
einen Vertrag nur mit Glaubensbrüdern abschließen zu wollen. Die bestehenden 
Gesetze darf dabei aber niemand verletzen. Ein strenggläubiger Katholik kann die 
Gleichberechtigung von Frau und Mann für Teufelszeug halten. Er darf seine Ehefrau 
aber nicht zu etwas gegen ihren Willen zwingen. Jeder darf ihm fremde 
Religionsgemeinschaften ablehnen. Aber zum Anschlag auf eine Moschee, Synagoge 
oder Kirche, also einer Straftat aufrufen, das darf er nicht.
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Wir fordern:
* Keine Einwanderungsfragebögen.
* Entschiedenes staatliches Eingreifen bei Straftaten oder Aufruf zu Straftaten (etwa 
Ehrenmorden oder Zwangsverheiratungen) mit den Mitteln des bisherigen Strafrechts 
(Straftatbestand des Mords bzw. der schweren Nötigung).
* Konsequentes Verbot verfassungswidriger Organisationen, die "eine Beseitigung der 
freiheitlich-demokratischen Grundordnung zum Ziel haben und auch tatsächlich dieses 
Ziel anstreben" nach Maßgabe des bisherigen Rechts.
2.2 religiöse Neutralität des Staates
Zur "Leitkultur Grundgesetz" gehört vor allem, dass sich der Staat neutral gegenüber 
den verschiedenen Glaubensgemeinschaften zu verhalten hat.
Wir fordern:
* Gleichbehandlung aller Religionen hinsichtlich der bau- und 
lärmemissionsrechtlichen Hürden. Wenn ein großer Teil der Berlinerinnen und Berliner 
moslemischen Glaubens sind, dann passen Moscheen und Minarette ebenso zum 
Stadtbild wie Kirchtürme.
* Abschaffung des Religionsunterrichts in staatlichen Schulen.

3. Eine Gesellschaft der Teilhabe
Integration ist die Sicherstellung von Teilhabe an der Gesellschaft: kulturell, sozial, 
wirtschaftlich und politisch. Teilhaben können aber auch die Einheimischen an den 
Fähigkeiten, Begabungen und Meinungen der Menschen mit Migrationshintergrund.
3.1 kulturelle Teilhabe
Zunächst ist es unabdingbar, dass sich alle hier lebenden Menschen in einer 
gemeinsamen Sprache verständigen können. Hier hat Deutschland in den letzten 
Jahren einiges an Sprachförderung verschlafen. Es reicht nicht, in Sonntagsreden die 
Sprachförderung anzumahnen, am Montag aber keine Gelder für Kurse und Lehrer 
bereitzustellen. Genauso wichtig ist aber auch, dass man auf die Menschen zugehen 
muss, wenn man etwas erreichen will. Darüber hinaus gilt es, die neuen kulturellen 
Einflüsse durch die Migration endlich konsequent gesamtgesellschaftlich zu nutzen. So 
wäre es beispielsweise schade, wenn die allein schon wegen der zunehmenden 
Globalisierung nützlichen muttersprachlichen Fähigkeiten der Einwanderer auf dem 
Altar einer falsch verstandenen Sprachförderung geopfert würden.
Wir fordern:
* die Bereitstellung von ausreichend Geld und Personal für die Förderung der 
deutschen Sprache.
* Werben für den Kindergartenbesuch bei Migrantenfamilien (etwa auch in türkischer 
Sprache).
* verstärktes Angebot für Elternsprachkurse während der Schul- bzw. 
Kindergartenzeit der Kinder.
* schnellere Aufenthaltsverfestigung und Einbürgerung für sprachkundige Migranten. 
Einbürgerung nur bei Nachweis einer ausreichenden Sprachkompetenz.
* mehr Zusammenarbeit mit Organisationen der Einwanderer, beispielsweise mit 
türkischen Kulturzentren oder der türkischen Gemeinde, etwa auch im Bereich der 
Sprachkurse.
* muttersprachlichen Unterricht als Wahlfach an den Schulen.
* Ausbildung aller Erzieher und Lehrer im Fach interkulturelle Pädagogik.
* stärkere Berücksichtigung interkultureller Inhalte in den Lehrplänen der Schulen.
* Die Pflicht zur Teilnahme am gesamten Schulunterricht (inklusive des Sport- und 
Sexualkundeunterrichts).
3.2 soziale und wirtschaftliche Teilhabe
Dass das Beherrschen der gemeinsamen Sprache nicht automatisch zur Lösung der 
Probleme führt, hat sich an den Unruhen in den französischen Vorstädten gezeigt. 
Ebenso wichtig ist die soziale und wirtschaftliche Integration.
Eine erhöhte Kriminalitätsrate in so genannten Problembezirken wie Neukölln und 
Wedding wird in der öffentlichen Diskussion allzu gerne auf einen hohen Anteil an 
Bewohnern mit Migrationshintergrund zurückgeführt. Dass es gerade unter 
Jugendlichen und jungen Erwachsenen mit Migrationshintergrund vermehrt zu 
Gesetzesverstößen kommt, ist ein Fakt, der nicht zu leugnen ist. Die Ursache dieses 
Problems jedoch bei der ethnischen und nicht bei der sozialen Herkunft zu suchen, ist 
für uns der falsche Weg. Nicht nur, dass dieses nicht dazu beitragen wird, die 
Probleme langfristig zu lösen. Vielmehr befördert es die Stigmatisierung und 
Ausgrenzung von Migranten. Ein junger Mensch mit Migrationshintergrund, der einen 
sowohl sozial wie auch wirtschaftlich gesicherten Hintergrund hat, wird nicht leichter 
kriminell als einer ohne Migrationshintergrund. Dieses gilt es in der Diskussion 
hervorzuheben. 
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Wir fordern:
* spezifische Programme zur Bereitstellung von Lehrstellen für Jugendliche mit 
Migrationshintergrund.
* Kürzung der Hartz-IV-Bezüge im Falle der Verweigerung der Teilnahme an 
gebotenen Sprachkursen.
3.3 politische Teilhabe
Den Einwanderern muss endlich verstärkt die Möglichkeit zu politischer Teilhabe 
eingeräumt werden, damit nicht wie bisher immer über die Migranten, sondern mehr 
mit ihnen gesprochen wird.
Wir fordern:
* Gleichberechtigte Beteiligung aller größeren Religionen und Migrantengruppen bei 
entsprechenden Konsultationen von Fachministern und Senatoren.
* kommunales Wahlrecht für alle Ausländer, die länger als 5 Jahre hier leben (in 
Berlin: Wahlrecht zur Bezirksverordnetenversammlung).

4. Langfristige Perspektiven für Migranten eröffnen
Viele Menschen mit Migrationshintergrund leben schon sehr lange in Deutschland oder 
sind hier geboren. Ihnen sollten deshalb in einigen Bereichen auch deutlich mehr 
Rechte zugestanden werden.
Ziel ist bei Ihnen - sofern gewünscht - die Einbürgerung. Das 
Staatsangehörigkeitsrecht muss dazu weiter liberalisiert, vor allem aber auch für die 
Möglichkeit der Einwanderung geworben werden.
* Generelles Bleiberecht für Personen, die sich mindestens schon acht Jahre 
rechtmäßig in Deutschland aufhalten.
* In Deutschland geborene Kinder erhalten mit der Geburt die deutsche 
Staatsbürgerschaft.
* Abschaffung der Ausweisungsgründe Obdachlosigkeit und Hartz-IV-Bezug.
* Doppelte Staatsbürgerschaften sind generell zuzulassen. Entstehende Probleme sind
- wie bereits heute im Fall von EU-Doppelstaatlern - durch bilaterale wie multilaterale 
Abkommen zu lösen. 
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"Stadtteilmütter"

Die Jungen Liberalen fordern die Ausweitung des in Neukölln erfolgreich
durchgeführten Projekts "Stadtteilmütter" auf andere Berliner Bezirke, die 
integrationspolitische Mängel im bildungspolitischen bzw. erzieherischen Bereich
aufweisen.

Sorgerecht grundsätzlich für beide Eltern

Die Jungen Liberalen Berlin fordern eine Veränderung des § 1626a (Elterliche Sorge 
nicht miteinander verheirateter Eltern, Sorgeerklärungen):

Sind die Eltern bei der Geburt des Kindes nicht miteinander verheiratet, so steht ihnen 
die elterliche Sorge gemeinsam zu.

Verantwortung tut Kot

Wir Jungliberalen fordern den Bezirk Friedrichshain-Kreuzberg dazu auf, die 
Rahmenbedingungen für ein eigenverantwortliches Handeln der Hundebesitzer zu 
schaffen. Dafür ist es notwendig, flächendeckend sowohl auf Straßen wie Grünflächen 
Hundekotstationen aufzustellen. Vorrangig sind Partner für ein Public-Private-
Partnership zu suchen, die im Gegenzug für eine kostenfreie bzw. kostengünstige 
Zurverfügungstellung der Stationen diese für Werbezwecke nutzen dürfen. Sollte sich 
kein Partner finden, ist mittels bundes- bzw. europaweiter Ausschreibung der 
günstigste Hersteller zu finden.

Hörgeschädigte gleichstellen – Anteil an untertitelten Sendungen im TV 
ausbauen

Die Jungen Liberalen Berlin unterstützen die Forderungen der Gehörlosenverbände im 
Rundfunkstaatsvertrag, eine gesetzliche Regelung festzuschreiben, die den deutlichen 
Ausbau an untertitelten Sendungen beinhaltet.

Die Julis Berlin fordern, dass innerhalb der nächsten 10 Jahre schrittweise erreicht 
wird, dass 100% aller Sendungen untertitelt werden.

Die momentane Situation, in der nur rund 5-10% aller Sendungen untertitelt wird, ist 
für die bundesweit rund 13 Millionen Hörgeschädigten eine Zumutung und eine klare 
Verletzung des Gleichstellungsgesetzes von 2006, das behinderten Menschen die 
gleichberechtigte teilnahme am öffentlichen Leben garantieren soll.
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Werbeverbot im öffentlich rechtlichen Rundfunk und Fernsehen

Der Rundfunkstaatsvertrag ist dahingehend zu ändern, dass Werbung im öffentlich-
rechtlichen Rundfunk und Fernsehen nicht stattfindet. § 15 RStV ist zu streichen. 

Einheitliche Kriterien für Sprachtests bei Einbürgerungen

Die Jungen Liberalen fordern die Einführung eines bundeseinheitlichen Sprachtests im 
Rahmen des Einbürgerungsverfahrens von Ausländern. Das Bestehen dieses 
Sprachtest muß Vorraussetzung für die Erlangung der deutschen Staatsbürgerschaft 
sein, sofern die zur Einbürgerung erforderlichen Sprachkenntnisse nicht anderweitig 
(z.B. durch ein abgeschlossenes Studium an einer deutschen Hochschule, den 
vierjährigen erfolgreichen Besuch einer deutschen Schule o.ä.) nachgewiesen werden 
können.
Ausreichende Deutschkenntnisse sind ein notwendiges Kriterium, um aktiv an unserer 
Gesellschaft teilzuhaben. Soziale und wirtschaftliche Integration kann nur in 
ausreichendem Maße erfolgen, wenn sich der einzelne hinlänglich in der deutschen 
Sprache verständigen kann. Soziale Integration stößt ohne Deutschkenntnisse des 
Betroffenen sehr schnell an ihre Grenzen.
Wichtig ist bei diesem Verfahren allerdings, daß dieser Test bundeseinheitlich gestaltet 
wird und dem behördlichen Ermessensspielraum so weit wie möglich entzogen wird. 
Nur so kann für alle Einbürgerungswilligen Chancengerechtigkeit unabhängig vom 
Wohnsitz garantiert werden. Die Messlatte der deutschen Sprachkenntnisse darf weder 
vom Bundesland, noch von der beruflichen Stellung des einzelnen abhängen. Des 
weiteren muss er in angemessenem Verhältnis zu den sprachlichen Anforderungen des 
täglichen Lebens stehen; der Schwierigkeitsgrad des Tests muß auf einem Niveau 
gehalten werden, daß die Fähigkeiten eines Sprechens und Verstehens im Alltag prüft, 
aber keine weiteren akademischen Vorraussetzungen stellt. 

Flagge zeigen gegen Extremismus

Die Jungen Liberalen Berlin sind grundsätzlich bereit, Demonstrationen oder 

Kundgebungen gegen verfassungsfeindlichen Extremismus zu unterstützen, sofern

1. sie von demokratischen / gesellschaftlichen Parteien, Organisationen und / oder 

Verbänden organisiert wurde und getragen wird,

2. ihr Motto sich in demokratischer und öffentlich akzeptierter Weise gegen 

Extremismus richtet,

3. ihre Durchführung demokratischen Grundsätzen entspricht und der Veranstalter für 

eine gesetzmäßige Durchführung sorgt,

4. die Sicherheit der Teilnehmer gewährleistet ist,

5. kein anderer triftiger Grund die Unterstützung der Demonstration oder Kundgebung 

unmöglich macht.

Findet eine solche Demonstration oder Kundgebung im Raum Berlin statt, so wird eine 

Teilnahme im angemessenen Rahmen angestrebt. 
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FITNA

Die Jungen Liberalen Berlin würden es begrüßen, wenn der Film Fitna im Fernsehen 
und an Schulen im Rahmen von Diskussionsrunden gezeigt wird.“

Hatun-Sürücü-Platz

Die Jungen Liberalen Berlin fordern, im Gedenken an die am 7. Februar 2005 in Berlin 
im "Namen der Ehre" ihrer Familie erschossenen Hatun Sürücü, den Hermannplatz in 
Neukölln in Hatun-Sürücü-Platz umzubenennen.

Stadtschloss

Die Jungen Liberalen Berlin begrüßen, wie in jeden anderen Lebensbereichen, die 
private Initiative zum Aufbau des Berliner Stadtschlosses.
Die Jungen Liberalen Berlin lehnen jede staatliche Finanzierung der Mehrkosten einer 
historischen Rekonstruktion ab.
Die Jungen Liberalen Berlin fordern eine alternative Planung für den Platz des 
Stadtschlosses unverzüglich zu entwicklen, da die notwendigen Mittel für das jetzige 
Konzept eines getreuen Nachbaus nicht vollständig durch Private eingetrieben werden 
können. 

Ausländerintegration

Die Jungen Liberalen stellen fest, dass die Integration der in Berlin lebenden 
Nichtdeutschen in höchstem Grade mangelhaft war und ist. Zur Zeit sind über 40% 
der in Berlin lebenden Ausländer arbeitslos; ein Viertel der Ausländer beendet die 
Schule ohne Abschluss. Es ist deshalb nicht verwunderlich, dass nur 16% der 
Ausländer im Jahr 1999 einen Ausbildungsplatz fanden.
Die Jungen Liberalen erkennen folgende Probleme:
- schlechte Beherrschung der deutschen Sprache
- gegenseitige Abgrenzung in bestimmten Stadtvierteln
- überproportionale Kriminalitätsrate (besonders bei 8-21 Jährigen)
- Perspektivlosigkeit (Ausbildungs- und Arbeitsmarkt); fehlende Motivation zur 
Integration
- mangelnde Integrationsbereitschaft und Bildungsorientiertheit in manchen 
Elternhäusern
Die Jungen Liberalen fordern deshalb folgende Maßnahmen:
Da die Sprache der Schlüssel der Integration ist, muss die deutsche Sprache von allen 
Ausländern beherrscht werden.
Zur Einschulung sollen die sprachlichen Fähigkeiten aller Schulanfänger in einem 
Vorstellungsgespräch an der Schule überprüft werden. Sind diese unzureichend, so ist 
ein einjähriger Sprachkurs zu belegen, damit sich das Kind von Anfang an in die 
Klasse integrieren und mit den Mitschülern kommunizieren kann. Zudem sollen bereits 
in der Grundschule multikulturelle Projekte stattfinden, damit die deutschen Schüler 
die für sie fremden Kulturen kennenlernen und akzeptieren. Dies soll zusätzlich im 
Unterricht (Sachkunde, Religion) gefördert werden.
Auf der anderen Seite soll die Muttersprache der Ausländer in schulübergreifenden 
Gruppen gefördert werden, da dies ein Vorteil auf dem Ausbildungs- und Arbeitsmarkt 
sein wird. Dies soll in außerunterrichtlichen Veranstaltungen geschehen, damit sich 
keine Ausländergruppen bilden können, die sich von den deutschen Schülern, bzw. 
auf dem Schulhof abgrenzen.
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Die Integration soll auch in der Freizeit gefördert werden. Deshalb sollen Vereine mit 
Mitgliedern aus verschiedenen Ländern besonders gefördert werden.
Ausländische Familien, die nach Deutschland emigrieren, müssen einen Familien-
Sprachkurs absolvieren. In diesen Kursen soll nicht nur die deutsche Sprache 
vermittelt werden, sondern auch die freiheitlich-demokratischen Grundwerte. So 
sollen bspw. die Rechte und Pflichten der Bürger, Gleichberechtigung, gewaltfreie 
Erziehung und häusliche Gewalt angesprochen werden.
Um die Motivation der Ausländer zu erhöhen, sollen Kampagnen mit Vorbildern der 
ausländischen Jugendlichen gemacht werden. An einem Jugendtag sollen den 
Jugendlichen Anreize zur Ausbildung geschaffen werden: durch eine gute Ausbildung 
kann man mehr Geld verdienen, soziale Sicherheit erlangen und einen Job finden, an 
dem man Spaß hat. An diesem Tag sollen Berufe vorgestellt werden und durch ein 
Abendprogramm noch mehr Jugendliche anlocken.
Über Radio- und Fernsehkampagnen kann man auch die ausländische Bevölkerung, 
die schon länger in Berlin wohnt, über die freiheitlich-demokratischen Grundwerte 
informieren. So ließe sich bspw. eine Kampagne gegen häusliche Gewalt durchführen.
Durch die o.g. Ma0nahmen werden die sprachlichen Fähigkeiten, die 
Integrationsbereitschaft und der Bildungsstatus verbessert. Durch einen höheren 
sozialen Status wird die Kriminalitätsrate sinken und langfristig werden die 
Stadtviertel, die hauptsächlich von einer ethnischen Gruppe bewohnt werden, 
verschwinden. All dies führt zu einer besseren Integration der Ausländer. 

FDP und internes

FDP endlich besser präsentieren

Die Jungen Liberalen Berlin sind anlässlich der nunmehr vorgestellten FDP-
Kampagnenthemen "Mitte stärken" und "Goldtimer" entsetzt, dass die FDP noch 
stärker als bisher keinerlei konkrete Inhalte thematisiert, bzw. bei ihren Themen 
wieder vorhandene Klischees wie das schädliche Image der "Partei der 
Besserverdienenden" bedient.

Die JuLis Berlin fordern die Verantwortlichen im Thomas-Dehler-Haus - ggf. unter 
Auswechslung der verantwortlichen Personen und Werbeagenturen - auf, bei ihren 
Themenkonzepten nicht nur Leerfloskeln zu verwenden und zukünftig vor allem die 
Themenbereiche Bürgergeld, Krankenversicherung und Umwelt zu bearbeiten. Hierbei 
handelt es sich um Bereiche, die momentan vielen Menschen Sorgen bereiten, bei 
denen die FDP überzeugende Konzepte, z.B. aufgrund der aktuellen 
Bundesparteitagsbeschlüsse, hat und mit denen man auch ggf. neue Wählerschichten 
erreichen kann. 
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Internetseite

Der Landesverband Berlin tritt die Nutzungsrechte der Domain www.julis.com,
nachdem ein Eigenbedarf anscheinend nicht mehr besteht, zur Erstverwertung erstmal 
für 12 Monate an den Landesverband Brandenburg ab. Nach Ablauf der Zeit kann der 
LV Berlin wieder Eigenbedarf anmelden. Sollte der LV Brandenburg keinen Bedarf 
mehr an der Adresse haben, wird die Domain als Umleitungsadresse zur Seite des 
Bundesverbandes verwendet. 

Julis für die Landesliste

Die Jungen Liberalen Berlin sprechen sich für eine Landesliste zur nächsten 
Abgeordnetenhauswahl aus und fordern die FDP Berlin auf, eine entsprechende 
Landesliste aufzustellen. 

Schmalz-Jacobsen for President

Die Julis fordern die FDP auf, bei der Wahl zum Amt des Bundespräsidenten der 
Bundesversammlung Cornelia Schmalz-Jacobsen als Kandidatin vorzuschlagen. 

Geschäftskonten

Als Konsequenz aus der zur Eintragung der Jungen Liberalen Berlin in das 
Vereinsregister notwendigen Übertragung der Finanzmittel der Bezirksverbände auf 
sogenannte Geschäftskonten, verpflichtet der Landeskongress der Jungen Liberalen 
Berlin den Landesvorstand, die hierfür etwaig anfallenden Kosten für die Dauer von 2 
Geschäftsjahren, bzw. bei neugegründeten Bezirksverbänden ab dem Zeitpunkt der 
Gründung für 2 Jahre zu übernehmen. 

Mehr Transparenz bei Stellenbesetzungen

Die Jungen Liberalen Berlin fordern den FDP Landesverband, die FDP-Fraktion im 
Abgeordnetenhaus sowie die BVV-Fraktionen auf, sich auf Bezirks- und 
Abgeordnetenhausebene für mehr Transparenz bei der Besetzung von Fraktionsstellen 
und Mitarbeiterposten einzusetzen. Darüber hinaus sollen alle Stellen bei der 
Bezirksverordnetenversammlung und im Abgeordnetenhaus über eine transparente 
Ausschreibung, die öffentlich sein muss, erfolgen. Als Kriterien sind nachvollziehbare, 
objektive Auswahlmechanismen zu verantworten. Die Zuweisung von Stellen an 
Familienmitgliedern, inklusive der Schaffung einer Personalunion von Abgeordneten 
und Fraktionsangestellten, soll untersagt werden. Die Jungen Liberalen Berlin fordern 
weiterhin die FDP-Abgeordnetenhaus-Fraktion auf, eine entsprechende 
Gesetzesvorlage vorzubereiten. 

Beschlossen auf

Lako 2/2005

Beschlossen auf 

Lako 2/2005

Beschlossen auf 

Lako 1/2004

Beschlossen auf 

Lako 3/2003

Beschlossen auf 

Lako 3/2003
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Zusammenarbeit mit der PDS/Linke

Die Jungen Liberalen Berlin sind bereit mit der PDS, der PDS-Jugend, namentlich der 
JAG (Jugendarbeitsgemeinschaft) Berlin und dem Jugendverband Solid im Einzelfall 
zusammenzuarbeiten und Aktionen durchzuführen, sofern inhaltliche 
Übereinstimmung besteht und gemeinsame politische Forderungen und Anliegen 
verfolgt werden. 

Beschlossen auf 

Lako 1 / 2000

Frauenbeauftragte im Juli-Landesvorstand Berlin

Sich für eine Frauenbeauftragte, die im Landesvorstand Berlin kooptiert wird, einzusetzen. Diese 
soll als Ansprechpartnerin für die weiblichen Mitglieder dienen, damit etwaige Probleme erfolgreich 
gelöst werden können.

Beschlossen auf 

dem Lako 2 / 09


